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„dringende
Aufforderung
an die deut-
sche Bundes-
regierung und
das Parla-
ment, das
,PKK-Verbot‘
aufzuheben“

Seite 8



UN-SICHER-
HEITSRAT-SITZ: Die grüne Ab-
geordnete Angelika Beer hat die Re-
de von Außenminister Kinkel zur Re-
form des Sicherheitsrats vor der UN-
Vollversammlung kritisiert: „Aus
Angst vor seinem baldigen Amtsen-

de will Klaus Kinkel wenigstens eines
seiner Ziele erreichen – koste es, was es
wolle … Wer bisher dachte, dem Außen-
minister liege ernsthaft etwas an der
Stärkung der Vereinten Nationen, sieht
sich seit heute eines besseren belehrt.
Sein heute im Deutschland Radio skiz-
zierter Vorschlag, Asien, Afrika und La-
teinamerika sollten ihren Sitz jeweils
mittels Rotationsprinzip teilen,Deutsch-
land und Japan aber ständige Sitze ein-
nehmen,ist der endgültige Bruch mit dem
Ziel, die Vereinten Nationen zu demokra-
tisieren.“ Das Streben der Bundesregie-
rung nach einem ständigen Sitz im UN-
Sicherheitsrat sei „völlig unbegründ-
bar“: „Wir fordern den Außenminister
auf, sich statt eines weiteren Sitzes für
(s)ein europäisches Land intensiver für
eine europäische Lösung einzusetzen.“

GEGEN POSTGESETZ: Der PDS-
Abgeordnete Jüttemann hat das von der
Regierung vorgelegte Postreformgesetz
scharf kritisiert: „Die PDS macht erneut
darauf aufmerksam: Tritt das Gesetz in
seiner jetzigen Fassung zu 1998 in Kraft,
ist die Grundversorgung mit postalischen
Leistungen weder ausreichend definiert
noch gesichert. Der bisher einheitliche
Tarif für Stadt und Land steht auf dem
Spiel. Vor allem droht die Liquidation
weiterer Zehntausender sozialversiche-
rungspflichtiger Arbeitsplätze zugun-
sten prekärer Beschäftigungsverhältnis-
se … Der Postminister setzt damit kurz
vor Ende seiner Amtstage nicht nur die
Axt an das Unternehmen Deutsche Post,
er sorgt im Widerspruch zu den Beteue-
rungen seines Kanzlers für ein weiteres
Anwachsen des Arbeitslosenheeres.“

WEHRSTRAFGERICHTE: Am
24.9. meldeten die Grünen einen (vor-
übergehenden) Abstimmungserfolg im
Rechtsausschuß. Ihr rechtspolitischer
Sprecher Volker Beck berichtete: „Der
Antrag von B ’90/Grüne,das Kapitel 0708
„Wehrstrafgerichtsbarkeit“ zu streichen,
fand wegen mangelnder Präsenz der Ko-
alitionsabgeordneten eine Mehrheit im
Ausschuß. Es handelt sich bei dem Titel
um eine haushaltsrechtliche Option zur
Ermächtigung von Art. 96 Abs. 2 GG,
Wehrstrafgerichte für die Streitkräfte als
Bundesgerichte zu errichten. In einem
Rechtsstaat ist für eine eigenständige
Wehrstrafgerichtsbarkeit kein Platz.“

GEGEN LAUSCHANGRIFF: Nach
einer Experten-Anhörung der grünen
Fraktion zum Lauschangriff erklärte de-
ren Sprecher Manfred Such am 25.9. „In
der Anhörung haben die eingeladenen
Wissenschaftler, Polizeipraktiker und
Vertreter der Anwaltsorganisationen un-

sere ablehnende Haltung zur Verwanzung
des Grundgesetzes einhellig bestätigt.
Danach fordern wir die Koalitionspar-
teien und die SPD erneut auf, die parla-
mentarische Umsetzung der ausgehan-
delten Lauschangriffsregelung zu stop-
pen – so, wie es kürzlich der bayerische
SPD-Landesvorstand getan hat. Auch in
den Bundesländern sind Lauschangriffs-
Kritiker wie die Regierungschefs Hen-
ning Scherf und Peter Cäsar aufgerufen,
im Bundesrat eine Zustimmung ihrer
Länder zum Lauschangriff zu verhin-
dern.“ Einhellig hätten die Sachverstän-
digen gewarnt: „Der Große Lauschan-
griff würde nur im kleinsten Umfang Ver-
dächtige oder gar ‚Gangster‘ treffen, weit
häufiger träfe er gänzlich Unbeteiligte.
Erfahrungen aus den USA zeigen, daß im
Rahmen einer einzigen Abhörmaßnahme
außer dem Verdächtigen durchschnittlich
70 Bürger mit erfaßt werden. Wer beruf-
lich mit einem Verdächtigen zu tun hat
oder ihn auch nur ehrenamtlich berät,
riskiert Polizeikameras im Behandlungs-
zimmer, Mikrofone unter dem Redakti-
onstisch oder gar Wanzen im Beichtstuhl.
Aussage- und Zeugnisverweigerungs-
rechte könnten so ausgehöhlt werden.“
Auf der Anhörung hatten u.a. der Hoch-
schullehrer Prof. Dr. Jürgen Seifert, der
frühere Düsseldorfer Polizeipräsident
Prof. Dr. Lisken, Frank Johnigk, Ge-
schäftsführer der Bundesrechtsanwalts-
kammer,und Eberhard Kempf vom Deut-
schen Anwaltsverein den Lauschangriff
kritisiert.

RITTERKREUZTRÄGER & BUN-
DESWEHR: Am 23.9. kritisierte die
grüne Abgeordnete Annelie Buntenbach:
„Durch ein Besichtigungsprogramm will
sich die Bundeswehr in diesem Jahr wie-
der an der Durchführung des Bun-
destreffens der „Ordensgemeinschaft der
Ritterkreuzträger des Eisernen Kreuzes
e.V.“ (OdR) in Hammelburg beteiligen.
Zudem sollen zwei „Ehrenposten“ der
Truppe für die Rechtsextremen und
Ewiggestrigen strammstehen. Das Rit-
terkreuz gilt als höchste Auszeichnung
der deutschen Wehrmacht des Zweiten
Weltkrieges und wurde von Adolf Hitler
persönlich verliehen. Mit der OdR ehrt
die Bundeswehr einen Verein, der enge
Verbindungen in den Rechtsextremismus
pflegt.“ Rühe solle das sofort beenden.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am
2. Oktober berät der Bundestag über das
Gesetzespaket zum sog. „großen
Lauschangriff“ sowie über einen Antrag
der Grünen zur Begrenzung von Ban-
kenmacht. Am 8. Oktober soll das Kabi-
nett den Beschluß über den „Eurofigh-
ter“ fassen.Am 17.Oktober tagt der Bun-
desrat. Vermutlich wird es dort u.a. um
die Reform des Kindschaftsrechts gehen,
um Änderungen beim Vergaberecht für
öffentliche Aufträge, um Korrekturen
beim Schlechtwettergeld, Rexrodts Plä-
ne zur Reform der Energiewirtschaft und
ebenfalls um die Bankenmacht.
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1. Aus der Traum vom sozialdemokrati-

schen Modell „Arbeitsmarktpolitik“

Nachdem der subventionierte öffentlich
geförderte Arbeitsmarkt mit dem Ar-
beitsförderungsgesetz seit 1969 bis in die
neunziger Jahre hinein für viele er-
werbslose Menschen tatsächlich vor-
übergehend die Möglichkeit schuf, neue
Ansprüche auf Transferleistungen zu
schaffen oder gar den Weg in den ersten
Arbeitsmarkt wieder zu finden, soll jetzt
Schluß mit lustig sein. (…) Grundlage für
die Beerdigung des sog. zweiten Arbeits-
marktes ist das Arbeitsförderungs-Re-
formgesetz, das ab April 1997 einen
Schlußpunkt unter die Illusion sozialer
Abfederung bei Erwerbslosigkeit setzt.
(…)

2. Indizien vom Verschwinden der öffent-

lich geförderten AFG-Arbeitsmarktpolitik

Seit der ab 1. April geltenden AFG-No-
velle haben sich die Möglichkeiten der
Arbeitsförderung für Erwerbslose enorm
verändert. Die Aktionsgemeinschaft ar-
beitsloser BürgerInnen e.V. Bremen be-
tont, daß Frauen ohne Arbeitslosenhilfe
und mit Sozialhilfe keine ABM mehr er-
halten. Erwerbslose sind mit Teilzeit-
ABM mit 80%iger Bezahlung im Ver-
gleich zu ungeförderten Tätigkeiten nicht
mehr motiviert, weil sie zu ABM-Er-
werbseinkommen in wachsendem Um-

fang ergänzende Sozialhilfe benötigen.
Zumutbar für Erwerbslose ist neuer-
dings, daß sie nach sieben Monaten Er-
werbslosigkeit jede Arbeit annehmen
müssen. (…)

Der Verband der ABSen Brandenburg
sieht die ABSen, die in beschäftigungs-
schwachen Regionen die einzigen großen
Arbeitgeber in den neuen Bundesländern
waren, gefährdet. Aus dem Verband von
70 ABSen sind bereits vier verschwun-
den.Von einst 25.000 arbeitsgeförderten
Stellen fehlen per 31.8.1997 schon 6.000.
(…) Der Gesetzgeber zerstört mit dem
AFRG die größten gemeinnützigen Un-
ternehmen mit sozial-ökologischen An-
liegen in den neuen Bundesländern. (…)

Der Landesfrauenrat von Mecklen-
burg-Vorpommern verweist auf die Si-
tuation von Frauen-, Jugend- und sozia-
len Projekten. Es gibt zwar keinen
flächendeckenden Einbruch freier Trä-
ger; dennoch mußten viele Standorte in
ländlichen Gebieten aufgegeben werden.
Für die wegfallende Kinder- und Ju-
gendarbeit, die SeniorInnenbetreuung,
Frauen-und Familienzentren und Frei-
zeitstätten ist kein Ersatz da, weil die
Kommunen keine Mittel aufbringen kön-
nen. (…) Frauen in Teilzeit-ABM erhalten
in Mecklenburg-Vorpommern überwie-
gend ergänzende Sozialhilfe. Frauen mit

Die PDS-Bundestagsgruppe lädt ein

zu einem ExpertInnengespräch:

„Mindestlohn –
wie und für wen?“

am Dienstag, dem 14.10.

von 10.30–17 Uhr, Bonn

Problem:

Die Absicht der Bundesregierung, die
Arbeitskosten in der BRD mit der
Brechstange zu senken und einen Nied-
riglohnsektor mit nicht existenzsi-
chernden Arbeitsverhältnissen zu
schaffen, wird gegenwärtig durch eine
Flut gesetzlicher Änderungen im ar-
beitsmarktpolitischen und sozialen Be-
reich immer deutlicher.Außerdem wer-
den in den neuen Bundesländern be-
reits heute untertarifliche Löhne und
Gehälter unterhalb des Existenzmini-
mums gezahlt, unabhängig davon, ob
Tarifverträge oder existieren oder
nicht.

Anliegen:

Auf der ExpertInnenanhörung sollen
unterschiedliche Standpunkte zum
Thema „Mindestlohn“ diskutiert wer-
den. Dabei soll die Frage beantwortet
werden, warum bestehende tarifliche
und gesetzliche Vorschriften (Tarifver-
tragsgesetz, Gesetz über die Festset-
zung von Mindestarbeitsbedingungen,
Möglichkeit der Allgemeinverbindlich-
keitserklärung von Tarifverträgen,
Entsendegesetz, Europäische Sozial-
charta usw.) nicht verhindern konnten,
daß bisher Mindestlöhne für viele Men-
schen nicht festgelegt wurden. Es ist zu
diskutieren, ob bestehende Regelungen
anders auszugestalten sind oder ob so-
gar ein grundsätzlich normierendes
Mindestlohngesetz eingeführt werden
müßte. Das ExpertInnengespräch soll
dabei helfen, einen Standpunkt zum
„Mindestlohn“ in der PDS-Bundes-
tagsgruppe zu entwickeln und mögli-
che parlamentarische Initiativen vor-
zubereiten.

Eingeladende ExpertInnen und von uns

vorgeschlagene Arbeitsthemen:

• Dieter Lasar (beim Bundesvorstand
der IG BAU für Arbeitnehmerüberlas-
sung zuständig): „Notwendigkeit eines
gesetzlich festgelegten Mindestlohns
für Tarifbereiche. (Allgemeinverbind-
lichkeit von Tarifverträgen)“ 
• Ingeborg Pelster-Firat (Sprecherin
der Landesarbeitsgemeinschaft Ge-
werkschaften der Grünen/Bündnis 90
NRW): „Gesetzlicher Mindestlohn und
soziale Grundsicherung“
• Reinhard Dombre (DGB-Bundesvor-
stand): „Sicherung der Tarifautonomie
unter veränderten Standortbedingun-
gen“.

AFG-Novelle, Kombilöhne & Geringverdienergesellschaft

Tarifautonomie zur Konsolidie-
rung von Niedriglohnsektoren
Von Anne Alex

Weiter nächste Seite oben

So sieht der Berliner „Tagesspiegel“ F.D.P.-Wirtschaftsminister Rexrodt und dessen

Eintreten für eine „Wende“ auf dem Arbeitsmarkt.
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Sozialhilfe, ohne eigenes Einkommen,
nach dem Erziehungsurlaub und joblose
Hochschulabsolventinnen erhalten gar
keine ABM mehr.Statt dessen werden so-
zialhilfebeziehende Hochschulabsolven-
tinnen mit Kind neuerdings zum Papier-
aufsammeln geschickt. (…)

Die Gesellschaft für Arbeits- und So-
zialrecht e.V. schätzt ein, daß ihre Ar-
beitsrechts- und Sozialberatungen in 37
Städten nicht mehr lange existieren wer-
den. In Berlin und Brandenburg gibt es
sie bereits nicht mehr. (…) Obdachlosen-
heime, die Betreuung Obdachloser oder
der soziale Mittagstisch für SeniorInnen
werden zukünftig nicht mehr über ABM
gefördert, da sie für die Kommunen zu
teuer sind. (…)

3. Das „enfant terrible“ Sozialhilfe

Der Intention der Beseitigung einer Ex-
tra-Arbeitsförderung per Gesetz ent-
sprechen die neuerlichen Vorstöße von
Arbeitgeberpräsident Hundt und die Ver-
lautbarungen aus dem Seehoferschen
Gesundheitsministerium. Sie läuteten
jüngst den Grabgesang für die Arbeits-
förderung ein. Arbeitslosengeld wird die
einzige Leistung der Arbeitslosenversi-
cherung.Nach einem Jahr erfolgt der Ab-
sturz in die Sozialhilfe. Das bedeutet
dann aber nicht minimalen Leistungsbe-
zug, wie es den Anschein erweckt. Ar-
beitgeberpräsident Hundt bietet ein
Kombilohn-Modell an.Niedrige Arbeits-
einkommen  sollen für Bedürftige durch
die Sozialhilfe aufgestockt werden. (…)
Die Kombilohnvariante geht wie früher
das FDP-„Bürgergeld“vom Grundge-
danken der negativen Einkommenssteu-
er aus.Damit der zusätzlich auf das nied-
rige Erwerbseinkommen aufgesockelte
Betrag für den Bundeshaushalt nicht so
teuer kommt, muß die Sozialhilfe abge-
senkt werden. Die Konsequenz daraus ist
es, daß für alle, die Sozialhilfe zu bezie-
hen gezwungen sind, der stumme Zwang
der Verhältnisse sie zur Annahme irgend-
einer auch noch so schlecht bezahlten Ar-
beit zwingen wird. Der Normalität
„Niedriglohn“ für private Dienstleistun-
gen aller Art ist damit der Weg geebnet.
(…)

Dabei sind niedrige Erwerbseinkom-
men in vielen Bereichen von Wirtschaft
und Verwaltung längst keine Ausnahme
mehr. In der BRD hatten im Mai 1995
knapp 30% aller Haushalte monatlich
ein Netto zwischen 1 800 und 3 000 DM,
31,2% 3 000 bis 5 000 DM und 13,1% der
Haushalte 5 000 bis 7.500 DM zur Verfü-
gung. Über 7 500 DM hatten nur 5,2%.
Dagegen mußten 20,6% der Haushalte
mit weniger als 1 800 DM auskommen,
wobei 5,2% der Haushalte sogar weniger
als 1 000 DM hatten(1). In den alten und
neuen Bundesländern waren die Nich-
terwerbspersonen mit 33,0% bzw. 40%
diejenigen Haushaltsbezugspersonen
mit Verdiensten unter 1 800 DM. Die

nächst größere Gruppe mit Haushalts-
einkommen unter 1 800 DM sind Arbei-
terInnen mit 8,5 bzw, 9,5%(2).

Als NiedriglöhnerInnen unter der Ar-
mutsschwelle wurden 1995 bereits 2,77
Mio.Vollzeiterwerbstätige gezählt(3).

In Ostdeutschland gibt es viele tarif-
freie Zonen, obwohl die Tariflöhne
durchschnittlich nur 74% des Niveaus
der westlichen Erwerbseinkommen er-
reichen. In vielen Branchen existieren
seit Jahren tarifliche Niedriglöhne, die
nicht zum Leben ausreichen und das
Recht auf Sozialhilfe für die Betroffenen
– meist Frauen – begründen.

Sogar der DGB will plötzlich auch die
Kombilöhne in einer Region ausprobie-
ren. (…) Gegen einen gesetzlich festge-
legten Mindestlohn und eine soziale
Grundsicherung sprechen sie sich aller-
dings immer noch aus. Zur Ehrenrettung
der IG Metall muß allerdings an dieser
Stelle betont werden, daß diese offiziell
den Kombilohn ablehnt hat.

4. Der Weg in die SchuhputzerInnen-

gesellschaft

In der BRD gab es 1995 bereits mehr als
2,77 Mio. Vollzeiterwerbstätige mit Er-
werbseinkommen unter der Armuts-
schwelle. Einkommensarmut wird mit
50% des durchschnittlichen Nettoein-
kommens markiert. Bald werden durch
noch folgende Gesetzesänderungen eine
Mio. SozialhilfeempfängerInnen, eine
Mio. ArbeitslosenhilfeempfängerInnen
und weitere vier Millionen Erwerbslose
im Billiglohnsegment hinzukommen.

Dieser gesellschaftlichen Stoßrich-
tung nähern sich die Parteien der Regie-
rungskoalition und Gerhard Schröder
mit seinem wirtschaftspolitischen Kon-
zept, welches nun auch die SPD akzep-

tiert hat,deutlich an.Herauskommen soll
das arielultra-reine Gesellschaftsmodell
der USA. Für die führenden Ökonomen
im Lande ist die Lage klar, wie der Spie-
gel 38/1997 schreibt: Soll die Nachfrage
nach Arbeit steigen,muß ihr Preis sinken.
„Man müsse die unangenehme Tatsache
in Auge fassen, daß wir bei den Lohnko-
sten ansetzen müssen“, sagt Professor
Herbert Hax, der Vorsitzende des Sach-
verständigenrates. Sein Kollege Wolf-
gang Franz: „Ein großer Teil der Arbeits-
losen hat keinen Job, weil die Löhne so
hoch sind.“

Für HochverdienerInnen sollen dann
alle privaten Dienstleistungen vom Au-
toscheibenwischen, Haushaltsarbeiten
jeglicher Art, Lebensmittel in Ein-
kaufstüten sortieren, GepäckträgerIn-
nen, private Wach- und Schließgesell-
schaften, private Polizei zur Verfügung
stehen. (…) Die Deutsche Bahn AG preist
ihren Reisenden in Intercity und Interci-
ty-Express an Bahnhöfen den Gepäck-
trägerservice an. Diese KollegInnen neh-
men für einmal die Koffer hin- und her-
schieben 2–5 Mark. Was verdienen sie
aber tatsächlich? Große Einkaufsketten
haben plötzlich viele regaleeinpackende,
flaschenabnehmende und plastiktü-
teneinpackende Leute mit Schürze be-
schäftigt. Die Geringverdienergesell-
schaft ist auf dem Vormarsch.

Anne Alex ist Mitarbeiterin der PDS-
Bundestagsgruppe. Ihr Beitrag mußte
aus Platzgründen leider gekürzt werden.

1 Mikrozensus 1995 in: Statistisches Bundesamt
(Hrsg., 1997, Datenreport 1997, Bundeszentra-
le für politische Bildung, Bd. 340, S. 104.

2 Ebenda, S. 106.
3 Schäfer, Pohl, 1996, Niedriglöhne. Armut trotz

Arbeit,VSA-Verlag Hamburg

Fortsetzung von Seite 3:
Niedriglohnsektoren …

Es sei ein Skandal, daß die Militäraus-
gaben (Einzelplan 14) nach den Plänen
der Bundesregierung im nächsten Jahr
steigen sollen (auf knapp 47 Mrd. DM),
während in allen anderen Bereichen
(z.B. Soziales, Gesundheit, Familie, Ar-
beitsförderung) Abstriche gemacht
werden müssen.

Die Friedensbewegung will insbe-
sondere gegen die beabsichtigte Be-
schaffung des Eurofighters 2000 mobil
machen.Von diesem europäischen Jagd-
und Kampfflugzeug, das weder mi-
litärisch noch industriepolitisch einen
Sinn macht, will die Bundesregierung
180 Exemplare anschaffen; geschätzte
Gesamtkosten: 30 Mrd. DM.

Der Arbeitsausschuß Friedensrat-
schlag schlägt den Friedensinitiativen
vor, am 21. und 22. November, also am
Wochenende vor der Entscheidung des
Bundestages, im ganzen Land vor Ort
Abstimmungen in der Bevölkerung zu
organisieren und die Bundestagsabge-
ordneten mit deren Ergebnissen zu kon-
frontieren. Es dürfe nicht sein, daß die
Volksvertreter den Mehrheitswillen der
Bevölkerung ignorieren.

Über die Modalitäten der alternati-
ven Abstimmung informiert das Kasse-
ler Friedensforum (c/o DGB-Kreis Kas-
sel, Spohrstr. 6, 34117 Kassel) im Auf-
trag des AFriRa.
Presseerklärung des AFriRa, Kassel, 8.9.1997

Friedensbewegung macht
mobil gegen Eurofighter
Der Arbeitsausschuß Friedensratschlag
(AFriRa), der die bundesweiten Zusam-
menkünfte der Friedensbewegung vorberei-
tet, ruft die Friedensbewegung auf, sich in die
bevorstehenden Haushaltsberatungen des
Bundestages aktiv einzumischen.
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Von der taz kürzlich befragt, ob er sich für
die Abschaffung des Kontaktsperregesetzes
einsetzen werden, antwortete Bundesjustiz-
minister Schmidt-Jortzig, das Gesetz werde
zwar nicht mehr benötigt, seine Aufhebung
lohne aber die Mühe nicht. Wenige Tage spä-
ter wurde der FDP-Minister aus der
CDU/CSU dahingehend berichtigt, daß auf
das Kontaktsperregesetz auch keineswegs
verzichtet werden könne, ebensowenig wie
auf die anderen im „Kampf gegen den Ter-
rorismus“ geschaffenen Gesetze. 

Zwei Gründe dürften ausschlaggebend
dafür sein, daß die Politik an den Son-
dergesetzen unter allen Umständen fest-
halten will: Zum einen werden sie ange-
wandt – heute vor allem in der Kurden-
verfolgung – bzw.bereitgehalten zur Nie-
derschlagung von Opposition. Zum an-
deren würde ihre Aufhebung ein Schlag-
licht auf die staatliche „Terrorismus-
bekämpfung“ werfen, auf staatliche
Kampfziele, die der Prüfung auf Legiti-
mität, und auf Kampfmethoden, die der
Prüfung auf Rechtsstaatlichkeit nicht
standhalten; sie würde auch die Freilas-
sung der z.T. seit ca. 20 Jahren in Haft ge-
haltenen Gefangenen aus der RAF unab-
weisbar auf die Tagesordnung setzen.

Es ist zu wünschen,daß die beiden hier
vorgestellten, gleichgerichteten Initiati-
ven von Grünen und PDS im Bundestag
aufgegriffen werden. scc

20 Jahre Herbst sind genug

Der Deutsche Herbst jährt sich zum 20.
Mal – Anlaß für manche Rückschau, Er-
innerung und Fernsehspiele. Diskutiert
wird darüber, als wäre das alles nur Ver-
gangenheit. Jedoch ist dieser Deutsche
Herbst nicht nur ein historisches Datum,
sondern die Ereignisse des Jahres 1977
haben unmittelbare Auswirkungen bis
heute. Dieser Herbst hat die Bundesre-
publik zu ihrem Nachteil verändert.

Nicht nur die bewaffneten Gruppen,
sondern als solche bezeichnete „Sympa-
thisanten“, kritische Geister, die Außer-
parlamentarische Opposition, später
dann Punker und Autonome wurden als
nicht zum Gemeinwesen,zu einer offenen
Gesellschaft gehörend, begriffen, son-
dern ausgegrenzt. Diese Verfestigung ei-
nes latent staatsautoritären Zuges der
Gesellschaft und die auf Vernichtung ei-
nes „Feindes“ mit kriegerischen Mitteln
angelegte Innenpolitik haben die politi-
schen und psychologischen Grundlagen
dieser Gesellschaft verschoben. Die da-
malige staatliche Reaktion u.a. auf den
bewaffneten Kampf der RAF drückt sich
in geltenden Normen der Strafprozeß-
ordnung, des Strafgesetzbuches und Ne-
bengesetzen bis heute aus. In einer als
Ausnahmesituation empfundenen ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzung

wurden Sondergesetze im Schnellver-
fahren verabschiedet. Diese Bestimmun-
gen wurden selbst von Springers Mor-
genpost (vom 2.10.1977) als Gesetze be-
zeichnet,mit denen „schwere Eingriffe in
die Rechte Beschuldigter legalisiert
(wurden) und die üblicherweise ein Kri-
terium für Diktaturen darstellen“.

Sie sind heute immer noch gültig. Gül-
tigkeitsberechtigung haben sie keine.

Es gibt keinen Grund für die weitere
Existenz von Sondergesetzen wie

• dem Kontaktsperregesetz, § 31 ff.
EGGVG

• dem strafrechtlichen Tatbestand der
terroristischen Vereinigung,§ 129a StGB,

• der Vorschrift des § 112 Abs. 3 StPO
(Erlaß eines Haftbefehls bei Verdacht
nach § 129a StGB ohne Haftgrund)

• der obligatorischen Kontrolle der
Verteidigerpost, § 148 Abs. 2 StPO, § 29
Abs. 2 StVollzG

• der Durchführung von Jedermann-
kontrollen bei Fahndungen im Rahmen
von § 129a StGB, § 111 StPO

• dem pauschalen Verbot der Verteidi-
gung von mehreren Beschuldigten in ei-
nem Verfahren, § 146 StPO.

Wir, die Unterzeichnenden, fordern
den Bundestag auf, diese Gesetze abzu-
schaffen. Wir fordern die Parteien auf,
entsprechende Gesetzesentwürfe mit
dem Inhalt der ersatzlosen Streichung
einzubringen.

Dem seit 1977 andauernden justiziel-
len Ausnahmezustand sollte anläßlich
des unrühmlichen 20. Jahrestages des
Deutschen Herbstes ein Ende bereitet
werden.
Erstunterzeichner:
Bundesvorstand des Republikanischen Anwäl-
tinnen- und Anwältevereins: Rechtsanwältin Do-
ris Dierbach, Hamburg (Vorsitzende), Rechtsan-
walt & Notar Kay-Thomas Pohl, Berlin, Rechts-
anwalt Wolf-Dieter Reinhardt, Hamburg, Rechts-
anwalt Rainer Ahues, Hannover, Rechtanwalt Ulf
Dembski,Greifswald,Rechtsanwalt Martin Lem-
ke, Hamburg, Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck,
Hamburg; Rechtsanwalt Dieter Hummel, Berlin
(Mitglied des Bundesvorstands der Vereinigung
Demokratischer Juristen) sowie der gesamte
Bundesvorstand der VDJ; Rechtsanwalt Volker
Ratzmann, Berlin (Mitglied des Vorstandes der
Vereinigung Berliner Strafverteidiger)

Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grü-

nen im Abgeordnetenhaus von Berlin

Bundesratsinitiative zur Abschaffung
der §§129 und 129a StGB (Kriminelle
und Terroristische Vereinigung) und der
Folgevorschriften
Das Abgeordnetenhaus wolle be-
schließen:
Der Senat wird aufgefordert, eine Bun-
desratsinitiative mit dem Ziel der Ab-
schaffung der §§129 und 129a StGB und
ihrer Folgevorschriften, der sogenannten
Anti-Terror-Gesetze, zu ergreifen.

Begründung: (…) Ende der siebziger

Jahre haben SPD, F.D.P. und CDU einen
vermeintlichen Wettlauf um die innere
Sicherheit begonnen. In verschiedenen
Gesetzesinitiativen wurden seit 1974 die
sogenannten Anti-Terror-Gesetze verab-
schiedet. Die Bundesrepublik gelangte
damit in der rechtsstaatlichen Gestal-
tung des Strafprozesses an ihren Tiefst-
punkt.Die Unschuldsvermutung und das
Prinzip der freien, ungehinderten Vertei-
digung wurde für diese Verdächtigen
quasi abgeschafft.

Geändert wurden die Strafprozeßord-
nung,das Gerichtsverfassungsgesetz und
das Einführungsgesetz zum Gerichtsver-
fassungsgesetz. Zudem wurden einige
materiell-strafrechtliche Normen novel-
liert bzw. neu eingeführt: die §§ 88a, 111,
126, 129a, 130a, 138, 140, 145d, 241 StGB.

(…) Die §§129, 129a StGB gehören ab-
geschafft. Sie stellen nichts anderes als
die Aufgabe des Tat- und Schuldstraf-
rechts zugunsten eines Gesinnungsstraf-
rechts dar. Die Strafbarkeit wird durch
sie in das Vorfeld der Vorbereitung kon-
kreter strafbarer Handlungen weit vor-
gelagert. Mit dieser Vorverlagerung des
Strafrechtsschutzes unterlaufen beide
Vorschriften die das Tatstrafrecht als
Ausdruck des Rechtsstaatspostulats
kennzeichnende Grenze zwischen
(grundsätzlich) strafloser Vorbereitung
und (im Einzelfall) strafbarer Handlung.
Daraus resultierte eine uferlose Anwen-
dungsmöglichkeit dieser Vorschriften,
die dem grundgesetzlich garantierten
Bestimmtheitsanspruch in keiner Weise
entsprechen. (…)

Der § 129a StGB ist Anknüpfungs-
punkt für zahlreiche gravierende verfah-
rensrechtliche Maßnahmen. (…) Ein Ver-
dacht nach dieser Vorschrift begründet
einen absoluten Untersuchungshaft-
grund, ohne daß es noch der Feststellung
von Flucht,Verdunkelungs- oder Wieder-
holungsgefahr bedarf. (…)

Weiterhin knüpfen sich an den § 129a
isolierende Haftbedingungen, deren An-
ordnung im Fall einer Kontaktsperre (§§
31ff EGGVG) gesetzlich vorgeschrieben
ist. (…) Sie ermöglicht die wochenlange
totale Isolation, nicht mal Kontakte mit
der Verteidigung sind möglich. Damit ist
der Anspruch auch dieser Gefangenen
auf psychische, körperliche und morali-
sche Integrität als Menschen und als Pro-
zeßsubjekte negiert. (…)

Im Jahre 1989 hat der Bundesgesetz-
geber die sogenannte Kronzeugen-Rege-
lung geschaffen, mit der unter der irre-
führenden Bezeichnung „Tätige Reue“
ein Privileg für Denunzianten eingeführt
wurde. (…)

Zwanzig Jahre nach dem deutschen
Herbst 1977 gehört das StGB von sol-
chem Gesinnungsstrafrecht befreit.

(aus Platzgründen gekürzt)

Zwei Initiativen zur Abschaffung der „Antiterror“-Sondergesetze

Für Beendigung des justiziellen Ausnahmezustands
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Die Hamburger Bürgerschaftswahlen brin-
gen eine zwar nicht ganz durchgängige, aber
erkennbare Rechtsentwicklung zum Aus-
druck.

Die SPD entwickelte mit ihren den Wahl-
kampf dominierenden „Law-and-or-
der“-Parolen (s. auch Politische Berich-
te Nr. 19) stark reaktionäre Ordnungs-
vorstellungen. Vor allem in ihre Verant-
wortung fällt, daß zwei politische Ele-
mente gestärkt wurden: das Element von
Ausschließung, Ausgrenzung, Entsolida-
risierung und das Element von Autorität,
Staatsautorität. Die SPD hat jedoch die
Ernte ihrer schlimmen Saat nicht selbst
eingefahren. Ihr Wahlkampf hat die
Rechtsextremen und Neofaschisten be-
günstigt. Sie selbst hat 4,2 Prozentpunk-
te bzw. 43.572 Stimmen verloren (ge-
genüber 1991 sogar rund 100.000 Stim-
men), zum Teil direkt an die DVU, deren
Stimmgewinne überall dort überpropor-
tional hoch waren, wo die Stimmverluste
der SPD überproportional hoch waren,
vor allem in den öden Großwohnsiedlun-
gen. Die CDU hat gegenüber 1993
(25,1%) rund 40.000 Stimmen gewonnen
und 30,7% erreicht, das Ergebnis von
1991 (35,1%) jedoch verfehlt.

Auffällig ist,daß die Grünen (GAL) mit
13,9% ihr vergleichsweise hohes Niveau
im Stadtstaat haben stabilisieren, aus
den großen Verlusten der SPD jedoch
nichts für sich haben verbuchen können.
Angesichts der Tatsache, daß sie der Aus-
einandersetzung mit den Inhalten der re-
aktionären Wahlkampfmobilisierung
ausgewichen sind, ist das jedoch so be-

merkenswert nicht: Sie haben kein Ge-
gengewicht gebildet.

Andererseits hat die FDP, in den ent-
scheidenden Fragen der Wirtschafts- und
Sozialpolitik der äußerst rechte Flügel
der Bonner Koalition,mit ihren 3,5% den
Wiedereinzug in die Bürgerschaft ver-
fehlt und sogar noch 0,7 Prozentpunkte
(ca. 6.500 Stimmen) verloren.

Bürgermeister Voscherau,der die Wen-
dung der SPD hin zu staatsautoritären
Vorstellungen wie kein anderer reprä-
sentierte, ist noch am Wahlabend zurück-
getreten. Die SPD ist allein nicht regie-
rungsfähig. Mit ihm wäre eine rot-grüne
Koalition sehr unwahrscheinlich gewe-
sen; ob sie mit seinem Nachfolger Runde
wahrscheinlicher geworden ist, steht
noch dahin – der Druck in Richtung große
Koalition insbesondere aus den Vor-
standsetagen der Hamburger Wirtschaft
ist immens. Vor dem Hintergrund der
Hamburg-Wahlen zeichnet sich für die
Bundestagswahlen die Fragestellung:
große Koalition oder Rot/Grün neu ab.

Weichenstellung

In der BRD stimmt das soziale Gefüge mit
dem sozialrechtlichen Gefüge nicht mehr
zusammen.Vor allem in der Sozial- und
Steuergesetzgebung stehen – so oder so –
große Umwälzungen an.Die konservativ-
liberale Koalition antwortet auf den
Wandel mit Maßnahmen, die die soziale
und politische Ungleichheit vertiefen,die
Ausgrenzung vorantreiben und im Inne-
ren zu einem autoritären Staat, nach
außen zu Einmischung und Kriegen
führen.Diese Politik hat eine Basis in den

Begünstigten des Systems. Doch diese
bilden nur eine, wenn auch keine ganz
kleine, Minderheit. Dies Ungleichge-
wicht bedroht die parlamentarische
Mehrheit der Koalition. Sie sieht ihren
Ausweg in einem Konjunkturauf-
schwung, der den Kreis der Begünstigten
wachsen lassen und in weiteren Kreisen
zumindest die Hoffnung auf Begünsti-
gung schüren und der so der Koalition er-
neut eine parlamentarische Mehrheit
verschaffen kann. Aber selbst wenn sie
die Wahlen gewinnt, ist es fraglich, ob die
erreichbare Mehrheit die großen Umbau-
ten trägt und die gegenwärtige Stockung,
für die man mit der Definitionsmacht der
Herrschenden den Begriff „Reformstau“
gefunden hat, lösen kann.

Eine große Koalition setzt voraus, daß
ein breiterer gesellschaftlicher Konsens
in wichtigen Grundfragen hergestellt
wird: darüber vor allem, daß als Prinzi-
pien bei den Umbauten nicht die Solida-
rität, sondern die Ausschließung und
Ausgrenzung, und nicht die Selbstbe-
stimmung der Menschen, sondern die
Staatsautorität zur Geltung gebracht
werden. Die SPD hat sich in ihrem Ham-
burger Wahlkampf, unter ausdrückli-
chem Bezug auf die von Voscherau gern
so bezeichneten „kleinen Leute“, darauf
eingelassen, und es bedarf schon einer
weitgehenden Kehrtwende, wenn sie für
Bonn ernsthaft eine rot-grüne Koalition
anstrebt.

„Was haben Sie gegen
das Militär?“

In einer Presseerklärung hatten Diet-
mar Bartsch und André Brie (PDS-Par-
teivorstand) den Versuch unternommen,
sich von der Aussage des Hamburger
Wahlplakat „Soldaten benutzen bis-
weilen Schaufeln statt Gewehre und
sind im militärischen Ernstfall staat-
lich ausgebildete Mörder“ (siehe Politi-
sche Berichte Nr. 19, S. 22f.) zu distan-
zieren, ohne Tucholsky („Soldaten sind
Mörder“) mit in die Pfanne zu hauen.
Sinngemäß: In der Konkretisierung auf
den Bundeswehreinsatz an der Oder lä-
ge das Verfälschende, Verwerfliche. Ei-
ne Antwort aus Hamburg, gefunden im
CL-Netz, macht deutlich, daß das Pro-
blem bei Bartsch und Brie liegt: Ihre
mangelhafte und oberflächliche Kennt-
nis Tucholskys treibt sie unversehens in

die frontale Auseinandersetzung mit
pazifistischen Grundaussagen.

In der Antwort heißt es: „Mit dem
Plakat wurden nicht die einzelnen Sol-
daten diffamiert, sondern der Militaris-
mus wurde angegriffen, und dies in dem
Sinne von Tucholsky und nicht, wie
Dietmar und André unterstellen, gegen
diesen. Denn auch die Kritik an einem
Einsatz bei einem Dammbruch ist nicht
neu, sondern wurde so schon von
Tucholsky im „Gesunden Pazifismus“
formuliert:

„Aber sehen Sie doch, in allen Län-
dern, wie hübsch die Soldaten mar-
schieren; und wie nett sie blasen und tu-
ten und trommeln; und wie schmuck sie
aussehen; und wie wacker sie helfen,die
organisierten Nichtstuer, wenn es ein-
mal im Jahr einen Dammbruch zu ver-
hüten gilt.Was haben Sie gegen das Mi-
litär –?“

Die PDS kandidiert zur
Landtagswahl in Nieder-
sachsen im März 1998

Der Landesverband Niedersachsen
der PDS wird zur Landtagswahl am
1.3.1998 kandidieren und eine offene
Landesliste aufstellen. Dies beschloß
die Landesdelegiertenkonferenz am
28.9.1997 in Oldenburg.Von den Dele-
gierten wurde ein Landeswahlaus-
schuß und ein neuer Vorstand gewählt.

Als Vorsitzender des Landesver-
bandes wurde der Oldenburger
Rechtsanwalt und Ratsmitglied des
Stadtrates Hans-Henning Adler wie-
dergewählt.

Die Landesdelegiertenkonferenz
wird am Wochenende des
22./23.11.1997 fortgesetzt, um dann
ein Landeswahlprogramm „Nieder-
sachsen – sozial und solidarisch“ zu
verabschieden und die Landesliste zu
wählen, zu der Sozialistinnen und So-
zialisten aus Niedersachsen aufgeru-
fen sind, sich zu beteiligen.

Der Landesverband hat einem Be-
schluß des Bundesparteitages folgend
seinen Namen geändert und den
früher geführten Zusatznamen „Lin-
ke Liste“ aufgegeben. Kreisverbände
können diesen Namenszusatz aber
noch führen.

Oldenburg, den 28.9.1997
gez. Hans-Henning Adler

Nach den Bürgerschaftswahlen in Hamburg

Eine große Koalition oder 
eine rot-grüne Koalition?
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„Law and order“

Voscherau hat noch nach der Wahlnie-
derlage wiederholt geäußert, daß die
Rechtsextremen, hätte die SPD nicht die
innere Sicherheit und „Ausländer-Kri-
minalität“ zum Wahlkampfthema ge-
macht, weitaus höhere Ergebnisse erzielt
hätten. Man fragt sich, wie es möglich ist,
daß ihre Law-and-order-Kampagne der
äußersten Rechten nutzt, ohne daß die
SPD, davon ist auszugehen, das will oder
auch nur einsieht.

Es ist eine vor allem in den Großstäd-
ten zu machende Erfahrung, daß die so-
ziale Zerklüftung auch in der Arbeiter-
bevölkerung die Tendenzen stärkt, mit
der Macht zu gehen, auf die selbst erfah-
rene Ausgrenzung mit Ausgrenzung, auf
die erfahrene Ohnmacht mit dem Ruf

nach der Staatsautorität
zu reagieren. Das erklärt
die Einbrüche der Rechts-
extremen und Faschisten
in die sog. Arbeiterviertel.
Der Unterschied zwischen
SPD und DVU ist, subjek-
tiv wie objektiv, evident,
und wenn etwa Voscherau
sagt: Kriminelle Auslän-
der abschieben, dann
meint – und macht – er da-
mit immer noch eine ande-
re Politik als die DVU, die
diese Parole auf ihren
Wahlplakaten verklebte.

Doch bei aller Unterschiedlichkeit in der
Politik stärkt die von der SPD losgetre-
tene Law-and-order-Kampagne die Ele-
mente des Ausschließens und der Staats-
autorität, die am brutalsten, entfesselt-
sten die Faschisten verkörpern. Sie hat
nicht – oder zunehmend weniger – die
„kleinen Leute“ an die SPD gebunden,
sondern Hemmschwellen gegen die Wahl
von DVU und Reps gesenkt.

Probleme der PDS-Politik

Die PDS erzielte 0,7% bzw. 5.350 Stim-
men, eine Verbesserung von ca. 1.600
Stimmen gegenüber 1991 (0,5%) und gut
1.000 Stimmen gegenüber dem Ergebnis
der Linken Alternative 1993. Gegenüber
den Bundestagswahlen 1994 verlor die
PDS über 16.000 Stimmen.

Der Parteivorstand reagierte auf das
Ergebnis distanzierend. Mit einer „prin-
zipiell anderen Politik“ habe die PDS
1994 in Hamburg 2,2% erreicht und gute
Aussichten, 1998 über 3% zu erreichen.
Tatsächlich hat die PDS als ganze im
Wahlkampf nicht eine „prinzipiell ande-
re“ Politik als der Teil des Hamburger
Landesverbandes gemacht, der den
Wahlkampf geführt hat, sondern im we-
sentlichen keine.In der Hamburger PDS-
Diskussion wird kritisiert, daß die PDS
die großen sozialen Probleme nicht in den
Mittelpunkt gestellt,keine konkreten Al-
ternativen aufgezeigt hat. Das größere
Problem ist jedoch, daß die PDS für die
Auseinandersetzung mit den reak-
tionären Inhalten des Wahlkampfes nicht
gerüstet war; es gibt keine PDS-Politik,
die in diesem Wahlkampf auf die Lan-
desebene hätte konkretisiert werden und
bestehen können. Durch Ausweichen auf
andere Gebiete wird die PDS dieses Man-
ko nicht ausgleichen können. Sie kann in
den bevorstehenden harten Auseinan-
dersetzungen nur bestehen, wenn sie als
innovative Kraft wirksam wird, ihr poli-
tisches Handeln und Streben umfassend
aus den Interessen der Nicht-Begünstig-
ten, Ausgegrenzten begründet, die Ele-
mente von Solidarität, Selbstbestim-
mung und Selbsttätigkeit entfaltet.Nicht
nur in der Sozialpolitik, auch und gera-
de in der Flüchtlingspolitik, „Ausländer-
politik“, der Außenpolitik. scc, kun

Die DVU kam nur knapp
unter 5 Prozent

„Immer mehr Hamburger sagen:
Schnauze voll“, volkstümelte die Wahl-
kampfausgabe der Deutschen Wochen-
zeitung und traf damit offensichtlich die
Stimmung von 40.912 Hamburger Wäh-
lerinnen und Wählern, die einem dump-
fen Rassismus im Stürmerstil zustim-
men und DVU wählten. Bei einem Er-
gebnis von 4,975 Prozent verhinderten
190 fehlende Erststimmen den Einzug
der DVU ins Rathaus. Auf kommunaler
Ebene erzielte die DVU 5,3%; sie wird
in vier von sieben Bezirksparlamenten
(Mitte (8,5%), Harburg (7,5%), Wands-
bek (5,5) und Bergedorf (5,5)) vertreten
sein.

Ausschlaggebend für den DVU-Er-
folg war eine massive Propagan-
daschlacht „ohne Personal, aber mit
Millionen Kapital im Rücken“. Hatte
sich die DVU ihren Dreck im Hambur-
ger Wahlkampf 1993 noch 2 Millionen
Mark kosten lassen, dürften diesmal al-
lein die Ausgaben für die rund 3 Millio-
nen Postzustellungen diesen Betrag
überschritten haben. Dazu kommen
noch einmal Hunderttausende für
Sicht- und Flugzeugwerbung.

Rechnet man die Ergebnisse der kon-
kurrierenden Reps (1,9%) und der NPD
(0,1%) hinzu,beträgt der Stimmenanteil
bei der Bürgerschaftswahl für offen-

sichtlich (neo)faschistische Parteien
knapp sieben Prozent. Ohne den „Wolf
im Schafspelz“ bleibt diese Rechnungen
jedoch unvollständig: Vom Bund freier
Bürger, der mit 1,3 Prozent deutlich un-
ter den eigenen Erwartungen abschnitt,
erhofft sich ein Teil der Braunzone zwi-
schen Neokonservatismus und Faschis-
mus, „im bürgerlich-reputierlichen Mi-
lieu ehemaliger FDP- und CDU-Wähler
Anhänger zu sammeln“.

Doch weder der massive Einsatz von
Geld und Werbung in einer Größenord-
nung der etablierten Parteien noch die
gezielte Ansprache im Stil einer „D-
Mark-FDP“ führte zum Einbruch in das
umworbene, rechtsbürgerliche Wähler-
klientel. Viele der BfB-Wähler dürften
deshalb von dem strategischen Gedan-
ken eines Parteiaufbaus „rechts der
Union“ geleitet sein. In der letzten Aus-
gabe der Jungen Freiheit unmittelbar
vor der Wahl lesen sich diese Überle-
gungen so: „Viele politisch Interessier-
te, die sich durch das Parteienspektrum
nicht mehr repräsentiert fühlen, rech-
nen mit einem Trend, auf wen man 1998
,setzten’ soll. So plädiert der Starnber-
ger Friedensforscher Alfred Mechters-
heimer in einem internen Papier für die,
von ihm initiierte ,Deutschland-Bewe-
gung’, daß seine Anhänger ,sich auf das
beste Pferd’ konzentrieren sollen. Das
,beste Pferd’ sei die alternative Partei,
die in Hamburg das höchste Ergebnis er-

zielt.Wobei er als relevante Alternativen
den Bund freier Bürger und die Repu-
blikaner ansieht.“

Fazit: Ausgehend von den Ergebnis-
sen der Bürgerschaftswahl vor vier Jah-
ren, bei der NL, DVU und Reps zusam-
men auf 7,6 Prozent kamen, konnte sich
der Anhang faschistischer und rechts-
populistischer Parteien mit sieben bis
acht Prozent auf erschreckend hohem
Niveau stabilisieren.

Vor allem der hohe Anteil an Jung-
wählern (18 bis 25 Jahre) für die DVU ist
es, der für die politische Auseinander-
setzung Schlimmes befürchten läßt. Mit
einem infamen Plakat, welches im Stür-
mermanier mit einem Bild zum Rassen-
haß gegen „Türken“ und „Neger“ auf-
ruft und sogar diejenigen schockierte,
die von der DVU einiges gewöhnt sind,
umwarb der Frey-Verein in der Woche
vor der Wahl seinen potentiellen Nach-
wuchs.

Der breite Widerstand gegen die
DVU-Hetze darf jedoch nicht darüber
hinwegtäuschen, daß die Verrohung in
der rechten Jugendszene erschreckende
Ausmaße angenommen hat.Rund 10 000
junge Erwachsene – beziehungsweise je-
der achte männliche Jugendliche (12,4%
der Männer, 5,4% der Frauen dieser Al-
tersgruppe) – setzen ihr Kreuz nicht
trotz, sondern wegen des demonstrati-
ven und aggressiven Rassenhasses bei
der DVU.

Wahlkampf-Szene in Hamburg. Foto: FotoArchivKollektiv
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In Deutschland leben mehr als 500 000 Kur-
dinnen und Kurden, z.T. als Arbeitsmigranten,
z.T. als politische Flüchtlinge. Sie sind die
drittgrößte Bevölkerungsgruppe unter den Mi-
granten. Obwohl die Angehörigen aller ande-
ren Nationalitäten sich in Deutschland frei or-
ganisieren und artikulieren können, werden
diese Rechte den Kurden vorenthalten. Die
rechtliche Grundlage für diese beispiellose
Diskriminierung der Kurden in Deutschland
bildet das sog. „PKK-Verbot“ des Bundesin-
nenministers Manfred Kanther vom 26.11.93.

Dieses Verbot zog eine harte Kriminali-
sierungswelle gegen Kurdinnen und Kur-
den nach sich. Rund 300 von ihnen ver-
büßen in deutschen Gefängnissen
Haftstrafen oder warten auf ihre Prozes-
se. Es gab und gibt Tausende von Verfah-
ren wegen des Zeigens „verbotener Sym-
bole“, wegen Teilnahme an „verbotenen
Demonstrationen“ oder wegen „verbote-
nen Parolen“. Ungezählte Existenzen
wurden vernichtet, Familien zerbrochen,
bisher unbescholtene Menschen zu hohen
Geld- und Gefängnisstrafen verurteilt.
Nicht zuletzt wurde der Protest gegen die
Verbote verboten – ob er von Kurden oder
Deutschen angemeldet wurde.

Seit 1993 hat sich
vieles geändert, so-
wohl in Kurdistan
und in der Türkei als
auch in Deutschland.
Die Bemühungen der
kurdischen Organi-
sationen und deren
Verhaltensweisen in
Europa werden von
vielen Menschen, ge-
sellschaftlichen
Kräften und Organi-
sationen in Deutsch-
land wahrgenommen,
begrüßt und auch un-
terstützt. Vor dem
Hintergrund dieser
wichtigen Verände-
rungen erscheint das
deutsche „PKK-Ver-
bot“ überholt, zumal
die ERNK (Nationale
Befreiungsfront Kur-
distans) europaweit
immer mehr Zu-
spruch und diploma-
tische Akzeptanz erfährt und in vielen
europäischen Hauptstädten offizielle
Büros unterhält, so z.B. in Rom, Athen,
Wien oder Kopenhagen.

Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner dieses Aufrufs wenden sich mit
der dringenden Aufforderung an die
deutsche Bundesregierung und das Par-
lament, das „PKK-Verbot“ aufzuheben
und damit eine Normalisierung der Ver-
hältnisse einzuleiten. Nicht zuletzt wür-

de ein solches Vorgehen auch Friedens-
schritte in der Türkei erleichtern. Es ist
an der Zeit, durch einen Prozeß des Dia-
logs das bestehende Unrecht gegenüber
den Kurden in Deutschland aufzuheben
und sie mit den Angehörigen anderer Na-
tionalitäten gleichzustellen.

Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner fordern außerdem die deutsche
Öffentlichkeit auf, diesen Aufruf auf
breiter Basis zu unterstützen und an den
Veranstaltungen teilzunehmen, die mit
dem Ziel der Aufhebung des Verbots in
den kommenden Wochen überall in
Deutschland stattfinden werden.

Es ist an der Zeit, den Kurden in
Deutschland den Knebel aus dem Mund
zu nehmen – das „PKK-Verbot“ muß auf-
gehoben werden!

Erstunterzeichner, -innen

und Organisationen: 

Aachener Friedenspreis (Vorstand) • Ap-
pell von Hannover (Hans Branscheidt) •
Mitglieder des deutschen Bundestags
PDS: Ulla Jelpke, Dr.Winfried Wolf, Hei-
demarie Lüth, Willibald Jacob, Barbara
Höll,Dr.Günther Maleuda,Maritta Bött-
cher, Rosel Neuhäuser, Prof.Dr. Ludwig

Elm, Eva Bulling-
Schröter, Rolf Köh-
ne, Steffen Tippach,
Heinrich Graf von
Einsiedel • Mitarbei-
terInnen der PDS-
Bundestagsgruppe:
Daniela Zafari, Dr.
Angelika Schiffers,
Monika Morres, Gu-
drun Hentges, Mark
Holzberger, Ute Ab-
raham, Katina Schu-
bert • prison watch
international, Nie-
dersächsisch-kurdi-
sche Initiativgruppe
„Dialog statt Ver-
bot“, Heidi Lipp-
mann-Kasten, MdL
Niedersachsen • Ro-
te Hilfe (Bundesvor-
stand) • Verein der
Juristen aus Kurdi-
stan • Heinz Stehr
(Bundesvorsitzender
der DKP) • Anti-Dis-

kriminierungsrat Schleswig Holstein •
Lübecker Bündnis gegen Rassismus •
Basta! Linke Jugend Lübeck • Rechts-
hilfeverein AZADI e.V. • Informations-
stelle Kurdistan e.V.

Voraussichtlich in der Zeit vom 4.–26.11.

wird ein Kampagnenbus gegen das

„PKK-Verbot“ durch Deutschland reisen.

Informationsstelle Kurdistan e.V., Maxstraße 50,
53111 Bonn. Telefon / Fax: 0228-65 61 27

Ein Aufruf gegen das PKK-Verbot

„Dialog statt Verbot!“
Ein Vorschlag

Eine Petition

gegen das

PKK-Verbot?
Auch wenn die große Anstrengung des
„Friedenszug Musa Anter“ nicht den
erhofften politischen Fortschritt für
eine politische Lösung der Kurdistan-
Frage erbracht hat: Die Anstrengun-
gen für eine politische Lösung dürfen
nicht nachlassen. Für eine politische
Lösung des Kurdistan-Konflikts ein-
treten heißt auch, die Aufhebung des
seit 1993 in der Bundesrepublik gel-
tenden PKK-Verbots zu verlangen.
Der nebenstehend dokumentierte
Aufruf ist deshalb eine gute Sache, die
unbedingt Unterstützung verdient –
auch bei den Grünen, bei antifaschi-
stischen Gruppen, Gewerkschaften,
Kirchen, Flüchtlingsgruppen usw., die
in der Liste der Erstunterzeichnenden
eher noch schwach vertreten sind.

Die in dem Aufruf enthaltene
„dringende Aufforderung an die deut-
sche Bundesregierung und das Parla-
ment, das ,PKK-Verbot‘ aufzuheben“,
könnte womöglich durch eine weitere,
auf dem Aufruf aufbauende Aktion
noch wirkungsvoller unterstrichen
werden.

Wenn es gelänge, eine breit ange-
legte Petition – mit Unterstützung von
Leuten aus verschiedenen politischen
und gesellschaftlichen Spektren – an
den kommenden, im September 1998
neu zu wählenden Bundestag ins Le-
ben zu rufen, so könnten über das ge-
samte kommende Bundestagswahl-
jahr hin auf vielen politischen Aktio-
nen, Infoständen, Veranstaltungen
usw. für diese dringend notwendige
Aufhebung des PKK-Verbots und ei-
ne demokratische „Wende“ in der
Kurdistan- und Kurdenpolitik in die-
sem Land Unterschriften gesammelt
werden und im September / Oktober
1998 dem dann neugewählten Bun-
destag übergeben werden.

Wenn viele mitmachen, müßte es ei-
gentlich gelingen, unter eine solche
demokratische Petition viele Unter-
schriften zu sammeln.

Auch von den kurdischen Vereinen
und ihren vielen Mitgliedern hierzu-
lande könnte eine solche Aktion un-
terstützt werden, denn das Petitions-
recht ist nicht an die deutsche Staats-
bürgerschaft gebunden, kann also
auch von hier lebenden Kurdinnen
und Kurden uneingeschränkt wahrge-
nommen werden!

Vielleicht läßt sich ja auf den Ver-
anstaltungen und anderen Aktionen,
die rund um den nebenstehenden Auf-
ruf stattfinden sollen, hierüber bereits
eine Verständigung erzielen. rül
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In der linken baskischen Tageszeitung
egin wurden während der letzten zwei-
einhalb Monate die Vorfälle des Sommers
ausführlich und kontrovers diskutiert.
Zunächst wurde verschiedentlich ange-
regt, die ETA zu einer einseitigen Waf-
fenruhe aufzufordern, um die Lage zu
entspannen.Dem versetzte der spanische
Innenminister Mayor Oreja einen Dämp-
fer, indem er äußerte, er würde nicht ei-
ne Minute damit verschwenden, sich mit
einer möglichen Waffenruhe der ETA zu
beschäftigen.

Die pazifistische Richtung innerhalb
der baskischen Linken vertritt insbeson-
dere die soziale Bewegung „Elkarri“, die
im egin einerseits HB vor Angriffen und
Ausgrenzungsbestrebungen der übrigen
Parteien verteidigte, andererseits aber
auch die falsche und selbstzerstörerische
ETA-Strategie kritisierte. Im Laufe der
Diskussion mehrten sich die Beiträge,die
sich mit dem Problem beschäftigten, daß
die spanische Rechte offenbar darange-
gangen ist, nicht allein ETA, sondern die
ganze linke baskische Unabhängigkeits-
bewegung zu zerschlagen.

Am 10.9.wandte sich HB mit einer aus-
führlichen Erklärung in Form eines
Briefs an die internationale Öffentlich-
keit.

Außer den Fakten, die bisher schon in
den Politischen Berichten dargestellt
wurden, erwähnte HB z.B. noch:

„Seit dem 12. Juli ist das Leben ein ab-
soluter sozialer Alptraum. Angriffe auf
HBs gesellschaftliche Zentren und
Attacken offenkundig anti-baskischer
Natur,oft mit äußerst faschistischem Ver-
halten, gegen HBs Unterstützer und
Sympathisanten finden statt. Baskische
Fahnen werden von öffentlichen Zentren
herabgerissen und verbrannt, Eingangs-
türen von Zentren Herri Batasunas wer-
den zertrümmert, und die Leute, die aus
diesen Zentren herauskommen, werden
brutal angegriffen. Sogar auf den
Straßen werden Leute, die T-Shirts oder

Buttons mit baskischen Slogans tragen,
gejagt und verprügelt.“

„,Auf sie muß gezeigt werden, man
muß sie beschimpfen, sie müssen sozial
isoliert werden‘, sagen Politiker der re-
gierenden PP über die Unterstützer und
Sympathisanten HBs. Die soziale Atmo-
sphäre ist so, daß einige politische An-
führer, die ansonsten die Anti-ETA-Poli-
tik der Regierung unterstützen, ihre Be-
sorgnis zeigen, erschreckt über die fa-
schistische Eskalation, so wie dies Julio
Anguita tut, Präsident der Vereinigten
Linken in Spanien, der eine Parallele
zwischen der Verfolgung Herri Batasun-
as und der linken Basken und der Verfol-
gung, die die Juden durch die Hand der
Nazis erleiden mußten, zieht.“

Wie kommt es dann, daß HB ETAs Ak-
tionen nicht verurteilt? „Herri Batasuna
fällte schon vor langem die Entschei-
dung, sich nicht den Verurteilungen von
ETA-Aktionen anzuschließen, solange es
keine wirkliche Demokratie im Basken-
land gibt und unsere Meinung und unse-
re politische Aktivität nicht frei und un-
gehindert sind.“

„Der spanische Staat besteht darauf,
HB aus der baskischen politischen und
sozialen Szene auszuradieren, obwohl er
weiß, daß HB eine völlig legale politische
Partei mit breiter Wählerunterstützung,
friedlichem Verhalten und absolut demo-
kratischen und legitimen Zielsetzungen
ist.“ „Der Staat hat nicht den Mut, dem
politischen Projekt der baskischen Lin-
ken, Unabhängigkeit und Sozialismus,
ins Gesicht zu sehen, und so weigert er
sich einfach, uns den demokratischen
Weg zur Verfügung zu stellen, unsere Zie-
le zu erreichen; der spanische Präsident
Aznar sagte es kristallklar: ,Sie werden
an keinem ihrer Ziele ankommen und we-
der die Unabhängigkeit noch den Sozia-
lismus erreichen‘.“

Herri Batasuna appelliert an die Soli-
darität der internationalen Öffentlich-
keit: „Wir sind uns wohl bewußt, daß ei-

ne positive Anteilnahme der internatio-
nalen Gemeinschaft fundamental für uns
ist.“

Der blutige Konflikt im spanischen
Baskenland hat in der Nacht vom 23.zum
24.9. wieder zwei Todesopfer gefordert:
Die Guardia Civil erschoß in Bilbao zwei
Mitglieder der ETA. Erste polizeiliche
Darstellungen, wonach die Guardias in
Notwehr abgefeuert hätten, wurden von
Augenzeugen nicht bestätigt; trotzdem
sprach das spanische Innenministerium
von einer gelungenen Aktion und zeigte
sich „befriedigt“.

egin schreibt (25.9.): „In den letzten 15
Jahren sind 30 Militante baskischer be-
waffneter Organisationen in Umständen
gestorben,die die offizielle Version immer
als „bewaffnete Auseinandersetzung“
dargestellt hat. Merkwürdigerweise kam
bei diesen Vorfällen nur ein einziger Po-
lizeiagent ums Leben“.

Einer der beiden in Bilbao umgekom-
menen Etarras, Gaizka Gaztelumendi
(27), war zunächst in der Jugendorgani-
sation Jarrai, bei Herri Batasuna und in
der Amnestie-Organisation Gestoras
pro-amnistia aktiv, bevor er vor drei Jah-
ren in den Untergrund ging. Der zweite
Etarra wurde als Jose Miguel Bustinza
(40) identifiziert. Dieser hatte über 15
Jahre im Exil gelebt; er hinterläßt eine
Tochter.

Karmelo Landa (HB) nannte die Poli-
zeiaktion eine „unheilvolle Operation“.
Jarrai und die Gewerkschaft LAB, aber
etwa auch die trotzkistische Gruppie-
rung Zutik verurteilten den Tod der zwei
Basken und riefen dazu auf, an den Pro-
testdemonstrationen teilzunehmen. LAB
äußerte dabei den Verdacht, die Guardia
Civil könnte die Liquidation der Etarras
bewußt einer Verhaftung vorgezogen ha-
ben.Im folgenden wurden noch 12 Perso-
nen verhaftet,das Innenministerium geht
von der Zerschlagung des Kerns des ETA-
Kommandos in Bizkaia aus.

Manfred Ostrowski

Unmittelbar vor Beginn des Pro-
zesses am 6.10. gegen die ge-
samte Leitung der baskischen
Linkspartei Herri Batasuna (HB)
wegen angeblicher „Kollaborati-
on“ mit der ETA sieht es ganz so
aus, als würde es zu einer Verur-
teilung kommen. Die gegenwärti-
ge Situation stellt sich für HB sehr
ungünstig dar: Die spanische Re-
gierung und mit ihr die gesamte
Rechte drängen auf eine Verur-
teilung der baskischen Politiker.
Die rechte spanische Presse er-
zeugt noch zusätzlichen öffentli-
chen Druck auf die Justiz.

10 000 Personen versammelten sich

am 13.9. in Anocta, um den 20. Jah-

restag des Ersterscheinen der baski-

schen Tageszeitung „egin“ zu feiern.

Die Zeitung „egin“ ist das Sprach-

rohr der baskischen Linken. Sabier

Salutregi, Zuzendaria (Direktor) der

Zeitung: „Ohne freie Information wird

es niemals Freiheit geben“.

HH ee rr rr ii   BB aa tt aa ss uu nn aa   vv oo rr   dd ee mm   PP rr oo zz ee ßß   ––   ÜÜ bb ee rr ll ee gg uu nn gg ee nn   uu nn dd   ee ii nn ee   SS ee ll bb ss tt dd aa rr ss tt ee ll ll uu nn gg

DD ee rr   TToo dd   zz ww ee ii ee rr   EE tt aa rr rr aa ss   ww ii rr ff tt   FF rr aa gg ee nn   aa uu ff
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Türkei

Neuer Überfall auf
Südkurdistan
Zum zweiten Mal in diesem Jahr ist die tür-
kische Armee in Südkurdistan eingefallen. In
der Nacht zum 25. September überschritten
rund 30 000 Soldaten und 1 500 Dorfschüt-
zer die türkisch-irakische Grenze. 150 Pan-
zer, gepanzerte Fahrzeuge, Cobra-Hub-
schrauber aus Hakkari und Sirnak sowie
F16-Bomber von den Stützpunkten Malatya
und Diyarbakir unterstützen die Invasion.

Tagelang war das Grenzgebiet bombar-
diert und türkische Soldaten auf Lkws
mit irakischem Kennzeichen über die
Grenze transportiert worden. Im von der
KDP kontrollierten Gebiet ist die türki-
sche Armee über Cizre-Habur auf der
Straße von Dohuk Richtung Zaho ent-
lang der syrischen Grenze rund 50 Kilo-
meter vorgestoßen. Entlang der übrigen
Grenze versucht die türkische Armee
Brücken zu bauen,in den Schluchten vor-
zustoßen und die Gebirgszüge zu beset-
zen.An keiner Stelle kam die Armee über
einige Kilometer hinaus. Auf der ganzen
Grenzlänge haben sich heftige Kämpfe
entwickelt. Zur Entlastung wurden jetzt
die Spezialeinheiten aus Elazig,Urfa und
Bolu an die vordere Frontlinie geschoben.
Das sollen weitere ca. 20 000 Mann sein.

Wie beim letzten Einmarsch nach Süd-
kurdistan erklärte die türkische Militär-
führung: Barzani, der feudale Führer der
KDP-Irak, habe die Türkei um Hilfe an-
gerufen. In den letzten drei Monaten fan-
den heftige Kämpfe zwischen der KDP
und der PKK statt.Am Tag vor dem Über-
fall meldete die Nachrichtenagentur
Reuters schwere Verluste der KDP.Gleich
nach dem Einmarsch verkündete Barza-
ni, daß er der PKK-Guerilla einen Monat
Zeit lasse, sich aus Südkurdistan zurück-
zuziehen. Mit dem Vorstoß ins Grenzge-
biet zum Iran greift die türkische Armee
wieder das von der PUK unter Führung
Talabanis kontrollierte Gebiet an, durch
das die Ölpipelines aus dem Irak laufen
und in dem große Öl- und Gasfelder lie-
gen, die die Türkei gemeinsam mit dem
Irak erschließen will. Der türkische Ge-
neralstab erklärte, jetzt würden die
Stützpunkte der PKK vor dem Winter
dem Boden gleich gemacht. Das Ziel sei
das Hauptquartier im Zapgebiet. Diese
Arbeit sollen jetzt die Dorfschützer und
KDP-Einheiten unternehmen. Letztes
Mal verlor die Armee hier 4 Hubschrau-
ber und einen Teil ihrer Truppenführung.

Die Guerilla hat sich aus ihren Camps
in die Berge zurückgezogen. Entgegen
der Version des türkischen Generalstabs
über hohe Verluste der PKK meldete das
KDP-Radio 13 gefallene PKK-Kämpfer
nach vier Tagen Invasion. In der Türkei
griff die PKK wieder die Heimatkaser-
nen und -stützpunkte der Invasionstrup-
pen an und bekämpft die Nachschublini-
en. Im Innenbezirk der Stadt Hakkari

wurde die Kaserne vier Stunden lang ein-
gekesselt und beschossen. Im Gebiet zwi-
schen Diyarbakir und Bingöl wurden
zahlreiche Militärstationen angegriffen,
bei Elazig eine Kaserne der Spezialein-
heiten. Die türkische Armee bekommt im
Rücken der Invasionstruppen Probleme,
da sie zum Schutz ihrer Einrichtungen in
der Region Diyarbakir nur 60 Panzer
zurückgelassen hat.

Der türkische Ministerpräsident Yil-
maz begann am 29.9. seinen Deutsch-
landbesuch. In den Medien war keine
Kritik an der türkischen Invasion zu
hören. Bei der Bundesregierung wird er
wieder Verständnis findet,nur sollten da-
bei etwas mehr die „Menschenrechte“
beachtet werden. Hatte die Bundesregie-
rung nicht einen Monat zuvor die Durch-
reise des Friedenszuges Musa Anter von
Brüssel nach Diyarbakir durch die Bun-
desrepublik unterbunden? rub

Sieg der Rechten – Sieg der Linken

Zu den Wahlen in Polen
Die Linke hat verloren, die konservative Strö-
mung hat gewonnen – so kann man es über-
all in der Presse lesen. Es ist wie 1993: statt
einer sachlichen Analyse läßt man sich von
ideologischen Wünschen leiten. Führte das
1993 zu unnötigerweise niedergeschlagener
Stimmung unter den Kommentatoren und
Kommentatorinnen, so führt es heute zu
ebenfalls überflüssigen Siegesposen. Dabei
ist es ganz einfach, wenn man sich einmal
nüchtern mit den Ereignissen beschäftigt.

Die Linke – und damit ist in erster Linie
bei den Kommentatoren und Kommenta-
torinnen das Bündnis der Demokrati-
schen Linken (SLD) gemeint – hat nicht
nur nicht verloren, sondern gewonnen.
Gegenüber der Wahl 1993 hat das Bünd-
nis gut 6% mehr erhalten. 1993 bekam es
20,4% der Stimmen, 1997 dagegen über
27%. Wenn man zur Linken noch die
linkssozialdemokratische Union der Ar-
beit (UP) hinzuzählt, was nur folgerich-
tig ist, hat die Linke insgesamt fast eine
Million Stimmen hinzugewonnen.

Parlamentarisch zahlt sich das deswe-
gen nicht aus, weil die UP mit 4,7% un-
ter der 5% Hürde blieb. Die Linke hat
aber insofern verloren, als sie nicht mehr
die stärkste Fraktion im Parlament stellt.
In allen Belangen verloren hat dagegen
der Regierungspartner des SLD, die Pol-
nische Bauernpartei (PSL), eine eher
konservative Partei. Diese Partei rutsch-
te von 15,4% auf knapp 7% der Stimmen.

Auf dem Hintergrund der Politik der
PSL ist das kein Wunder, zeichnete sich
diese Partei v.a. dadurch aus, daß sie am
Ende der Legislaturperiode eine harte
Oppositionspolitik betrieb, obwohl sie
Teil dieser Regierung war. Das wiederum
ist bei einer Partei, die so auftritt, als ob
sie nur Posten interessiert, und die ihre
politische Meinung so formuliert, daß sie
mit jedem koalieren kann, kein Wunder.

Die stärkste Fraktion im Parlament
bildet nun die rechte Wahlaktion „Soli-
darnosc“ (AWS). Sie erreichte mit fast
34% das deutlich beste Ergebnis. Dieses
Bündnis besteht aus einem breiten Spek-
trum konservativer bis rechtsnationali-
stischer Organisationen und hat als pro-
grammatischen gemeinsamen Nenner
den Antikommunismus und das Be-
kenntnis zu einem katholischen Polen.Es
ist eng mit der katholischen Kirche ver-
bunden, die sich diesmal weitgehend aus
dem öffentlichen Wahlkampf herausge-
halten hat. Inwieweit das Bündnis über
die Wahlen hinaus hält, wird die Zukunft
zeigen. Man muß aber sehen, daß der
große parlamentarische Erfolg der Rech-
ten noch dadurch deutlicher wird,daß ei-
ne andere Gruppe, die Bewegung für den
Wiederaufbau Polens (ROP),mit über 5%
ebenfalls im neuen Parlament vertreten
ist.Diese rechts von AWS stehende Grup-
pierung ist ideologisch in sich geschlos-
sener. AWS und ROP zusammen haben
gut 39% der Stimmen erhalten.

Ein ebenfalls gutes Ergebnis hat die
Union der Freiheit (UW) erreicht. Sie hat
diesmal fast 13,4% der Stimmen gegen-
über 10,6% 1993 erhalten. Diese am ein-
deutigsten auf die westeuropäische Inte-
gration ausgerichtete Partei mit dem
Wirtschaftsprofessor Leszek Balcero-
wicz an der Spitze ist nun gezwungen,mit
der AWS Koalitionsverhandlungen auf-
zunehmen. Die veröffentlichte Meinung
in Polen will es so. Dabei steht die UW
programmatisch eher dem SLD nahe, so-
wohl im Wirtschaftsprogramm wie auch
bezüglich der individuellen Freiheits-
rechte. Aber der Makel „postkommuni-
stisch“ zu sein, wirkt noch so stark, daß
ein Bündnis noch zu früh kommt. Das
SLD hat aber in den letzten Monaten sei-
ner Regierungszeit auch sehr viel dafür
getan, diesen Makel zu konservieren, hat
es doch eindeutig alle wichtigen öffentli-
chen Posten in Absprache mit seinem Ko-
alitionspartner unter sich verteilt. Diese
Tatsache wird auch in Kommentaren im-
mer wieder als Grund der angeblichen
Niederlage der Linken (s.o.) angeführt.

An der um etwa 3% auf über 49%
zurückgegangenen Wahlbeteiligung wird
deutlich, daß es keiner Partei oder ir-
gendeinem Bündnis gelungen ist, wirkli-
che Alternativen anzubieten. Die Scha-
cherei um Posten im öffentliche Leben
wirkte sich meiner Meinung nach eher
hier aus, nicht bei der Wahlzurückhal-
tung gegenüber der Linken,die es ja auch
faktisch nicht gab. Die Rechte hat prak-
tisch ihr Potential, was sie bereits 1993
erreicht hatte, durch die Bündelung in
AWS und ROP sichtbar gemacht.Sie wird
nun v.a. im atmosphärischen Bereich ei-
niges „zurechtrücken“ können – so wird
das Konkordat mit dem Vatikan abge-
schlossen, Religionszensuren auf den
Zeugnissen aufgeführt, kirchliche Wür-
denträger mehr in den Vordergrund
rücken – aber an der Ausrichtung Polens
auf den Westen nichts ändern.

Wulf Schade, Bochum
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Portugal: Billiglohnland für 
deutsches Kapital
Nach einer jetzt vorgelegten Studie der
deutsch-portugiesischen Handelskam-
mer investieren immer mehr deutschen
Kapitalisten in Portugal. Der Grund: für
Kapitalisten hervorragende Ausbeu-
tungsbedingungen. 1,8 Mrd. DM sind
1996/97 nach Portugal geflossen. In 450
deutschen Unternehmen in Portugal
werden inzwischen 60.000 Lohnarbeiter
beschäftigt. Die hessische Firma Rohde
z.B. läßt in Vila da Feira Europas größte
Schuhfabrik bauen. Mit einem Preis für
die Arbeitsstunde von 8,33 DM inklusive
Nebenkosten für die Firma ein lukratives
Geschäft. Der Arbeitslohn einer Arbeite-
rin beträgt dort 650 DM im Monat. Noch
ein Pluspunkt für einen Kapitalisten: Die
portugiesischen Arbeiter sind gewerk-
schaftlich schlecht organisiert. Waren
1978 noch 61% in einer Gewerkschaft,
hat sich dies heute auf 30% reduziert.
Aber nicht nur einfache Arbeit ist in Por-
tugal billig. Die Leica-Werke aus Wetzlar
lassen hochwertige Kameras und Fern-
gläser in Portugal produzieren.Ein hoch-
qualifizierter Montierer mit fünfjähriger
Berufserfahrung bekommt dafür im Mo-
nat 800 DM, einem Jungingenieur zahlen
sie 1.500 DM pro Monat.

Uruguay: Im Bildungssystem gärt es
nach wie vor
(Montevideo, 19. September, comcosur –
Poonal). – Die uruguayischen Bildungs-
behörden mit Minister German Rama an
der Spitze hielten Ende vergangener Wo-
che immer noch mehrere Schulen und

Ausbildungseinrichtungen geschlossen.
Am 18. September protestierten mehrere
tausend SchülerInnen, LehrerInnen und
Eltern in der Hauptstadt gegen die Poli-
tik des Ministers. „Keine Unterdrückung
und keine Reformen ohne die Leute“,war
eine der am meisten gerufenen Losungen.
Die SekundarschullehrerInnen weiger-
ten sich unterdessen, demonstrierende
SchülerInnen zu bestrafen und in den
Schulen zu unterrichten, die unter Poli-
zeiaufsicht stehen. Sie äußerten ihre Be-
reitschaft, mit Hilfe des Parlaments nach
Auswegen aus dem Konflikt zu suchen.
Der LehrerInnenverband warnte vor „ei-
ner autoritären Eskalation, deren Aus-
gang unvorhersehbar ist“. Hintergrund
der immer wieder aufflammenden Prote-
ste der SchülerInnen und anderer Grup-
pen des Bildungssektors sind Reformen,
die Minister Rama ohne Rücksprache mit
den Betroffenen beschloß.

EU-Gericht verurteilt erneut Türkei
Die Türkei ist vom Europäischen Ge-
richtshof am 23.9. wegen Verstoß gegen
das Folterverbot der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten verurteilt worden. Im Dezem-
ber 1996 war die Türkei schon einmal we-
gen Folter und im Frühjahr 1997 wegen
Dorfzerstörung verurteilt worden. In
dem jetzigen Fall hatte die Kurdin Sü-
kran Aydin geklagt. Sie war 1993 mit
ihrem Vater und ihrer Schwägerin ver-
haftet und drei Tage lang auf der Polizei-
station gefoltert und vergewaltigt wor-
den. Im Urteil wurden ihr 25.000 briti-
sche Pfund Entschädigung zugespro-
chen. Die Rechtsvertreter der Türkei hat-

ten bis zuletzt versucht, das Verfahren zu
verhindern. Über 1.000 Klagen sind ge-
gen das Regime wegen Folter, Vergewal-
tigung, Morden und Dorfzerstörungen
vor dem Gerichtshof anhängig. rub

Todesurteil gegen Dr. Richard Sorge
war Fehlurteil
Zu diesem Schluß kam die Anwaltskam-
mer von Yokohama. Sorge war im Okto-
ber 1941 mit der antifaschistischen
Gruppe „Ramsay“ in Tokio verhaftet
worden. Wegen Verrats militärischer Ge-
heimnisse und Gefährdung der nationa-
len Sicherheit wurden er und Dr. Hozu-
mi Ozaki am 29.9.43 zum Tode verurteilt,
das Urteil am 7.11.1944 vollstreckt.

Richard Sorge war im November 1918
USPD-Mitglied des Kieler Arbeiter- und
Matrosenrats, trat 1919 der KPD bei.Seit
1929 arbeitete er für die militärisch-stra-
tegische Aufklärung der Sowjetunion.
Von 1930 bis 1932 war er als Kundschaf-
ter in China tätig.Als sich die Bildung der
faschistischen Achse Berlin-Tokio an-
bahnte, wechselte Dr. Sorge nach Japan.
Von dort meldete er den Inhalt des „An-
tikominternpaktes“, Vorbereitung und
Termin des japanischen Überfalls auf die
Mongolische Volksrepublik, den Zeit-
punkt des deutschen Überfalls auf die
Sowjetunion, die Angriffsabsichten Ja-
pans gegen die USA und England.

Die Anwaltskammer Yokohama hatte
Mitte der 80er Jahre das „Sorge-Komi-
tee“ gegründet, als die Regierung ein
„Antispionage“-Gesetz vorlegte, das den
Widerstand gegen den japanischen Mili-
tarismus unterbinden sollte. rub

Zusammenstellung: hav

„Italien zerbricht nicht“ – Kundgebung der Gewerk-
schaftsbünde CGIL, CISL und UIL am 20. September in
Mailand. Die landesweite Mobilisierung der Gewerkschaf-
ten gegen den Sezessionismus der Lega Nord hatte einen
überwältigenden Zuspruch. Zählen war längst nicht mehr
möglich, die Schätzungen lauteten für Mailand eine Milli-
on und für Venedig 60.000 bis 100.000 Teilnehmer. Der ge-
werkschaftlichen Initiative hatten sich auch die Linkspar-
teien angeschlossen und viele Gemeinden aus ganz Italien
(nicht aber die Stadtverwaltung Mailand). Die Rechtspar-
teien haben sich nicht beteiligt. Vom politischen Inhalt her
waren die Kundgebungen vor allem sozial geprägt – gegen
den sozialen Egoismus des Leghismus, für Arbeit, gegen die
Zerstörung des Sozialstaats und  gegen Rassismus. Daran

änderten auch nationale Symbole wie grün-weiß-rote Fah-
nen und Anstecker oder das Singen der Nationalhymne
nichts (der Schriftsteller Dario Fo erklärte in Mailand:
Wenn Bossi heute seine Gegner zum Singen der Hymne von
Mameli – „das häßlichste Lied, das je geschrieben wurde“
– zwinge, sei das eine „echte Widerlichkeit“). Nur die Ge-
werkschaften waren zu einer so großen Mobilisierung gegen
den reaktionären Sezessionismus fähig, für soziale und de-
mokratische Rechte. Noch hält Bossis Lega an den geplan-
ten „Wahlen  für ein padanisches Parlament“ am 26. Okto-
ber fest. Aber der jahrelange Eindruck, daß sich der Lega
kein wirksamer Widerstand entgegenstellt, ist mit den De-
monstrationen dieser letzten Wochen korrigiert.

rok
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Autonomes Zentrum Heidelberg
von Räumung bedroht
HEIDELBERG. Die Stadt Heidelberg hat
dem Verein Gegendruck,Trägerverein des
AZ, angekündigt, das Autonome Zen-
trum zum 31.10.97 räumen zu lassen; ein
Räumungstitel ist bereits erwirkt. Das
seit sieben Jahren bestehende Zentrum
ist der einzige unkommerzielle, selbst-
verwaltete Veranstaltungsort in Heidel-
berg und im gesamten Rhein-Neckar-
Raum – ein Treffpunkt für politisch und
kulturell arbeitende Gruppen, für Veran-

staltungen und Ausstellungen, außerdem
gibt es einen Infoladen, Werkstätten und
eine eigene Etage nur für Frauen. Die Be-
troffenen wollen sich ihren selbst er-
kämpften und selbstbestimmten Raum
nicht ohne geeigneten Ersatz nehmen
lassen.Deshalb findet vom 20.bis 26.Ok-
tober eine Aktionswoche statt und am
Samstag, den 25.10. um 12 Uhr eine De-
monstration, zu der bundesweit eingela-
den wird.
Der  Aufruf liegt im Internet:
http://home.rno.de/azhd/demoaufr.htm 

Eberswalde mit Brief an 
Bundeskanzler Helmut Kohl
EBERSWALDE. Die Stadtverordnetenver-
sammlung von Eberswalde verabschie-
dete am 11. September auf Antrag von
Bürgerfraktion, Bündnis 90/Grüne, FDP
und PDS (die SPD-Fraktion schloß sich
nachträglich an) einen Brief an Bundes-
kanzler Helmut Kohl, in dem sie ange-
sichts der geringen Finanzmittel in Bund,
Ländern und Gemeinden forderten, die
Milliardenausgaben für das geplante
Kampfflugzeug  Eurofighter 2000" zu
stoppen. Statt dessen sol-
len diese Finanzmittel für
soziale und friedliche
Aufgaben verwendet wer-
den.

FAZ-Prostitution für
Shell – Letzte Meldung
KÖLN. Jetzt ist es rechts-
kräftig: Die Äußerung,
der Afrikakorrespondent
der FAZ,Udo Ulfkotte, sei
von Shell für eine firmen-
freundliche Berichter-
stattung über Nigeria
„geschmiert“ worden und
die FAZ habe sich damit
„bei Shell prostituiert“,
ist – vor dem Hintergrund
der von Shell gesponser-
ten Journalistenreise
nach Nigeria – keine
„Schmähkritik“, sondern
eine zulässige Meinungs-
äußerung. – wir berichte-
ten – Die FAZ entschloß
sich, keine Berufung ein-
zulegen.

Rheinisches
Journalistenbüro

„Nur zwei schlechte
Alternativen“
PINNEBERG. Eine kontro-
verse Diskussion vor dem
Volksentscheid am 30.
November um die Wieder-
einführung des Buß- und
Bettages führten Vertreter
der Kirche, der Parteien,
des Gewerkschafts- und
Unternehmensverbandes
im Pinneberger Rathaus

vor 150 Zuhörern. Zur Wiedereinführung
müßten mindestens 25% der schleswig-
holsteinischen Bevölkerung (rund
530 000) dafür stimmen. Das dies nicht
einfach sein dürfte, deuten die vorge-
brachten Standpunkte an. Langsam tei-
len sich nämlich die Lager in einen wirt-
schaftlich orientierten Kreis und in den
Kreis der kirchlichen Traditionalisten,
der quer durch die CDU geht. Das wäre
auch weiter nicht schlimm.

Schlimm ist eher, daß  die GRÜNEN,
die SPD und der DGB sich den Argu-
menten der Wirtschaft angeschlossen ha-
ben. Das Argument der Kirchenfreunde,
der Bußtag sei eine wichtige Kultur des
Nachdenkens und der Schuld, wird vom
Unternehmensverband zerpflückt. Es
genügt der Hinweis auf die wirtschaftlich
schlechte Lage. Dabei hätte zumindest
der DGB auf die Idee kommen können,
wenn die Lohnabhängigen sowieso schon
die Pflegeversicherung bezahlen, wes-
halb müssen die Kapitalisten dann auch
noch den in der Öffentlichkeit unbezif-
ferten Profit des unbezahlten Feiertages
einsacken.

rua

Die Ignoranz der FAZ
„…Sie haben sich auf den schwarz ge-
polsterten Klappstühlen auf der ver-
dächtig weichen Friedhofserde nieder-
gelassen, haben den schweren Cello-
klängen Telemanns gelauscht und zahl-
reichen Grabreden,haben sich am Mas-
sengrab ablichten lassen, haben ihre
blauweißgestreiften Erkennungsschil-
der aus der Konzentrationslagerzeit
hochgehalten wie Sporttrophäen und
haben sich altersschwer gebückt, um
rosa Rosen auf die gemeißelten Namen
ihrer Leidensgenossen zu legen…“
(FAZ, 8.9.97) Am 8. September brachte
die FAZ ein „Feature“ über die ehema-
ligen Häftlinge des KZ-Katzbach, das
die Initiative gegen das Vergessen zu ei-
nem Leserbrief veranlaßte, auf den es
bis heute keine Reaktion gibt: „…Die
gesamte Darstellung dieser Menschen
empfinden wir als verachtend und ver-
höhnend. Ein erschreckender Mangel
an Einfühlungsvermögen verknüpft mit
Unkenntnis über die Geschichte des KZ
Adlerwerke spricht aus dem Artikel…
Es ist beängstigend, daß die Aufarbei-
tung der Geschichte des Faschismus,
wie sie in diesem Fall in Ihrer Zeitung
stattfindet,die Opfer von damals erneut
zu Opfern macht, und wir erwarten ei-
ne Erklärung und Entschuldigung ge-
genüber den Opfern des deutschen Fa-
schismus, die Sie stellvertretend mit
den ehemaligen KZ-Häftlingen der Ad-
lerwerke beleidigen…“

udi, Bild: Klaus Malorny

AUGSBURG. 3000 Schüler und Eltern von fünf Schulen
in Weilheim, Preißenberg und Grainau protestierten am
25. September gegen die bayerische Schulpolitik. Nach-
dem die von Tausenden unterschriebenen Petitionen im-
mer noch nicht im Landtag verhandelt wurden, gründe-
ten Weilheimer Eltern die „Aktion 25“, die sich in ganz
Bayern verbreiten soll. Nach Ende der Pausendemon-
strationen wurde ein schriftliches „Ultimatum“ an Mi-
nisterpräsident Stoiber und Kultusminister Zehetmair
formuliert: Wenn diese bis zum 4. Oktober keine Zusage
abgeben, daß die Forderung nach Senkung der maxima-
len Klassenfrequenzen auf 29 und nach Einstellung der
dafür notwendigenLehrkräfte erfüllt wird,will der Weil-
heimer Elternbeirat vom 6. Oktober an zum Schulstreik
aufrufen. Im laufenden Schuljahr gab es in Bayern zwar
24.000 Schüler mehr, aber keinen einzigen zusätzlichen
Lehrer. Nach Berechnung der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) haben die Bundesländer seit
1990 etwa 70 000 Lehrer-Stellen eingespart. baf 
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Im April 1997 veröffentlicht die Han-
delskammer einen Forderungskatalog
„an die neue Bürgerschaft und den neu-
en Senat“: „Die Zeitenwende schaffen“.
Für die Schulpolitik werden u.a. folgen-
de Forderungen gestellt: „Leistungsbe-
reitschaft und -fähigkeit der Schüler
stärken, staatliche Verantwortung für
den Bildungsauftrag gewährleisten,Ver-
gleichsuntersuchungen nach Schulstu-
fen und -formen durchführen, Mehrglie-
drigkeit der Schulformen erhalten und
ausbauen.“ Die Linie ist klar: Reduzie-
rung der Schule auf abfragbare Lerner-
folge, Kontrolle durch zentrale Tests und
klare soziale Trennung in der Schule nach
einem eng gefaßten bürgerlichen Lei-
stungsbegriff.

Wie setzt eine sozialdemokratische Se-
natorin diese Anweisungen aus „der
Wirtschaft“ um? Auf jeden Fall erst ein-
mal ohne lästige Pädagogik – schließlich
dreht es sich ja um Effizienz. In den Som-
merferien werden die Gesamtschulbe-
fürworterInnen in der Schulbehörde auf-
gescheucht durch den Raab-Entwurf für
eine „Verordnung zur Sicherung der
Standards für die Bildungsabschlüsse in
der Sekundarstufe I und der Übergänge
zwischen den Schulformen“, können
aber im Grundsatz nichts mehr verhin-
dern: Mit dem 14. Juli datiert der kaum
veränderte Entwurf, am 22. Oktober soll
die aktuelle Fassung in der Deputation
passieren und noch in diesem Schuljahr
durch den Senat beschlossen werden; die
Umsetzung in den Schulen ist bereits für
das kommende Schuljahr vorgesehen.
Diese Politik nach Gutsherrinnenart hat
viele – auch in der SPD – empört, aber die
eigentliche Kritik richtet sich gegen den
Inhalt der „Verordnung“:

1. Für die Klassen 4(!), 6 und 8 an Ge-
samtschulen ist die Einführung von ob-
ligatorischen Vergleichsarbeiten vorgese-
hen – „nach einheitlichen Kriterien, die
von der zuständigen Behörde definiert
werden“. Am Ende der Schullaufbahn
werden darüber hinaus in den Klassen 9
(Hauptschule) und 10 (Real- und Ge-
samtschule sowie Gymnasien) Abschluß-
arbeiten fällig. Damit wird nicht nur ein
eng gefaßtes System der Kontrolle einge-
führt, das auf einem konservativen Lern-
begriff basiert, das wirkt auch in diejeni-
gen Schulen hinein, an denen emanzipa-
torisches Lernen aufrecht erhalten wird:

wenn es gilt, bei den Vergleichs- und Ab-
schlußarbeiten gut abzuschneiden, wird
Projektlernen, Berufsorientierung, Pha-
sen offenen Unterrichts mit dem Schwer-
punkt Selbständigkeit und Eigenverant-
wortlichkeit zum zeitraubenden Luxus,
zum Sozialklimbim, den man sich nicht
mehr leisten kann. Der Druck auf fort-
schrittliche LehrerInnen, zu den Metho-
den der „Paukschule“ zurückzukehren,
wird auf diese Weise erhöht, und bei El-
tern und SchülerInnen,die angesichts der
abnehmenden Ausbildungs- und Berufs-
perspektiven auf die „Abschlüsse“ zie-
len, wird das Konkurrenzdenken ver-
schärft.

2. Kürzung im Bereich des sozialen Ler-
nens, Aufwertung der „Kernfächer“: In
den Jahrgängen 5-10 soll in Deutsch,Ma-
thematik und Englisch jeweils eine Stun-
de mehr unterrichtet werden; dafür sol-
len vom Tutorenunterricht der Gesamt-
schulen, der dem sozialen Lernen und
dem Zusammenhalt des Klassenverban-
des dient, zwei Stunden gestrichen wer-
den. Außerdem steht zu befürchten, daß
die Teilungsstunden für die praktische
Arbeit im Fach Arbeitslehre („Lernen mit
Kopf, Herz und Hand“) gestrichen wer-
den. Damit wären zwei wichtige Pfeiler
der Gesamtschule entfernt.

3. Weniger integrative Pädagogik: Im
Fach Deutsch sollen die SchülerInnen
nicht mehr wie bisher gemeinsam bis
Klasse 8 unterrichtet werden,sondern ein
Jahr früher in Leistungsgruppen aufge-
teilt werden. Die Integration lebt aber
vom gemeinsamen Lernen unterschiedli-
cher SchülerInnen,und das Fach Deutsch
spielt mit seinen Ansätzen zur Identitäts-
entwicklung und Themen zu Lebensent-
würfen und Werthaltungen eine beson-
dere Rolle: In keinem anderen Fach kön-
nen Kinder und Jugendliche so viel von-
einander lernen, und in wenigen anderen
Lebensbereichen erleben sie an- und bei-
einander unterschiedlichen Sprach-
schatz, Sprechstil und Zugänge zur kom-
munikativen Kompetenz.

4. Stärkung des dreigliedrigen Schulsy-
stems, Unterhöhlung der Gesamtschule:
Auf Antrag sollen Gesamtschulen drei
Leistungsstufen einführen können und
würden dann die Dreigliedrigkeit von
Hauptschule, Realschule und Gymnasi-

um innerhalb der Gesamtschule abbil-
den. Alternativ kann auch eine Zweier-
differenzierung beantragt werden, bei
der der obere Kurs am Realabschluß ori-
entiert ist. Mit dieser Option besteht die
Gefahr, daß Gesamtschulen in Druck ge-
raten, durch eine Dreierdifferenzierung
„nachzuweisen“, daß sie auch „gymnasi-
alfähig“ sind, daß sie wiederum in die
neue Zweierdifferenzierung hineinge-
zwungen werden, wenn sie nicht genü-
gend Anmeldungen von „Gymnasialkin-
dern“ bekommen und damit zu inte-
grierten Haupt- und Realschulen umge-
wandelt werden. Dies wäre dann das En-
de der integrierten Gesamtschule.

Wie hatte Frau Senatorin Raab noch
vor einem Jahr in der Hamburger Bür-
gerschaft in der Debatte um das neue
Schulgesetz ausgeführt: „… vielmehr
müssen wir der pädagogischen Arbeit in
unseren Schulen einen demokratischen
Leistungsbegriff zugrunde legen. Dessen
Kern ist die Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler in ihren individuellen
Stärken.Nicht jeder kann alles,und nicht
alle können das gleiche, aber jeder kann
etwas Besonderes. Dieses Besondere zu
entdecken und zu fördern, ist die hohe
Aufgabe der Schule.“ Die „hohe Aufga-
be“ galt aber leider nur so lange, bis „her
master’s voice“ Gegenteiliges beschied:
zurück zur Dreiklassenschule und Abbau
der zu teuren Integration.

•
Inzwischen gibt es einen „Aufruf“ und ei-
ne Unterschriftensammlung gegen diese
„Wende in der Bildungs- und Gesamt-
schulpolitik“ mit ErstunterzeichnerIn-
nen aus dem Gewerkschaftsbereich, aus
Elternräten und dem Schulbereich. Die
Begründung für die Absage an die Wen-
de ist prinzipiell: „Gerade in Zeiten mas-
siver Verarmung und Ausgrenzungsbe-
drohung vieler Kinder und Jugendlicher
muß die Schulform gestärkt werden, de-
ren Bildungsauftrag Integration und
Förderung statt Ausgrenzung und Ausle-
se lautet. Gegen die wachsende Spaltung
der Gesellschaft steht die Zielsetzung der
Gesamtschule.“ Wenn die Wende aller-
dings verhindert werden soll, werden wir
noch mehr „Bewegung“ an den Schulen
brauchen, die dann sowohl Eltern, Leh-
rer- und Schülerschaft als auch Ge-
genöffentlichkeit braucht!

U.L., aus: Lokalberichte Hamburg

Durch die Verschärfung der Auslese sind die

Migrantenkinder am härtesten betroffen

Hamburg

Raab-Coup gegen
Gesamtschulen

Wieder einmal hat die Hamburger Leh-
rerInnenschaft erst durch die Presse
von einschneidenden Veränderungen
in der Hamburger Schullandschaft er-
fahren. Ohne Beteiligung der unmit-
telbar Betroffenen und ohne (schul-)
öffentliche Diskussion versucht Frau
Raab (die bei Abfassung dieser Zeilen
noch Schulsenatorin war), wieder ein-
mal im Eiltempo und im Alleingang im
Hamburger Schulwesen Fakten zu
schaffen, die die Gesamtschulen als
integrative Schulart weiter zu demon-
tieren drohen.
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Schwere Niederlage für NPD

3500 AntifaschistInnen
verhindern Nazi-Aufmarsch
HAMBURG. 3500 AntifaschistInnen de-
monstrierten am 13. September gegen ei-
ne großmäulig angekündigte Wahl-
kampfkundgebung der NPD im „roten
Hamburg“ bei der mit „System und Cha-
oten“ aufgeräumt werden sollte. Diese
Provokation brachte ein politisch breites
Bündnis antifaschistischer Kräfte zu-
sammen.Neben autonomen Gruppen,die
einen erheblichen Anteil an der Demo
hatten, riefen DKP und PDS, einzelne
Kreisverbände der Grünen
und mehrere DGB-Jugend-
gruppen und viele andere zur
Verhinderung des Nazimar-
sches auf.

Zugleich richtete sich der
Protest gegen die massive
Wahlpropaganda der diver-
sen faschistischen und rechts-
populistischen Parteien zur
Bürgerschaftswahl am 21.9.
Die Zusammenarbeit im
Bündnis war kooperativ und
gleichberechtigt.

Es wurden mehrere Demo-
routen angemeldet, da nicht
bekannt war, wo die NPD
marschieren würde.Wir wuß-
ten lediglich, daß bereits in
der Nacht eine unbekannte Zahl Nazis
nach Hamburg gekommen war. Die An-
tifa-Demo richtete sich nicht nach den
Nazis und verlief von der Innenstadt über
eine längere Route bis ins Schanzenvier-
tel. 2000 Polizisten gingen lange Zeit
Spalier, um Antifaschismus als gefähr-
lich und kriminell zu diffamieren.

Noch am Vortag hatte die Presse Poli-
zeierklärungen als Wahrheiten verbrei-
tet,laut denen überhaupt keine NPD-De-
mo geplant sei. Bild, Abendblatt und Mo-
Po sprachen von „Chaoten“,die nur Ran-
dale wollten, um unserer Mobilisierung
entgegenzuwirken.

Die taz behauptete ebenfalls, daß die
Nazis nicht kämen, und arbeitete damit
ebenfalls gegen die AntifaschistInnen,
wenn auch wohl mehr aus Dummheit,
denn aus Arglist. An den Berichten
stimmte nur, daß die NPD-Demo noch
nicht angemeldet war. Jedoch wurde seit
Wochen über die „Nationalen Infotelefo-
ne“ (NIT) und das Internet für einen Auf-
marsch geworben.

Die NPD-Zeitung brachte einen ganz-
seitigen Aufruf, unterzeichnet vom Par-
teivorsitzenden, Udo Voigt, und vom
Hamburger Vorsitzenden, Ulrich Harder.
Das NIT Rheinland mobilisierte noch am
Vorabend Nazis nach Hamburg.

Nach unserer Demonstration wurde
bekannt, daß die NPD eine Kundgebung
am Hauptbahnhof durchführen wollte.
Aber sei es, daß ihre Mobilisierung nur

alibihaft betrieben wurde, sei es, daß
„Späher“ den Bahnhof voller Antifas
vorfanden und die Aktion deshalb abge-
blasen wurde, jedenfalls tauchten nur
20–30 Nazis auf, die vertrieben wurden;
eine Formierung war der NPD nicht mög-
lich. Dabei war auch der notorische Tor-
sten de Vries (mittlerweile bei der verbo-
tenen Nationalen Liste), der von der Po-
lizei geschützt werden mußte, wobei her-
auskam, daß er Sicherheitsbeauftragter

für den Hauptbahnhof ist! Etwa zur glei-
chen Zeit hatten sich 30–40 NPDler auf
einem SPD-Stadtteilfest in Hamburg-
Hamm des Podiums bemächtigt. Vo-
scherau diskutierte zunächst mit ihnen,
bevor er die Veranstaltung dann abbrach.

Dieser Tag war ein schwere Niederla-
ge für die NPD. Aufgrund ihrer gewach-
senen Bedeutung durch Eintritte von Na-
zis aus verbotenen Organisationen und
der großen Kundgebung in München
kündigten sie ihre Demo in der Nazi-Sze-
ne großspurig an. Nun hat das Fußvolk
das totale Versagen der NPD erlebt. Das
riecht nach internen Schwierigkeiten; er-
ste Eindrücke geben die Internet-Auszü-
ge.

Die Presse tat sich mit der Demo
schwer. Einerseits konnte sie ihre Größe
und Kraft nicht verschweigen, anderer-
seits fehlten die „Ausschreitungen“, um
so richtig hetzen zu können. Entspre-
chend ambivalent fielen die Artikel aus.
Der Hauptaufmacher der taz waren die
Nazis, die Voscheraus Wahlfest störten,
die Demo geriet demgegenüber in den
Hintergrund.

Die Hamburger AntifaschistInnen
(und GenossInnen aus Norddeutschland
und Berlin – Euch hiermit vielen Dank!)
haben endlich wieder etwas gemeinsam
und erfolgreich organisiert. Wir haben
noch mehr Kraft, als zuletzt zu befürch-
ten war. Der Antifaschismus lebt!

AG/R

Städtepartnerschaft Köln/Istanbul: 

Keine Einladung für
die Samstagsmütter!
KÖLN. Der Kölner Ausländerbeirat tagte
am 22. September und befaßte sich u.a.
mit dem Antrag ihrer kurdischen Abge-
ordneten Hamide Akbayir,die Samstags-
mütter aus Istanbul im Rahmen der Städ-
tepartnerschaft Köln/Istanbul ins Köl-
ner Rathaus einzuladen. Die Abgeordne-
te erklärte: „Mit dem Antrag soll den
Samstagsmüttern die Gelegenheit gege-
ben werden, über die Menschenrechts-
verletzungen bzw. über ihre eigenen Er-
fahrungen,Aktivitäten in Istanbul zu be-
richten und den Kontakt zu Frauenorga-
nisationen in Köln aufzubauen.“

Zur Ausländerbeiratssitzung waren
einige Frauen der Kölner Gruppe der
Samstagsmütter gekommen, aber auch
eine Vertreterin und ein Vertreter des
Oberbürgermeister Burger erschienen.
Gleich zu Beginn der Diskussion erklär-
ten die OB-Abgesandten, die selbstver-
ständlich Rederecht hatten, daß der An-
trag abgelehnt werden müsse. Im Rah-
men der Städtpartnerschaften seien kei-
ne politischen Ziele zu fördern. Das wür-
de man mit allen Partnerschaften so ma-
chen. Eine Einmischung in die inneren
Verhältnisse bzw. politischen Auseinan-
dersetzungen eines Landes seien nicht
richtig. Der Oberbürgermeister sei wohl
bereit, die Samstags-Mütter in Köln zu
empfangen, wenn sie mal in Köln seien.
Mitglieder des Ausländerbeirates, die
man wohl eher dem rechten Flügel zu-
ordnen muß, lehnten eine Befassung mit
dem Antrag ab. Es sei ein politisches An-
liegen,über die Situation in der Türkei zu
richten, das sei nicht die Aufgabe des
Ausländerbeirates. Ein kurdischer Sozi-
aldemokrat meinte, daß die Samstags-
Mütter überhaupt nicht politisch seien,
sondern Symbolfiguren der Stadt Istan-
bul, deshalb sei eine Einladung im Rah-
men der Städtepartnerschaft genau das
richtige.Auch die Grüne Ratsfrau Sengül
unterstützte den Antrag. Er wurde dann
aber mit 5 Stimmen dafür, 8 Gegenstim-
men und 4 Enthaltungen abgelehnt. Ein
knappes Ergebnis.

Dann wurde es mehr als peinlich. Ei-
ne Vertreterin der Stadtverwaltung er-
mahnte in einer persönlichen Erklärung
die Abgeordnete Hamide Akbayir,daß sie
nach dieser Sitzung nicht nur über die
Ablehnung des Antrages berichten müs-
se,sondern auch darüber,daß der OB sehr
wohl bereit sei, die Samstags-Mütter zu
empfangen. Das ganze auf eine belehren-
de Art.Die Kölner Gruppe der Samstags-
Mütter war empört. Peinlich: mit faden-
scheinigen Versprechungen versucht sich
die Kölner Stadtverwaltung aus der Af-
färe zu ziehen. Sucht die Kölner SPD die
Freundschaft mit den türkischen Funda-
mentalisten um jeden Preis? Wo bleibt die
Zivilcourage der Sozialdemokraten?

jöd
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MANNHEIM. Vor zehn Jahren begann in
Mannheim die Auseinandersetzung um
die entmilitarisierte Gestaltung des von
militaristischer und faschistischer Tradi-
tion schwer belasteten Staatsfeiertages
„Volkstrauertag“. Ergebnis waren seit
1990 Gedenkfeiern, die auf militärisches
Zeremoniell verzichteten. Statt dessen
Gedenken an alle Opfergruppen. Der
überlebende Deserteur Ludwig Bau-
mann berichtete am „Soldatenehren-
mal“ über sein Kriegserleben, seine Ver-
urteilung zum Tode und seine Diskrimi-
nierung nach dem Krieg. Prof. Niedhart
(Uni Mannheim) thematisierte, daß viele
der Kriegsopfer, derer am Volkstrauertag
gedacht wird, auch Täter waren. Er kri-
tisierte 1991 die Militarisierung von Po-
litik und öffentlichem Leben.

Dem „Volksbund Deutsche Kriegsgrä-
berfürsorge“ (VDK) und den ihm ange-
schlossenen Soldaten- und Veteranenver-
bänden war diese unter linkem Druck zu-
standegekommene Entwicklung von
Grund auf zuwider. Er mußte sich jedoch
beugen, da OB Widder als Hausherr des
Hauptfriedhofes weitere Auseinander-
setzungen meiden wollte. Seit nun der
VDK nicht mehr unter Führung des
SPD-Stadtrates Wetzel, sondern des
CDU-Rechtsaußen Heinrich Kirsch
(Sandhofen) steht, nimmt die Dreistig-
keit der Veteranenverbände zu und –
unter dem Eindruck der allgemeinen
Rechtsentwicklung? – Widders Neigung,
zu dem 1990 gefundenen Konzept zu ste-
hen, ab. Letztes Jahr fiel die Feierstunde
auf dem Hauptfriedhof auf Anordnung
Widders aus, da sich der VDK schlicht
weigerte, weiterhin die entmilitarisierte
Gedenkform mit zu tragen bzw. – aus sei-
ner Sicht – zu ertragen. Damit war eine
Einigung im „Arbeitskreis Volkstrauer-
tag“, der in den letzten Jahren die Veran-
staltung trug, unmöglich.

In diesem Jahr nun erklärte der VDK-
Vorsitzende Kirsch ganz frech, der VDK
werde die Feierstunde wie vor 1990
selbständig durchführen.

OB Widder wird nun also zwei Anträ-
ge vorliegen haben zur Genehmigung ei-
ner Feierstunde auf dem Hauptfriedhof
am 16.11. gegen 11.00 Uhr: 

a) Aufmarsch des VDK samt Verbänden
mit Traditionsbannern und Trompeten-
solo „Ich hatt’ einen Kameraden …“,
Sammlung am „Ehrenfeld 1914–18“ und
Kranzniederlegung am „Soldatenehren-
mal“.

b) Vorschlag des Arbeitskreises entmi-
litarisierter Volkstrauertag: Ansprache
von Elke Boese (Rektorin,GEW),Schwei-
geweg zum Gräberfeld der Zwangsarbei-
ter, zur KZ-Gedenkstätte und zum Sol-
datengräberfeld. An den jeweiligen Sta-
tionen soll der Schicksale eines Opfers
des Mannheimer Sondergerichts, eines
KZ-Opfers und einer Mannheimer Per-
sönlichkeit, die in der Résistance
gekämpft hat, gedacht werden.

OB Widder wird sich entscheiden müs-
sen. Dem Gemeinderat liegt dazu ein An-
trag der Grünen vor,die Stadt Mannheim
möge sich für die Zukunft endgültig auf
die entmilitarisierte Gedenkform festle-
gen. Eigentlich sollte die Entscheidung
dem SPD-Oberbürgermeister nicht
schwerfallen; denn immerhin haben sich
z.B.Konstanze Wegner (MdB),Prof.Nied-
hart, Max Nagel für den DGB in Briefen
an Widder zur entmilitarisierten Form
bekannt. Auch der evang. Dekan und de-
signierte Badische Bischof Dr. Fischer
unterstützt diese Form ausdrücklich.
Zweifellos: Jetzt, da die unbelehrbaren
Veteranen- und Traditionsverbände die
Konfrontation suchen, wäre die Wehr-
machtsausstellung in Mannheim nütz-
lich. Aber die Entscheidung müßte auch
so richtig fallen können! tht

Frankfurter Siedlungsgesellschaft:

Mieter wollen Ge-
nossenschaft gründen
FRANKFURT AM MAIN. Die Pläne des Bun-
des, seine Gesellschaftsanteile (72,66%)
an der Frankfurter Siedlungsgesellschaft
(FSG) meistbietend zu verkaufen, sind
seit ein paar Monaten in ein konkretes
Stadium getreten. Als potentieller Käu-
fer wird der VEBA-Konzern gehandelt.
Betroffen sind bundesweit ca. 9600 meist
recht preisgünstige Wohnungen, davon in
Frankfurt 2 261.

Nachdem Mietervereine, aber auch
SPD und Grüne das Vorhaben kritisiert
hatten, weil sich der Mieterschutz mit-
telfristig deutlich verschlechtern wird,
wenn ein privater Investor die Siedlun-
gen kaufen sollte, hatte die Stadt zusam-
men mit einer landeseigenen Wohnungs-
gesellschaft dem Bund zunächst angebo-
ten, seinen Anteil für 300 Mio. DM zu er-
werben. Als Waigel dann verbreiten ließ,
er verlange etwa eine Milliarde, war das
städtische Kaufangebot vom Tisch. Ob
Stadt und Land, die zusammen die ver-
bleibenden 27,34% der Gesellschaftsan-
teile an der FSG halten, einen Verkauf an
einen privaten Investor durch Ausübung
einer Sperrminorität verhindern werden
– wie es die Mietervereine fordern –, ist
nicht sicher. Die Satzung der FSG
schreibt zwar vor, daß nur verkauft wer-
den kann, wenn sich 75% der Anteilseig-
ner dafür aussprechen. Der Bund
benötigt also das Einverständnis des
Landes oder der Stadt. Beide haben ei-
nen Verkauf bis jetzt abgelehnt.Nachdem
in Frankfurt seit kurzem eine CDU/SPD-
„Koalition“ besteht und die CDU massiv
Druck ausübt,kann nicht ausgeschlossen
werden, daß die sozialdemokratischen
Stadtverordneten umfallen.

In dieser Situation haben Mieter der
Bizonalen Siedlung in Frankfurt-Gries-
heim (728 Wohnungen), die der FSG
gehört, die Initiative zur Gründung einer
Wohnungsgenossenschaft ergriffen. Das
Projekt erscheint nicht unrealistisch,
weil die Häuser auf Grundstücken ste-
hen, die von der Stadt in Erbpacht ver-
geben wurden. Die Initiative hat errech-
net, daß das erforderliche Eigenkapital
aufgebracht werden kann, wenn minde-
stens 200 Mieter der Genossenschaft bei-
treten. Innerhalb kurzer Zeit haben sich
bereits 80 Interessierte angeschlossen.
Der Verkauf einzelner Wohnungen der
Siedlung an bestimmte Mieter bzw. die
Gründung einer sogenannten Eigentü-
mergenossenschaft mit dem Ziel eines
späteren Verkaufs wird von der Initiative
ausdrücklich abgelehnt. Die Satzung der
Mietergenossenschaft soll das Genossen-
schaftsgesetz im Hinblick auf einen de-
mokratischen Meinungsbildungsprozeß
in der Siedlung weitestmöglich aus-
schöpfen. Infos: AG Mietergenossen-
schaft Bizonale Siedlung FfM-Gries-
heim, Tel. 069/392652. ola

OB Widder muß sich jetzt entscheiden:

Reißt die junge Tradition des „entmilitarisierten
Volkstrauertages“ in Mannheim ab?

DOKUMENT

Aus dem Kirchenasyl zur
Abschiebung

HANNOVER. Das Land Niedersachsen
hat erneut gewaltsam das Kirchenasyl
gebrochen. Eine kurdische Flücht-
lingsfamilie, die seit neun Jahren in
Deutschland gelebt hatte, wurde gestern
morgen aus der Obhut der evangelischen
Kirchengemeinde in Uchte im Landkreis
Nienburg direkt zur Abschiebung zum
Frankfurter Flughafen verfrachtet.
Nach Angaben der Pastorin drangen
gestern um 6.20 Uhr ein Einsatzkom-
mando der Polizei Nienburg und Mit-
arbeiter des dortigen Ausländeramtes
in das Kirchengebäude ein, in dem das

kurdische Ehepaar Demir seit Ende
Juli Asyl gefunden hatte. Die Haustür
des Gemeindegebäudes sei nach Klin-
geln der Beamten geöffnet worde. Die
Tür zu den Räumen des Ehepaares ha-
be die Polizei dann jedoch aufgebro-
chen, sagte Pastorin Susanne Briese-
Roth. Herr Demir sei daraufhin in Pa-
nik durch ein Fenster auf das Dach des
Gebäudes geflohen, bis zur Regenrin-
ne geklettert und habe gedroht, sich
eher herunterzustürzen, als sich in die
Türkei abschieben zu lassen. Erst ge-
gen acht Uhr habe die Feuerwehr den
verzweifelten kurdischen Flüchtling
mit Hilfe eines Rettungskorbes vom
Dach holen können.

aus taz, 20.9.87, cl-netz
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Für radikale 
Abrüstung in der
Ostseeregion

Erklärung der Ostseefriedens-

konferenz, Schwerin, 27./28.9.97

Über 50 Personen verabschiedeten am
28.9. in Schwerin die folgende Erklärung. Zu
den Unterzeichnern gehören der PDS-Eh-
renvorsitzende Hans Modrow, der PDS-Lan-
desvorsitzende Hans Holter, Horst Bethge
(Pädagoginnen und Pägadogen für den Frie-
den), Siglinde Neher (DFG/VK), Tobias Pflü-
ger (IMI Tübingen), Elmar Schmähling
(Köln), Vertreter von Friedensgruppen aus
Hamburg und Schleswig-Holstein, der Frie-
densratschlag Kassel, aus Frankreich, Lett-
land, Schweden u.v.a.m.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Ostseefriedenskonferenz 1997 in Schwe-
rin stellen mit Besorgnis fest, daß durch
die in Gang gesetzte Osterweiterung der
NATO die Gefahr besteht, in Europa neue
Gräben aufzutun, konfrontative Tenden-
zen zu verstärken und das Wettrüsten
wiederzubeleben. Diese Entwicklung ge-

fährdet auch das friedliche Zusammen-
leben in der Ostseeregion.

In der Überzeugung, daß ein dauer-
hafter Frieden nicht durch militärische
Gewalt, nicht durch die Machtausdeh-
nung eines Militärpaktes, sondern nur
durch ein System kollektiver Sicherheit
gewährleistet werden kann, halten wir es
für möglich und notwendig, in der Ost-
seeregion ein Beispiel für gemeinsame Si-
cherheit durch Abrüstung und Rüstungs-
konversion, eine Keimzelle für eine ge-
samteuropäische Friedensordnung auf
der Grundlage der OSZE zu schaffen.

Wir fordern die Parlamente und Re-
gierungen der Ostseeanliegerstaaten auf,
Maßnahmen zur konsequenten Entmili-
tarisierung der Ostseeregion einzuleiten.
Aus Schwerin, als deutsche Gastgeber-
stadt dieser Konferenz, appellieren wir
insbesondere an die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland, Gewicht und
Einfluß zur Umsetzung dieser Maßnah-
men geltend zu machen.

Von der Parlamentarischen Konferenz
der Ostseeregion und dem Ostseerat er-
warten wir, daß sie diese Problematik auf
die Tagesordnung setzen und nach Kräf-
ten befördern.

Reale Chancen für diese Zielstellung
sehen wir neben der beschleunigten Rea-

lisierung bereits bestehender Abrü-
stungsvereinbarungen in der radikalen
maritimen Abrüstung bis zur Abschaf-
fung der Seestreitkräfte in der Ostsee.
Vordringlich sind nach unserer Meinung
folgende Maßnahmen:
• Erklärung der Ostseeregion zur atom-
waffenfreien Zone, dazu:
– alle Kernwaffen sowie deren Träger ab-
zubauen und die Ostsee für sie zu sper-
ren,
• drastische Reduzierung der Flottenrü-
stungen der Ostseeanliegerstaaten, Ein-
stellung aller Aktivitäten zur Erweite-
rung und Modernisierung der Ostseeflot-
ten, dazu:
– keine neuen Militäreinrichtungen zu
eröffnen und bestehende schrittweise
aufzulösen,
– bei den Flottenkräften zunächst deren
Angriffsunfähigkeit durch Herauslösen
offensiver Systeme herzustellen,
• Verzicht auf den militärischen Einsatz
von Teilen der Ostseeflotten als Krisen-
reaktionskräfte außerhalb der Ostsee.
Verbot der Teilnahme von Flottenkräften
aus Nichtanliegerstaaten an Manövern
und Übungen sowie zur Waffenerpro-
bung in der Ostsee,
• zielstrebige Konversion von Flotten-
kräften und -einrichtungen zu zivilen,

Einheitsfeier als Satire

AMOK 1997
Schon mal was von AMOK gehört – antimi-
litaristisches Oberjubelkomitee oder von
„Das Volk lacht das Militär aus“, der frechen,
fröhlichen, antimilitaristischen Jubelparade
ohne jede moralisierende Absicht? Am 3.
Oktober, fünf vor zwölf, werden zum zweiten
Mal KabarettistInnen, KünstlerInnen und je-
de Menge AntimilitaristInnen durch die
Hauptstadtstraßen ziehen.

In diesem Jahr geht’s vom Charlotten-
burger Schloß über die Kantstr.,die Leib-
nizstr., den Ku’damm zur Gedächtniskir-
che, um auf respektlose Weise die Jubel-
feier zu 7 Jahren deutsche Einheit zu be-
reichern.

Pointiert gesagt sind das 7 Jahre Auf-
mozzen zu einer „Wir-sind-wieder-wer-
in-der-Welt-Republik“. Und damit wir
das sind, sind das auch 7 Jahre Aufmoz-
zen der noch bis vor kurzen an Sandka-
stenspielen trainierten Verteidigungsar-
mee hin zu kampfstarken, Märkte und
Rohstoffquellen,sprich deutsche Interes-
sen in aller Welt sichernden Armee. Und
daß es sich dabei nicht nur um eine Ima-
ge-Korrektur handelt, ist klar. Der Preis
ist schon genannt und ist hoch. Da müs-
sen wir schon auch mal wieder ein
bißchen „Leib und Leben herzugeben“
bereit sein,wie der Bundespräsident Her-
zog vor internationalen Wirtschaftsleu-
ten im Frühjahr 1995 gesagt hat. Von

nichts kommt halt nichts. Aber keine
Angst, vorerst müssen wir bloß was von
unserem Wohlstand hergeben. Natürlich
nicht alle, und auch nur die, die sowieso
nicht viel haben. Denn die IFOR-Trup-
pen,die NATO-Osterweiterung und dem-
nächst der Eurofighter kosten nicht we-
nig; und die Art Verantwortung in der
Welt, die zu übernehmen Kinkel, Rühe
und unser dicker Kanzler sich drängen,
werden uns teuer zu stehen kommen.

Aber Schluß mit solcher Art Lar-
moyanz. Sonst wird’s doch wieder mora-
lisch, und das wollen wir nicht. Humani-
stische Anliegen, Forderungen nach Frie-
den und Gerechtigkeit, alles richtig. Das
ist in der Regel die Basis unseres Han-
delns. Aber bei AMOK wird gelacht,
Machtdemonstration der Lächerlichkeit
preisgeben.Respektlosigkeit ist angesagt
gegen alles Militärische, was sich in die-
ser Stadt, in diesem Staat breit macht!
Franziska von Rewentlow, eine Freundin
Erich Mühsam’s, hat den Anstoß zu die-
sem Unternehmen gegeben. Sie klaute
ihren Sohn aus der Armee. Das inspirier-
te den Kabarettisten Dr. Seltsam, und er
wurde der Motor von AMOK, das bereits
im vergangenen Jahr einen Kreis von 350
Unterstützern gewinnen konnte.

Der Zug wird wieder aus gestalteten
Wagen mit Musik und kabarettistischen
Darbietungen und Gruppen und Bands
zu Fuß bestehen. Allen voran der Merce-
des des Bürgermeisters, der die am Ran-
de stehende Bevölkerung vor diesem Ge-
sindel warnt. Die Macher wie die Mitma-
cher von Kriegen werden hoffentlich wie-
der im Zug satirisch böse karikiert.Viele

Bilder sind denkbar. Wer Lust und eine
Idee hat sollte dabei sein.

Die von uns favorisierte Route von der
Siegessäule durchs Brandenburger Tor
zur Neuen Wache haben wir natürlich
auch in diesem Jahr nicht bewilligt be-
kommen. Wir hatten sie nicht ohne Hin-
tersinn gewählt. Welcher Berliner Ort,
welche Straße konfrontieren uns auf
Schritt und Tritt so mit dem Geist des
preußischen Militarismus, wie Straßen
und Bauwerke vor und hinter dem Bran-
denburger Tor. Das Tor selber sollte nach
dem Willen seines Erbauers Langhans die
Inschrift „Tor des Friedens“ tragen. Daß
alle Regierungen – einschließlich unserer
– seit seiner Erbauung ihm diese verwei-
gerten,weiß kaum jemand.Im Westen da-
hinter, die Siegessäule. Wissen alle, die
um sie herumfahren, daß ihre goldenen
Verzierungen die erbeuteten Kanonen-
rohre aus den Kriegen des 19. Jahrhun-
derts sind? Und wer hat schon einmal auf
der anderen Seite in Richtung Osten dem
Roß des Alten Fritzen, etwas genauer un-
ter dem Schwanz geguckt? Repräsentiert
das Denkmal als solches preußischen Mi-
litarismus,vermittelt ein Blick auf die in-
time Stelle des Rosses eine einprägsame
Aussage über dessen Verhältnis zu Geist
und Wissenschaft. Schmunzelnd oder
zornig stellt man fest, daß dort die Dich-
ter und Denker jener Zeit, dem Kot des
Rosses ausgesetzt, diskutieren, während
die Herren Generäle die anderen drei Sei-
ten des Denkmals bevölkern. Kaiserpa-
raden und Naziaufmärsche,alles auf die-
ser Straße. Auf dem Bebelplatz daneben,
nicht zu vergessen, der Ort der Bücher-

O
-
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KEINE NAZI-EHRUNG:
Adelsdorf. Der Gemeinderat

im mittelfränkischen Adels-
dorf hat die Wilhelm-Koch-

Straße in Hopfenstraße umbenannt. Da-
mit reagierte er auf einen geplanten Bür-
gerentscheid. Ende vergangenen Jahres
hatte sich eine Initiative gebildet, die
forderte „Man sollte eher der 60 depor-
tierten Adelsdorfer Juden gedenken als
eines Nazi-Bürgermeisters“. Im April
noch sah der Gemeinderat das anders:
CSU und Freie Wähler sorgten für Bei-
behaltung des alten Namens. Doch der
öffentliche Druck nahm weiter zu. Als
am 11. September schließlich mehrere
hundert Bürger einen Schweigemarsch
zum Gedenken an die jüdischen Opfer
der Naziherrschaft mit „Juden-raus“-
Rufen u.ä. begleiteten, änderten sich im
Gemeinderat die Stimmenverhältnisse.
Mit zwölf zu neun Stimmen erhält der
örtliche Nazifunktionär Koch nun keine
Würdigung mehr.

„ALLTAGSKRIMINALITÄT“: Frank-
furt/Main. Kanther bietet überflüssig
gewordene Bundesgrenzschützer an,
und OB Roth will das Schnäppchen ma-
chen. Sie drängelt sich für einen „Mo-
dellversuch“ der Stadt Frankfurt zur
„Verbrechensbekämpfung“ – vor allem
am Hauptbahnhof. Zusätzlich zur Poli-
zei und den privaten Sicherheitsdien-
sten sollen nach ihrer Vorstellung die
BGSler eine weitere Verstärkung sein.
Gedacht ist an ein strengeres Vorgehen
gegen „Alltagskriminalität wie zum Bei-
spiel Schmierereien oder Randale“.

GESUNDHEITSPROBLEME: Leipzig.
Im Gesundheitsbericht der Stadt wird
u.a. ausgeführt, daß Einschulungsunter-
suchungen von 5478 Kindern minde-
stens eine krankhafte Störung bei 3682
Kindern (67,2%) zeigten. Dabei waren
Sprachstörungen mit Abstand am häu-
figsten (20%). Dieser Wert liegt um das
Doppelte über den Ergebnissen aus den
Jahren vor 1990.Die PDS beantragt des-
halb, daß der OB bis zum 31.3. einen Be-
richt und ein Konzept vorlegt zur Früh-
förderung von Kindern mit krankhaften
Störungen in Kindertagesstätten.

„FIXERSTUBEN“: München. Die
Stadt München will keine Konfrontati-
on mit der Regierung von Oberbayern.
Wie ausführlich in unserer Ausgabe 17
berichtet, hatte der Gesundheitsaus-
schuß des Stadtrats Mitte Juli beschlos-
sen, Räume einzurichten, in denen Ab-
hängige ihre Drogen unter hygienischen
Bedingungen und ohne Verfolgungs-
druck zu sich nehmen können. Doch
Kreisverwaltungsreferent Uhl drohte
mit Polizei und Staatsanwaltschaft, die
CSU mit Bürgerentscheid, und die Re-
gierung erklärte das Vorhaben gleich als
rechtswidrig. Die gleichen Kräfte boy-
kottierten nun eine Informationsfahrt

des Ausschusses nach Frankfurt, wo sol-
che Räume erfolgreich betrieben wer-
den. Diese Attacken führten zum vor-
läufigen Aussetzen des Beschlusses:
„Wenn wir heute einen Konsumraum
aufmachten, würde er morgen geschlos-
sen“, so Gesundheitsreferent Lorenz
(Grüne). Jetzt sollen die rechtlichen
Spielräume der Kommune mithilfe ex-
terner Gutachter ausgelotet werden.
Daß sich bei der Volksabstimmung in der
Schweiz soeben 70,4 Prozent für eine li-
berale Drogenpolitik entschieden, dürf-
te die Position der rot-grünen Stadtre-
gierung in München stärken.

UNTERNEHMERBRIEF: Bonn. In ei-
nem Brief an Kohl beschweren sich acht
große Unternehmerverbände am 17.9.
über die im Gesetz zur Fortsetzung der
Unternehmenssteuerreform verankerte
Gegenfinanzierung für die Abschaffung
der Gewerbekapitalsteuer. Uwe-Jens
Rössel, kommunalpol. Sprecher der
PDS-Bundestagsgruppe, protestiert:
„Der Kompromiß zur Abschaffung der
Gewerbekapitalsteuer wurde in zwei
Jahren harter Verhandlungen erreicht.
Nun soll offenbar die Entscheidung des
Parlaments ausgehebelt werden. Die
Unternehmerverbände versuchen offen-
sichtlich, Steuerlasten von Großunter-
nehmen,Banken und Versicherungen auf
Bürgerinnen und Bürger abzuwälzen.
Eine Politik, die mit der PDS nicht zu
machen ist. Die Abschaffung der Ge-
werbekapitalsteuer darf nicht zu Lasten
der Allgemeinheit gehen.“

BÜRGERVEREIN: Eberswalde/Bar-
nim. Die Bürgerbewegung für sozialver-
trägliche Wasser- und Abwasserge-
bühren Eberswalde und die angeschlos-
senen Initiativen im Landkreis Barnim
wollen am 28. Oktober einen Bürgerver-
ein gründen, der sich nicht nur auf Was-
ser/Abwasser beschränkt, sondern alle
Kommunalabgaben,also z.B.auch Müll-
gebühren und Straßenausbaubeiträge,
behandelt.Der Verein soll Mitglieder be-
raten, politische und juristische Ausein-
andersetzungen führen sowie Kommu-
nal- und Landespolitik aktiv gestalten.

KORREKTUR: Eberswalde. In unserer
letzten Ausgabe berichteten wir an die-
ser Stelle von einem Offenen Brief gegen
Gebührenerhöhungen um 20% für
Trinkwasser und 80% für Abwasser.
Hier hat sich ein Fehler eingeschlichen:
Es geht in Eberswalde nicht um allge-
meine Gebührenerhöhungen, sondern
um die Erhöhung der Grundgebühren.
Diese Grundgebühren pro Anschluß
sollten monatlich von 15 auf 18 DM
(Trinkwasser) und von 10 auf 18 DM
(Abwasser) angehoben werden. Die Ku-
bikmeter-Verbrauchsgebühren von 2,26
DM (Trinkwasser) und 6,18 DM (Ab-
wasser) sollten beibehalten werden.

Zusammenstellung: baf
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humanitären Zwecken, dazu:
– geeignete Flottenkräfte im Katastro-
phenschutz und zur Seenotrettung im In-
teresse des Umweltschutzes und zur Be-
seitigung von Umweltschäden einzuset-
zen und schrittweise an kompetente zivi-
le Organisationen zu übergeben,
– Liegenschaften und Immobilien der
Seestreitkräfte unbürokratisch zum Vor-
teil und Nutzen der Länder und Kom-
munen im Küstengebiet freizugeben,
– Übungsplätze und militärische Sperr-
gebiete in Naturschutz- und Erholungs-
zonen umzuwandeln,
– die bisherigen Marinerüstungsbudgets
vorwiegend für soziale Belange und zur
Schaffung ziviler Arbeitsplätze zu ver-
wenden.

Diese Maßnahmen sollten durch ein
wirksames Informations- und Kontroll-
system der Parlamentarischen Konferenz
der Ostseeregion, des Ostseerates und re-
gionaler Tische der OSZE unter breiter
Einbeziehung von Nichtregierungsorga-
nisationen begleitet werden.

Wir werden regional, kommunal und
landespolitisch für konsequente Entmi-
litarisierung eintreten und rufen alle
Friedensfreunde und -gruppen rund um
die Ostsee auf, sich für radikale Abrü-
stung in der Ostseeregion einzusetzen.

verbrennung und jüngster Skandal: Ge-
schichtsklitterung gegenüber der in der
Neuen Wache. Also genau die richtige
Route für die frechen Antimilitaristen.

Auch in diese Jahr wird ein privater
Veranstalter auf dieser bedeutenden
Straße ein kommerzielles Jubelfest ver-
anstalten,das den dringenden Bezug zum
Brandenburger Tor braucht. Zu diesem
hohen Nationalfeiertag passen die
Schmuddelkinder der Friedensbewe-
gung und die Netzbeschmutzer aus
Künstlerkreisen nicht ins Bild. Das wird
sie wohl im Sinn gehabt haben, die Frau
Bundestagspräsidentin, als sie im ver-
gangenen Jahr die Schirmherrschaft für
die Freß- und Saufmeile Unter den Lin-
den gleich für die nächsten 10 Jahre über-
nahm, um diesem Kommerz-Unterneh-
men den gegen uns nötigen politischen
Anspruch zu sichern.

In diesem Jahr ließ uns der Polizeiprä-
sident von Berlin in der Antwort auf un-
seren Antrag auf die historische Route
wissen,daß für unser Anliegen bis auf den
3./4./5. Oktober alle Tage des Jahres zur
Verfügung ständen.Wir beschlossen dar-
um, zusätzlich zur AMOK-Parade in der
letzten Stunde des 2. und der 1. Stunde
des 3. Oktober einen „Umzug der Ge-
spenster des Militarismus“ durch das
Brandenburger Tor zum Alten Fritzen
ziehen zu lassen. Nachtschwärmer und
solche, die die politische Lage nicht
schlafen läßt sind herzlich eingeladen,
entweder kettenrasselnd andere das
Gruseln zu lehren oder sich einfach nur
selbst zu gruseln.

Laura von Wimmersperg
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POSTGEWERKSCHAFT: Ge-
gen neues Postgesetz: Proteste
am 23. September. Über 20000
Beschäftigte der Deutschen
Post AG beteiligten sich am 23.
September im Bezirk Südwest
der Deutschen Postgewerk-
schaft an Betriebsversamm-
lungen. Vielfach kam am
Dienstag derBriefträger ver-
spätet, verschiedene Schalter
waren geschlossen.

In Stuttgart nahmen am Vor-
mittag rund 2000 Beschäftigte,
hauptsächlich Zusteller und
Sortierer an einer Versamm-
lung auf dem Killesberg teil;
nachmittags fand dann eine
weitere Versammlung von
Schalterbeschäftigten in Un-
tertürkheim statt.

Die Betriebsversammlun-
gen fanden anläßlich der An-
hörung des Bundestagsaus-
schusses für Post- und Tele-
kommunikation am 24. Sep-
tember zum neuen Postgesetz
statt.In den Betriebsversamm-
lungen ging es um die mögli-
chen Folgen des vorliegenden
Gesetzentwurfs vor allem für
die Postkunden in den ländli-
chen Regionen und um den Ver-
lust von zigtausenden Arbeits-
plätzen bei der Post AG. Der
Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung sieht unter anderem
vor, an 1.1.1998 die gesamte
Infopost und alle Briefe über
100 Gramm in den Wettbewerb
zu stellen.

„Damit öffnet die Bundesre-
gierung der Rosinenpickerei

Tür und Tor“, sagte der Be-
zirksvorstizende der DPG
Südwest, Franz Schierer. Die
Bundesrepublik Deutschland
würde das schlechteste Postge-
setz in Europa bekommen,
während alle anderen Länder
nach einer EU-Richtlinie, an
die sich die Bundesregierung
nicht halten wolle, auf die Be-
dürfnisse der Postkunden
Rücksicht nähmen. In den an-
deren EU-Ländern sei vorge-
sehen, zumindest vorerst bis
zum Jahr 2003 einen Univer-
saldienst als Bürgerpost zu ga-
rantieren.

Schierer befürchtet, wenn
die Bundesregierung ihren Ge-
setzentwurf durchsetze, drohe
der Verlust von Zigtausenden
Arbeitsplätzen bei der Post AG
und Sozialdumping. Es sei ein
Skandal, an die Stelle qualifi-
zierter, sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitsplätze völlig
ungeschützte setzen zu wollen.

nach PM der DPG, 19.9.

ALCATEL SEL: AUS! Eine
bittere Niederlage für die
kämpferische SEL-Beleg-
schaft, für die Gewerkschaft,
für alle, die „am Arbeitsmarkt
teilnehmen“ und auch für die
am Kampf um den Erhalt der
Arbeitsplätze beteiligte Stadt
Mannheim; eine Niederlage
auch für die ja nicht seltenen
Versuche, Arbeitsplätze durch
Erbringung von Gegenleistun-
gen für die Zukunft vertraglich
zu sichern: Das Werk wird auf-

grund einer Vereinbarung zwi-
schen Betriebsrat und IG Me-
tall einerseits und Alcatel an-
dererseits zum 31.12.97 ge-
schlossen.

Der eklatante Wort- und of-
fensichtliche Vertragsbruch
des Alcatel-Managements
wird von BR und IGM juri-
stisch nicht weiter verfolgt.
Dies ist Teil des Ergebnisses
der auf Belegschaftswunsch
geführten Verhandlungen um
einen Sozialplan. Der andere
Teil ist der Sozialplan selbst,
der – nach ersten Informatio-
nen – vergleichsweise günstig
für die Belegschaft ausfiel.Auf
jeden Fall günstiger, als es sich
bei ersten Verhandlungen vor
drei Jahren abzeichnete. Kern-
punkt ist die Errichtung einer
Beschäftigungsgesellschaft, in
der aus Kurzarbeitergeld und
ergänzenden laufenden Zah-
lungen durch SEL ein monat-
liches Einkommen von 80%
des bisherigen Netto auf 21
Monate gesichert werden soll.
100 Arbeitsplätze sollen mit
entsprechendem Nachteils-
ausgleich in Stuttgart und
Pforzheim angeboten werden.
Die Azubi sollen ihre Lehre bei
SEL in Stuttgart beenden kön-
nen. Man kann mit Sicherheit
feststellen: Hätte die SEL-Be-
legschaft nicht mit derartiger
Energie gekämpft, wäre ein
solcher Sozialplan nicht zu er-
zielen gewesen. Insofern gilt
auch hier wieder: Wer nicht
kämpft, hat schon verloren. tht

6. BIS 11. OKTOBER: BUN-
DESWEITE AKTIONSWO-
CHE GG. UNGESCHÜTZTE
JOBS: Vom 6. bis 11. Oktober
findet bundesweit eine Akti-
onswoche der Kampagne ge-
gen ungeschützte Arbeitsver-
hältnisse „Mittendrin und
trotzdem draußen – geringfü-
gig Beschäftigte sozialversi-
chern“ statt. Anlaß ist eine für
die darauf folgende Woche er-
wartete Debatte im Bundestag
über das Ausmaß solcher ge-
ringfügiger Beschäftigungen,
in der Aktionswoche sollen u.a.
bundesweit Unterschriften ge-
sammelt werden für Sozialver-
sicherungsschutz von der er-
sten Arbeitsstunde an und ge-
gen solche ungeschützten Ar-
beitsverhältnisse.

GEFÄHRDET GRUPPEN-
ARBEIT DIE ARBEITSSI-
CHERHEIT? Seit dem Juli
1996 gibt es zwischen der IG
CHEMIE und dem ChemieAr-
beitgeberverband eine sog.
„Sozialpartnervereinbarung“
zur Gruppenarbeit in der che-
mischen Industrie. Eine Ar-
beitsgruppe aus VertreterInnen
von Arbeitgeberverband, Be-
rufsgenossenschaft, Gewerk-
schaft und dem Lehrstuhl Ar-
beitswissenschaft der RWTH
Aachen untersuchte nun in
diesem Zusammenhang die Ar-
beitssicherheit. Durch Grup-
penarbeit werden bisherige
Führungsstrukturen aufgelöst
und wichtige Aufgaben des Ar-
beitsschutzes in die vermeint-
lich „autonome“ Verantwor-
tung der Gruppe gestellt. Nach
Auffassung oppositioneller
Betriebsräte steht zu befürch-
ten, daß Gruppenarbeit, einzig
eingeführt,um weitere Innova-
tions- und Leistungsschübe
aus den Beschäftigten heraus-
zuholen, und daß die Arbeits-
sicherheit auf der Strecke
bleibt.
Auszug aus STICHWORT
BAYER, Ausgabe 3/97, Zeit-
schrift der Coordination gegen
BAYER-Gefahren e.V.

TODESFALL IN BRASILIEN
In Brasilien ist ein Arbeiter der
Chromatproduktion im BAY-
ER-Werk Belford Roxo gestor-
ben. Am 24. März 1997 kam es
zu einer Gasverpuffung beim
Wiederanfahren der Anlage,
durch die Schichtführer Fer-
reira von heißen Gasen ver-
brannt wurde. Die Produkti-
onsanlage hatte für die Repa-
ratur eines Anlagenteiles etwa

„Hervorragend“ stufte der
Berliner DPG-Sprecher Jurke
am 24.9. die Beteiligung der
Beschäftigten an den Prote-
sten gegen das neue Postge-
setz der Bundesregierung ein.
In 95 Prozent aller Filialen
habe die Arbeit geruht, 800
Postbeschäftigte beteiligten
sich an der Betriebsversamm-
lung und Demonstration. Die
DPG hatte bundesweit zum
Protest aufgerufen, um am

Vortag einer Anhörung zu die-
sem Gesetz im Bundestag den
Widerstand der Beschäftigten
gegen den Bonner Entwurf
zum Ausdruck zu bringen.
Das Gesetz sieht u.a. den Weg-
fall des Postmonopols für
Briefe ab 100 Gramm vor.
Trotzdem soll die Post AG u.a.
die Pension für frühere Post-
beschäftigte noch Jahre hin-
aus weiterzahlen und die Ver-
sorgung in der Fläche garan-

tieren – während sich die Kon-
kurrenz von UPS und Kon-
sorten die profitablen Ge-
schäfte unter den Nagel reißen
will. Tatsächlich ist das Ge-
setz eine indirekte Subventi-
on für diese Billiglohn- und
Tarifbrecherfirmen. Derzeit
machen diese Firmen – für
Privatkunden ohnehin teurer
als die Post – Verluste, so daß
sie staatliche Unterstützung
dringend brauchen. rül
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vier Stunden stillgestanden.
Nach einiger Zeit muß der
Drehrohrofen gedreht werden.
Dabei kam es durch Restmen-
gen an Chemikalien im Ofen zu
einer Freisetzung von heißen
Gasen. Die „KollegInnen für
eine durchschaubare Betriebs-
ratsarbeit“ weisen darauf hin,
daß die Gefahr der Verpuffung
im Werk Leverkusen bekannt
ist, in Brasilien aber offen-
sichtlich andere Sicherheits-
standards als in Deutschland
herrschen. „Die Bedingungen
sollten geändert werden, bevor
noch mehr Tote den Weg von
BAYER in Brasilien und in an-
dere Länder begleiten.“ Be-
reits im letzten Jahr klagten
fünf Beschäftigte in Belford
Roxo über Nasenscheide-
wandperforationen. Wie be-
richtet, wird 1998 die Chro-
matproduktion, die heute noch
in Leverkusen stattfindet nach
Newcastle, Südafrika ausgela-
gert. Dort kann BAYER dann
unter lascheren Arbeitsschutz-
bestimmungen deutlich billi-
ger produzieren als im heimi-
schen Leverkusen.
Auszug aus STICHWORT BAYER,
Ausgabe 3/97, Zeitschrift der Coor-
dination gegen BAYER-Gefahren e.V.

AUSSCHLUßVERFAHREN
ZURÜCKGENOMMEN. Wir
hatten berichtet, daß die ÖTV
Kreisverwaltung Ludwigsburg
1995 gegen Jürgen Morgen-
stern ein Ausschlußverfahren
eingeleitet hatte, das zunächst
mit gewerkschädigender Ar-
beit begründete wurde. Jürgen
Morgenstern hatte Unter-
schriften zur Solidarität mit
der von Entlassung bedrohten
Belegschaft von Mann&Hum-
mel gesammelt, wobei er nach
Meinung der ÖTV den Ein-
druck erweckt habe,als sei dies
von ihr initiert. Später redu-
zierte sich der Vorwurf gegen
Jürgen Morgenstern darauf, er
sei Mitglied der MLPD. In ei-
ner Unterschriftensammlung
hatten sich 450 Unterzeich-
nende gegen den Ausschluß
ausgesprochen, dazu kamen
noch zehn Resolutionen, die
sich deutlich gegen die Unver-
einbarkeitsbeschlüsse aus-
sprachen. Nun habe die ÖTV
das Verfahren beendet, so be-
richtet Maulwurf. Am 1.7. teil-
te die ÖTV-Hauptverwaltung
Jürgen Morgenstern mit, „der
Vorstand der ÖTV-Kreisver-
waltung Ludwigsburg hat in
der Sitzung vom 14. Mai 1997
den Ausschlußantrag gegen Sie

zurückgenommen. Da eine
endgültige Entscheidung über
den seinerzeitigen Ausschluß-
antrag noch nicht vorliegt, ist
das Ausschlußverfahren been-
det.“

FLACHGLAS AG UND
VAILLANT: Proteste gegen
Arbeitsplatzabbau. 500 Be-
schäftigte der Firmen Flach-
glas AG und  Vaillant demon-
strierten letzte Woche Mitt-
woch in Gelsenkirchen gegen
den Abbau von insgesamt 550
Industriearbeitsplätzen in bei-
den Werken.

Angemeldet hatte die IG
Metall die Kundgebung als De-
monstration der Vaillant-Be-
schäftigten gegen die beschlos-
sene Reduzierung der Beleg-
schaft von jetzt 540 auf unter
300.Dem schlossen sich die 200
Streikenden der Flachglas AG
an,die drei Tage gegen den Wil-
len der IG Chemie-Papier-Ke-
ramik und des Betriebsrates ei-
nen sog. „wilden" Streik gegen
den Abbau von 200 Arbeits-
plätzen im Flachglas-Werk
führten. Erst Anfang 1997 hat-
te der Vorstand erklärt, daß
kein Produktionsarbeitsplatz
in Gelsenkirchen gefährdet sei.
Zudem brachte die Belegschaft
in den letzten Jahren unter dem
Märchen: „Lohnverzicht rettet
Arbeitsplätze" Opfer zur sog.
Standortsicherung: Lohnver-
zicht, Belegschaftsabbau und
zuletzt Streichung des Ur-
laubsgeldes bis 2001. Bei der
Aufsichtsratssitzung letzte
Woche Freitag wurde nun end-
gültig die Stillegung der Iso-
lierglasproduktion beschlos-
sen,mit allen Folgen für die 200
Arbeitsplätze.

Auch bei Vaillant, wo vor
zwei Jahren noch groß die Ein-
führung der Gruppenarbeit
und die damit verbundene Pro-
duktionssteigerung mit weni-
ger Menschen gefeiert worden
ist, hat die Belegschaft Lohn-
einbußen hingenommen. Und:
Ein im Zuge der Verlagerung
der Heizlüfterproduktion nach
Spanien ausgehandelter Inter-
essensausgleich legte die Zahl
der Beschäftigten in Gelsen-
kirchen auf 450 fest, was jetzt
trotzdem unterlaufen wird.

Für den Sprecher der Strei-
kenden bei Flachglas hatte die
Aktion üble Konsequenzen: Er
wurde nach Beendigung des
Streiks mit Polizeigewalt aus
der Fabrik geholt, hat dort
Hausverbot und muß mit sei-
ner Kündigung rechnen. tja

Nordwürttemberg-Nordbaden

Schlichtungsspruch
Altersteilzeit – weit weg
von den Forderungen
Ein Schlichtungsspruch hat am 28. September in Nordwürt-
temberg-Nordbaden die Verhandlungen über eine tarifliche Al-
tersteilzeit beendet (Beratung und Entscheidung der Tarifkom-
mission waren nach Redaktionsschluß dieser Ausgabe). Der In-
halt des komplizierten Schlichtungsspruchs weist noch mehr
Probleme auf, als die ersten Meldungen vermuten ließen.

Danach wird Altersteilzeit im Grundsatz durch freiwillige Be-
triebsvereinbarung ab dem 55. Lebensjahr eingeführt. In diesem
Fall werden 82% vom Vollzeitnetto gezahlt und die Beiträge zur
Rentenversicherung auf 95% vom Vollzeitbrutto aufgestockt.Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld werden in der Arbeitsphase halbiert
und in der Freistellungsphase ganz gestrichen. Tariflohnsteige-
rungen erhöhen das Altersteilzeitentgelt, in der Freistellungs-
phase allerdings nur zu 60%. Bei früherem Rentenbeginn ab 60
Jahren gibt es für den Rentenabschlag (pro Jahr 3,6%, also bis
zu 18% dauernde Rentenminderung) eine Abfindung von maxi-
mal drei Monatseinkommen, die sich mit späterem Rentenein-
tritt verringert.

Einigen sich Betriebsrat und Unternehmen nicht auf die Ein-
führung der Altersteilzeit, erhalten Beschäftigte ab 61 einen ein-
geschränkten  Rechtsanspruch (im Blockmodell zwei Jahre Voll-
zeitarbeit, mit 63 Jahren Eintritt in die Freistellungsphase).Vor-
aussetzung des Anspruchs ist aber die Erstattung der 20% Ein-
kommensaufzahlung durch die Bundesanstalt für Arbeit und da-
mit die Bereitschaft des Unternehmens zu Neueinstellung oder
Übernahme von Auszubildenden. In einer Betriebsvereinbarung
können weitere Kriterien für eine Ablehnung des Rechtsan-
spruchs formuliert werden (Schutz der Unternehmen gegen
Überforderung, Verlust von Schlüsselqualifikation usw.).

Will der Beschäftigte in diesem Fall – also ohne betriebliche
Einigung auf Einführung der Altersteilzeit – die tariflichen Be-
dingungen, muß er einen „Eigenbeitrag“ von 2,5 Brutto-Voll-
zeitmonatsverdiensten einbringen. Andernfalls hat er nur An-
spruch auf die unzureichenden gesetzlichen Bedingungen (70%
vom Vollzeitnetto, 90% der Rentenversicherungsbeiträge).

Durch Betriebsvereinbarung kann außerdem geregelt werden, 
• daß bei Nichterstattung durch die Bundesanstalt für Arbeit

die betroffenen Beschäftigten „Eigenbeteiligung“ leisten
müssen; 

• daß betrieblich auch andere „insgesamt wertgleiche Rege-
lungen“ getroffen werden können;

• daß bei Gefährdung von Arbeitsplätzen durch Einführung
von Altersteilzeit auch „abweichende betriebliche Regelun-
gen“ möglich sind.

Schließlich haben sich die Tarifparteien verpflichtet, noch im 4.
Quartal 1997 Verhandlungen über eine „Reformierung und Mo-
dernisierung der Tarifverträge“ aufzunehmen, und haben den
1998 kündbaren Manteltarif bis zum 31.12.2000 verlängert. Für
die Arbeitszeitdiskussion in der IG Metall (Zwickel: 32-Stun-
den-Woche) heißt das, daß die tarifliche Arbeitszeit die nächsten
drei Jahre nicht zur Verhandlung steht.

Dieses Ergebnis ist (sofern die Tarifkommission zustimmt)
weit von den Forderungen der IG Metall entfernt. Der am stärk-
sten umstrittene Rechtsanspruch der Beschäftigten ist auf die
ältesten Beschäftigten und auf die unpopulären gesetzlichen Be-
dingungen beschränkt (und kann selbst dort noch unterlaufen
werden). Wer hier bessere Regelungen will, muß sie praktisch
durch Einkommensverzicht selber finanzieren.

Die von den Unternehmerverbänden geforderte betriebliche
Öffnung der Tarife erhält durch Dr. Spöris Schlichtungsspruch
klar Schützenhilfe. Eine noch stärkere Differenzierung der Be-
dingungen zwischen den Unternehmen (Konzerne, Mittel- und
Kleinbetriebe usw.) ist absehbar. In der Auseinandersetzung um
die künftige Gestaltung von Tarifverträgen hat Gesamtmetall
gepunktet. rok
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Die Große Tarifkommission (GTK) der
ÖTV hat am 18. September in Stuttgart
beschlossen, die Regelungen zur Arbeits-
zeit vorerst nicht zu kündigen. Gleich-
wohl hat die GTK beschlossen, daß Be-
schäftigungssicherung ein wesentliches
Ziel der Tarifbewegung 1997/98 sein
wird. Bei laufenden Verträgen soll begin-
nend mit dem 7. Oktober über beschäfti-
gungssichernde Maßnahmen verhandelt
werden. Konkrete Forderungen wurden
nicht erhoben, stattdessen schlägt die
GTK mehrere tariflich regelbare Maß-
nahmen vor.Wir haben die Erklärung der
GTK trotz ihrer Länge abgedruckt.Sie ist
lesenswert.

Von Gewerkschaftslinken wird diese
Erklärung als Sieg der Basis „gefeiert“.
Sieg deshalb, weil Mais Vorschlag, der als
Gegenleistung für Beschäftigungssiche-
rung und -schaffung die Bereitschaft zu
sozial gestaffeltem Lohnausgleich bein-
haltete, zurückgewiesen worden sei.
Liest man dagegen die Entschließung, so
finden sich alle wesentlichen Elemente
des ursprünglichen Vorschlags wieder –
allerdings in anderen Worten. So ist z.B.
jetzt die Rede davon, daß eine Arbeits-
zeitverkürzung „ohne Eingriff in beste-
hende Einkommen“ zu erfolgen habe,
aber die Verrechnung mit künftigen Tarif-
erhöhungen ist nicht ausgeschlossen.
Trotzdem scheint mit dieser Entschlie-
ßung der sich anbahnende Konflikt zwi-
schen ÖTV-Bezirken und Geschäftsfüh-
rendem ÖTV-Hauptvorstand entschärft
zu sein.

Die ÖTV setzt auf die Vernunft der Ge-
genseite. Sie will – ohne die Möglichkeit
von Arbeitskampfmaßnahmen – Ver-
handlungen zu beschäftigungssichern-
den Maßnahmen aufnehmen. Gleichzei-
tig dokumentiert die Entschließung der
GTK (und haben die Mitgliederdiskus-
sionen belegt), daß die ÖTV nicht bereit,
nicht willens, vermutlich auch nicht in
der Lage ist, eine Arbeitszeitverkürzung
offensiv anzugehen. Die ÖTV behält sich
vor,die tariflichen Arbeitszeitregelungen
im Tarifgebiet West kurzfristig zu kündi-
gen,da es hier nur eine einmonatige Kün-
digungsfrist gibt. Im Tarifgebiet Ost ist
die Kündigung komplizierter, da hier die
gesamten Manteltarife mitgekündigt
werden müßten und befürchtet wird, daß
dann auch andere Verschlechterungen
abzuwehren sind.

Die ÖTV warnt die Gegenseite vor
Mißbrauch. Dies ist richtig und spricht
den Mitgliedern „aus ganzem Herzen“.
Die ÖTV droht – mit einer hohen Tarif-
forderung , wenn die Verhandlungen zur
Beschäftigungspolitik ergebnislos ver-
laufen. Da die öffentlichen Dienstherren
ihrerseits mit Sicherheit weitere Perso-
nalkürzungen als Folge der Verteuerung
ankündigen werden, und das eigentliche

Ziel der Tarifrunde für die ÖTV ja Be-
schäftigungssicherung und -schaffung
sein wird, wird diese „Taktik“ wohl
schwer aufgehen.

Ob das Auseinanderreißen der „Be-
schäftigungssicherungsrunde“ und der
„Einkommens-Tarifrunde“ ein kluger
Schachzug war, wird sich erst erweisen
müssen. Denn unbestritten ist, daß noch
jede Arbeitszeitverkürzung ihre Gegen-
leistung gefordert und erhalten hat, ob es
in Mark und Pfennig oder in anderen
„Werten“ war. Und die öffentlichen
Dienstherren haben schon längst ihre
Vorstellungen auf den Tisch gelegt, allen
voran Kanther mit Kürzungen bei der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall bzw.
mit Kompensationsforderungen.

Positiv hervorzuheben an der Ent-
schließung der GTK ist die Tatsache, daß
an mehreren Punkten besonders auf die
Interessen der Mitglieder in den neuen
Bundesländern eingegangen wird und
die weitere Angleichung bei Arbeitszeit
und Einkommen verlangt wird.

Abschließend nochmals zu den „ju-
belnden Linken“: Das Vorgehen Mais war
undemokratisch, gewagt bis gefährlich,
und seine Aussagen zum sozial gestaffel-
ten Lohnausgleich für eine sachliche Dis-
kussion hinderlich, denn es entstand der
Eindruck, als könnte daraus der volle
Lohnausgleich der mittleren und unteren
Einkommensgruppen beglichen werden.
Dies ist mitnichten so. Das „Geschrei“
aber darüber war unehrlich. Wo bitte-
schön ist der Unterschied zu Festgeldfor-
derungen? Und sind die Linken nicht
mehr für Verkleinerung der Einkom-
mensspreizung? Zu sagen,daß ein solches
Ergebnis sicherlich als Kompromiß ak-
zeptiert werden würde, aber nicht von
vornherein, scheint mir angesichts der
langjährigen Erfahrungen als Heuchelei
und verhindert eine offene Diskussion
darüber, wo die wirkliche Schmerzgren-
ze liegt. har

Dokumentiert:

Entschließung der Großen Tarifkommissi-

on zur beschäftigungssichernden und ar-

beitsplatzwirksamen Arbeitszeitpolitik

Die Große Tarifkommission verurteilt die
Politik der Bundesregierung, die sich zu-
nehmend sichtbarer als gescheiterter Ver-
such erweist, angebotsorientierte Wirt-
schafts- und Finanzpolitik dazu zu nut-
zen, die Gesellschaft als umfassendes
Konkurrenz- und Wettbewerbsmodell
jenseits des Solidarprinzips umzugestal-
ten.

Vor allem die Verweigerung einer akti-
ven staatlichen Beschäftigungspolitik,
die Absage an Staatsinterventionen in
den Wirtschaftsprozeß und das Warten
auf die angeblichen Selbstheilungskräf-
te der Wirtschaft haben Staat und Ge-

Berlin

Notizen von 
einer IG-Metall-Vertreter-
versammlung:

Im Rahmen der Diskussion um den
Geschäftsbericht auf der letzten Ver-
treterversammlung der Verwaltungs-
stelle Berlin der IG Metall wurden u.a.
folgende Ereignisse erörtert bzw. be-
kanntgemacht: 

Konflikte mit der Polizei:

Nach den Polizeiüberfällen auf die
1. Mai-Demonstrationen 1996 und
1997 ist die IG Metall nicht länger be-
reit hinzunehmen, daß gewerkschaft-
liche Versammlungen durch hoch
gerüstete Einheiten der Polizei und
des Grenzschutzes umstellt werden.
Die IG Metall erwartet, daß 1998 auf
dem 1. Mai ein solches Vorgehen der
Polizei unterbleibt. Dies ist laut dem
2. Bevollmächtigten Arno Hager, In-
nensenator Schönbohm in einem per-
sönlichen Gespräch mitgeteilt wor-
den. Der Senator hat zugesagt, vor
dem ersten Mai 1998 noch ein Ge-
spräch mit Gewerkschaftsvertretern
zu führen.

In Folge von Polizeiübergriffen auf
eine IG-Metall-Demonstration in
Spandau im Herbst 1996 ist es zudem
zu einem Gerichtsverfahren gegen ei-
nen betrieblichen Funktionär der IG
Metall wegen angeblicher Beleidigung
einer Polizeibeamtin gekommen. Die
anwesenden Vertreter der IG Metall
sind aufgerufen, den betroffenen Kol-
legen in seinem Prozeß zu unterstüt-
zen.

Der Termin der öffentlichen Ver-
handlung kann bei der IG Metall er-
fragt werden.

Arbeitsgruppe zur Geschichte 

des Siemens-Konzern: 

Aus der Mitte der Stadtteilgruppe
Spandau der IG Metall ist eine Ar-
beitsgruppe gebildet worden, die sich
mit den Verbrechen des Siemens-Kon-
zerns gegenüber ausländischen
Zwangsarbeiterinnen während der
Zeit des Nationalsozialismus beschäf-
tigt.

In Zusammenarbeit mit der Ge-
schichtswerkstatt ist eine Ausstellung
auf der Vertreterversammlung gezeigt
worden. Darüber hinaus ist geplant,
eine Veranstaltung durchzuführen,auf
der die Praktiken deutscher Konzerne
im Faschismus gegenüber Zwangsar-
beiterinnen beleuchtet werden sollen.
Auf dieser Veranstaltung sollen neben
Historikern auch betroffenen Überle-
bene zu Wort kommen. brr

Der Beschluß der Großen Tarifkomission der ÖTV

Ein Sieg der Basis?
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sellschaft einem finanz- und sozialpoli-
tischen Würgegriff ausgesetzt und ele-
mentare Grundsätze sozialer Gerechtig-
keit tief verletzt.

Anstatt soziales Wohlergehen und ge-
sellschaftlichen Fortschritt zu fördern,
hat diese Politik 
• die Arbeitslosigkeit auf immer neue

Höhen, mittlerweile weit oberhalb
der Grenze von 4 Millionen offiziell
registrierter Arbeitsloser, getrieben
und dort verfestigt,

• eine noch nie dagewesene Ausbil-
dungsmisere geschaffen,

• eine sozial ungerechte Steuer- und
Finanzpolitik betrieben und die Ein-
kommensverteilung massiv zulasten
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer verschlechtert,

• die Staatsfinanzen zerrüttet,
• die sozialen Sicherungssysteme aus-

gehöhlt,
• die weitere Angleichung der Lebens-

verhältnisse in Ost und West
blockiert,

• den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern Hoffnungen auf eine mate-
riell sichere und soziale Zunkunft ge-
raubt.

Die vom Bundeskanzler prognostizierte
Halbierung der Arbeitslosigkeit bis zum
Jahr 2000 erweist sich als blanker
Zweckoptimismus bar jeder Realität.
Vorgeblich wirksame beschäftigungspo-
litische Entscheidungen der Bundesre-
gierung verpuffen entweder als weitere
Schritte zur Einkommensumverteilung
zugunsten der Großverdiener und zula-
sten der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer oder als völlig ungeeignete Mit-
tel gegen den politisch verursachten
Großflächenbrand Massenarbeitslosig-
keit.

Die aktuellen politischen Themenfel-
der, z.B. Steuer-, Renten- und Gesund-
heitsreform sowie die Debatte um den
„schlanken Staat“,werden,wenn sich die
Absichten der Bundesregierung durch-
setzen, den negativen Trend fortsetzen.

Damit wird deutlich: Ohne eine tief-
greifende Wende der Politik in diesem
Lande wird die beschäftigungspolitische
und soziale Talfahrt weitergehen.

Die Tarifpolitik der Gewerkschaften
kann allein keine Umkehr der Abwärts-
spirale oder gar eine spürbare Trend-
wende einleiten. Die Tarifpolitik kann
nicht heilen, was die Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Sozialpolitik versäumt oder
anrichtet.

Wir brauchen eine grundlegende poli-
tische Kurskorrektur, die Rahmenbedin-
gungen schafft: 
• für aktive Beschäftigungspolitik 
• für soziale Gerechtigkeit 
• für Innovation und Reformen 
• für einen leistungsfähigen Sozial-

staat.
Wir brauchen eine Modernisierung der
öffentlichen Dienste. Phantasielose Ko-
stensenkungen müssen durch intelligen-
te Formen der Aufgaben- und Personal-
steuerung ersetzt werden. Die Arbeitge-

ber bleiben aufgefordert, hierzu über
konkrete Rahmenvereinbarungen zu ver-
handeln.

Gleichwohl unterstreicht die Große
Tarifkommission ihren Willen, verstärkt
eigene tarifpolitische Initiativen zu er-
greifen, um dem weiteren Anstieg der
Massenarbeitslosigkeit entgegenzuwir-
ken.

Wir fordern die Arbeitgeber von Bund,
Ländern und Gemeinden auf,mit der Ge-
werkschaft ÖTV die Verhandlungen über
tarifliche Sofortmaßnahmen einer be-
schäftigungssichernden und arbeits-
platzwirksamen Arbeitszeitpolitik ohne
Vorbedingungen zu führen.

Wesentliches Ziel der Tarifrunde
1997/98 ist Beschäftigungssicherung; da-
zu ist die tarifliche Arbeitszeitpolitik ein
Mittel. Die Gewerkschaft ÖTV ist bereit,
durch konkrete und kontrollierbare Re-
gelungen dazu beizutragen, Beschäfti-
gung zu sichern, mehr Ausbildungsplät-
ze zu schaffen und den Arbeitsmarkt zu
entlasten. Deshalb treten wir nach-
drücklich für die Übernahme von Auszu-
bildenden ein.

Wirksame tarifliche Instrumente dazu
können sein: 
• die Altersteilzeit,
• Schaffung von Wahlmöglichkeiten

für Arbeitszeitkonten und die Fakto-
risierung der Arbeitszeit,

• der Abbau von Überstunden und
Mehrarbeit,

• die befristete Verlängerung der Mög-
lichkeit zum Abschluß von Tarifver-
einbarungen zur sozialen Arbeitszeit-
verteilung sowie die Übertragung der
Rationalisierungsschutztarifverträge
auf das Tarifgebiet Ost,

• die Verkürzung der wöchentlichen
Arbeitszeit, einschließlich der An-
gleichung der Arbeitszeit im Osten
an das Westniveau, ohne Eingriff in
bestehende Einkommen.

Die Vorschläge und Forderungen der Ge-
werkschaft ÖTV zielen auf ein Maßnah-
mebündel in der Arbeitszeitpolitik mit
direkten, kontrollierbaren und nachvoll-
ziehbaren Beschäftigungseffekten: 
• Altersteilzeit entlastet ältere Be-

schäftigte, schafft Raum für neue
Ausbildungs- und Arbeitsplätze und
ist praktizierte Solidarität zwischen
den Generationen.

• Arbeitszeitkonten und -faktorisie-
rung können Zeitguthaben schaffen
und dem einzelnen mehr Freiräume
eröffnen bis hin zu arbeitsplatzwirk-
samen Effekten.

• Abbau von Überstunden und Mehr-
arbeit kann sofort in mehr Arbeits-
plätze münden.

• Die Einführung der 38,5-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich in
Ostdeutschland kann den noch im-
mer massiven Arbeitsplatzabbau Ost
abfedern und Beschäftigung sichern.
Zugleich wäre dies ein weiterer An-
gleichungsschritt an das Westniveau
und zur Tarifeinheit.

• Die allgemeine Verkürzung der Ar-
beitszeit sichert und schafft Beschäf-
tigung.

Die Gewerkschaft ÖTV stellt sich mit
diesen Positionen den drängenden Pro-
blemen des Arbeitsmarktes.

Die Verlängerung der Arbeitszeit für
Beamtinnen und Beamte in mehreren
westdeutschen Bundsländern hat zu wei-
teren Arbeitsplatzverlusten geführt. Die
Große Tarifkommission drängt auf eine
Rücknahme der Arbeitszeitverlängerung
und erwartet, daß Tarifvereinbarungen
auf Beamtinnen und Beamte übertragen
werden. Unsere Maxime heißt: Verhan-
deln statt verordnen!

Unmißverständlich warnen wir die
Arbeitgeber des Öffentlichen Dienstes
davor, die Bereitschaft der Gewerkschaft
ÖTV zu beschäftigungspolitischen So-
fortmaßnahmen zur Haushaltskonsoli-
dierung und Forderungen nach Ein-
schnitten in das Tarifrecht des öffentli-
chen Dienstes zu mißbrauchen.

Die Große Tarifkommission wird das
Verhalten der Arbeitgeber des Öffentli-
chen Dienstes zur Beschäftigungspolitik
aufmerksam verfolgen und bei ihrer
nächsten Sitzung spätestens am 18. De-
zember 1997 kritisch bewerten. Verlauf
und Stand der Verhandlungen werden
ganz maßgeblich mitentscheidend dafür
sein, welche konkreten Forderungen
dann, auch mit Blick auf die Einkom-
mensentwicklung 1998 im Öffentlichen
Dienst in West und Ost und hier insbe-
sondere für weitere Angleichung an das
Westniveau, gestellt werden.
Beschlossen am 18. September 1997 (132
Ja-, 3 Neinstimmen, bei 4 Enthaltungen)

SZ
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Als der trend 1995 – nach elf Erscheinungs-
jahren als Zeitung der GEW Berlin-Kreuz-
berg – durch Zensur und Repression seitens
der Vorstände abgeschafft wurde, war die
Entscheidung der alten Redaktion, den trend
als Onlinezeitung herauszugeben, eher eine
emotional geprägte Antwort auf diese skan-
dalösen Vorgänge als ein die Konsequenzen
jener medialen Transformation reflektieren-
der Akt. Ganz gleich ob es sich um die hard-
und softwaremäßigen Voraussetzungen der
Internetnutzung oder um die theoretische
Einschätzung dieses Mediums handelte, wir
lernten sozusagen erst im Wasser schwim-
men.

Für eine linke & radikale Gegen-

öffentlichkeit im Internet

Der Begriff der Gegenöffentlichkeit ent-
faltete sich im Kontext der Jugend- und
StudentInnenbewegung. Gegen die ver-
steinerten politischen Strukturen und
das Meinungsmonopol der Springerpres-
se sollten eigene mediale Formen von
Aufklärung zur Revolutionierung der
Verhältnisse gesetzt werden. Mit der
Transformation der Bewegung in ein
Konglomerat aus Parteizirkeln und -auf-
bauorganisationen veränderte sich das
Verständnis von Gegenaufklärung. Nun
ging es um die Schaffung der eigenen –
der proletarischen – Öffentlichkeit. Spä-
ter – im Zuge der neuen sozialen Bewe-
gungen – erfolgte entsprechend dem je-
weiligen politischen und sozialen Milieu
die Umdeutung der eigenen in eine „al-
ternative Öffentlichkeit“.

Während unser langjährigen publizi-
stischen Arbeit in der GEW empfanden
wir den Dienstherren als unseren politi-
sche Gegner.Und weil die Konflikte in ei-
nem Mikrokosmos mit unverrückbar er-
scheinenden Herrschafts- und Macht-
strukturen stattfanden, lag es für uns auf
der Hand,weiterhin an einem Modell von
(Gegen-)Aufklärung festzuhalten, das
darin zum Ausdruck kam, daß wir unter-
drückte Nachrichten verbreiteten, Miß-
stände enthüllten und das führende po-
litische Personal in Staat und Gewerk-
schaft bloß zu stellen versuchten.

Beim Übergang in das Internet hielten
wir schlicht an dieser konzeptionellen
Vorstellung von Informationsverarbei-
tung und -verbreitung fest und bestimm-
ten unsere Onlinezeitung als ein Projekt
für eine linke & radikale Gegenöffent-
lichkeit. Sehr bald mußten wir aber fest-
stellen, daß der Begriff „Gegenöffent-
lichkeit“ in seiner herkömmlichen in-
haltlichen Bestimmung für die mediale
Plattform Internet gar nicht trägt.Es gibt
im Cyberspace im stofflichen Sinne kei-
ne räumlichen Be- und Abgrenzungen.
Eine sich daraus ableitende Grenzzie-
hung zu politischen Gegnern erscheint in
der virtuellen Welt obsolet.

Aber auch das aus den oben erwähn-
ten Zusammenhängen entstammende
Verständnis von „eigener“ oder „ande-
rer“ Öffentlichkeit entspricht nicht den
Kommunikations- und Herrschafts-
strukturen des Internets. Virtuelle und
materielle Strukturen des Cyberspace
stehen in einem spezifischen Wider-
spruchszusammenhang. Der virtuelle
Raum erscheint als chaotisch grenzenlos,
worin (Informations-)Zeichen herr-
schaftsfrei fließen. Die Basis jenes Cy-
berspace ist allerdings handfest materi-
ell und als „Datenautobahn“ Objekt des
Kapitalverkehrs und -profits. Das Kapi-
tal drängt darauf, daß auf seinen Ver-
kehrswegen und Profitquellen Rechtssi-
cherheit herrscht. Das herrschende poli-
tische Personal der Nationalstaaten will
den jeweiligen Kapitalinteressen zur
Geltung verhelfen und seine Vorherr-
schaft über den virtuellen Raum errich-

ten, indem es dessen materielle Basis ent-
sprechend verrechtlicht.

In der diesjährigen Juniausgabe der
Gewerkschaftszeitschrift „medien“ hieß
es: „Bedrohlich ist für die Herrschenden,
daß die internationale Arbeiterbewe-
gung, Gewerkschaftler und viele Basis-
initiativen das Web und die schnelle elek-
tronische Kommunikation für sich ent-
deckt haben. Kaum eine Guerillabewe-
gung ist heute noch ohne Webpräsenz.“
Damit wird zu Recht hervorgehoben, daß
den politisch und ökonomisch Herr-
schenden die zur Zeit noch völlig un-
zulängliche Kontrolle über einen für sie
strategisch immer wichtiger werdenden
Kommunikationsraum ein Dorn im Auge
ist. Insofern gibt es für jedes linke & ra-
dikale Internet-Projekt die Notwendig-
keit, bisher im Virtuellen besetzte Räume
zu erhalten bzw. auszubauen. Unter die-
sem Gesichtspunkt ist der Begriff der Ge-
genöffentlichkeit ein derzeit noch inhalt-
lich hinreichender.

Gedächtnisspeicher

Das Internet hat seine Gründungsvor-
aussetzungen als US-amerikanisches
militärisches Datenübermittlungspro-
jekt längst hinter sich lassen können. In
seiner jetzigen Globalität erscheint es als
ein weltweiter (Frei-)Raum für eine ko-
stengünstige Kommunikation und ist von
daher für finanzschwache linke & radi-
kale Zusammenhänge ein ausgezeichne-
tes Medium der Informationsverbrei-
tung.

Der trend ist im Laufe seiner einein-
halbjährigen Web-Präsenz über die an-
fängliche Aufgabenstellung einer Ver-
breitung von marginalisierten Nachrich-
ten, wichtigen Terminen und abweichen-
den Meinungen, wie der Untertitel „für
die alltägliche Wut“ anzeigen sollte, bald
hinausgegangen. Unter Ausnutzung der
technischen Möglichkeiten des Internet
haben wir virtuelle Textarchive (Serie 40
Jahre KPD-Verbot, Aufruhr & Revolte,
Linkskurve) aufgebaut.

Virtuelle Archive sind für uns Ge-
dächtnisspeicher, die jeder mit seinem
Computer und Modem sowie geringen
technischen Grundkenntnissen kosten-
günstig nutzen kann. Damit wird ausge-
grenztes oder totgeschwiegenes Wissen
wieder zugänglich gemacht oder wie im
Falle des Marxschen Kapitals wissen-
schaftliches Arbeit erheblich erleichtert.

Veröffentlichungsplattform und

Vernetzung

Das Internet ist gegenwärtig ein Kom-
munikationsraum, in dem jeder mit der
entsprechenden technischen Vorausset-
zung nicht nur Information beziehen
kann, sondern damit auch sofort Infor-
mationsanbieter ist. Dies beginnt bei der
Email-Adresse und kann bei einem ent-
sprechenden Provider (Berlinet, Nadir,
free.de etc.) sogar kostengünstig zur ei-
genen Homepage, zu Mailinglisten, Teil-
nahme an Newsgruppen-Debatten usw.
ausgebaut werden.

Doch die Widerstände gegen diese
Möglichkeiten sind speziell unter deut-
schen Linken noch stark verbreitet. Im
Gegensatz zu den USA, Skandinavien
oder den Niederlanden, wo linke Grup-
pen schon lange das Netz als Kommuni-
kations- und Informationsmedium nut-
zen, gilt das Internet immer noch als
Überwachungsmaschine oder als ver-
dummendes Berieselungssystem. Dar-
über hinaus beruhen die Widerstände zu
einem beträchtlichen Teil darauf, daß der
Abschied von den vertraut gewordenen
hierarchischen Produktions- und Ver-
triebsstrukturen der Printmedien an-
steht,die den auf Unterordnung fixierten
Organisations- und Entscheidungstruk-
turen der politischen Gruppen gerade
recht kamen.

Die trend-Redaktion über Politik & Publizistik im Internet

Virtuelle Räume erhalten bzw. ausbauen

AK Politische Berichte und Netzwerk
Linke Kommunalpolitik laden ein zur
gemeinsamen Arbeitstagung:

Selbstbestimmte Medien
im Internet – geht das? Wie
geht das? Lohnt sich das?

Sonntag, 12. Oktober, 8.30 bis 14.00
Uhr
Jugendgästehaus Köln,An der Schanz
Zwei Vertreter der trend-Redaktion,
deren Thesen hier vorgestellt sind, ha-
ben zugesagt.
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Für eine Linke, die sich in gesell-
schaftlichen Nischen eingerichtet hat
und dabei ihre Dialogfähigkeit verlor,
kann das Internet, welches dezentral und
ortsungebunden sowie von sogenannten
Sachzwängen der Printwelt entkoppelt
ist und interaktive Kommunikation mög-
lich macht, aber auch als Herausforde-
rung begriffen werden, ein zeitgenössi-
sches linkes Selbstverständnis zu refor-
mulieren.

Die trend-Redaktion hat daher von
Anbeginn versucht, durch die Herein-
nahme von Beilagen und Projekten, die
nach traditionell ideologischer Lesart
einander Spinnefeind sind, Wege der
Überwindung des selbstverschuldeten
Autismus linker Gruppen mittels des In-
ternets aufzuzeigen. Dazu gehört auch
die Spiegelung von Websites politisch
verfolgter Projekte, selbst dann wenn wir
deren ideologische Orientierung und po-
litische Praxis im linken & radikalen
Spektrum nicht teilen.

Die trend-Redaktion begreift ihre On-
linezeitung ausdrücklich als strömungs-
übergreifendes publizistisches Projekt
im Internet und maßt sich daher nicht an,
entlang einer irgendwie definierten poli-
tischen Linie, Artikel abzulehnen, wenn
deren Inhalt sich erkennbar auf
linke&radikale Diskurse bezieht. Dieses
Ansinnen wäre auch auf der materiell-
technischen Basis der Internet-Techno-
logie schwachsinnig.

Die von uns im Rahmen des Benno-
Ohnesorg-Kongresses durchgeführte AG
„Aufbruch zum Proletariats“, die über
das Web vorbereitet wurde, hat gezeigt,
daß es möglich ist, diese im Virtuellen ge-
machten Erfahrungen in die politische
Alltagspraxis einzubringen. In unserer
AG diskutieren „AnarchistInnen“ mit
„StalinistInnen“ und alle waren sich am
Schluß einig, dem Kongreß einen ge-
meinsamen AG-Abschlußbericht vorzu-
legen. Andererseits machte gerade das
Scheitern des Kongresses in seinen
großen Foren deutlich, daß gesinnungs-
polizeiliche Attitüden verbunden mit
kleinkarierten Machtspielchen leider
noch die Hauptseite bilden, wenn Linke
meinen, miteinander zu diskutieren.
Dennoch wird die trend-Redaktion an
ihrem Konzept, trend als „Veröffentli-
chungsplattform“ für alle linken & radi-
kalen Gruppen und Zusammenhänge,
festhalten. Angesichts der zu erwarten-
den staatlichen Repressionen gegen bis-
herige Internetstrukturen werden aller-
dings Fragen der virtuellen Vernetzung
im Vordergrund unserer nächsten
Bemühungen stehen.

free speech & free visit

Abgesehen von Mailbombs oder ähnli-
chen gewaltförmigen Methoden begeg-
nen sich die BenutzerInnen in diesem Me-
dium im stofflich unmittelbaren Sinne ei-
gentlich gewaltfrei.Derartige Gewalt ge-
gen InternetbenutzerInnen ist nur jen-
seits des Netzes möglich,wie die jüngsten
staatlicher Repressionsversuche zeigen.

Gewalt kann aber auch vom Internet aus
vorbereitet bzw. logistisch unterstützt
werden, wenn z.B. über die faschistische
Website des Thulenetzes Anti-Antifa-Li-
sten verbreitet werden. Grundsätzlich
anders verhält es sich bei der Gewaltfra-
ge auf dem Gebiet der Kinderpornogra-
fie. Ihre weltweite Verbreitung im Netz
setzt die vollzogene Gewalt an Kindern
bei der Produktion der Bilder voraus.Die
Gewalt ist Mittel zur Produktion und Ver-
breitung.

Das Internet ist eine weltweite öffent-
liche Einrichtung und keine national-
staatliche oder private Institution. Wer
u.E. zu Recht free speech & free visit für
dieses Medium fordert, muß aber auch in
bezug auf die gewaltförmigen Möglich-
keiten des Internets Position beziehen.

Die trend-Redaktion hält in dieser
Frage an dem bisher von „Internet-
freaks“ vertretenen Prinzip fest, daß das
Rezeptionsverhalten der NutzerInnen
über die Verbreitung von Websites ent-
scheiden soll. Eine entsprechende politi-
sche Praxis jenseits des Netzes gegen
Rassismus, Faschismus und patriarchali-
sche Strukturen, gegen Imperialismus
und Krieg wird von uns ausdrücklich un-
terstützt.

Kapitalisierung des Internets und na-
tionalstaatlichen Verrechtlichungsversu-
che zielen allerdings darauf ab, dieses li-
bertäre Web-Prinzip auszuhöhlen. Wir
werden es daher tunlichst vermeiden,
staatliche Instanzen oder von kapitali-
stischen Lobbyisten initiierte Zensur-
projekte als Web-Schiedrichter zu for-
dern.Wer „free speech & free visit“ ernst
nimmt, wird in der weltweiten Netzöf-
fentlichkeit auch faschistische Websites
aushalten müssen. Das kann aber wie-
derum nicht heißen,diese Sites durch Re-
ferenzierungen noch bekannter zu ma-
chen als dies ohnehin schon mit Hilfe der
bürgerlichen Medienlandschaft ge-
schieht.

open terminals

Es wäre ein großer Fehler und würde zu
Überschätzungen des Internets für eine
dort zu entfaltende politisch-publizisti-
sche Praxis führen, würde man es sozu-
sagen nur von innen heraus nach seinen
technischen und kommunikativen Mög-
lichkeiten hin einschätzen. Die jüngsten
Untersuchungsergebnisse über die sozio-
logische NutzerInnenstruktur des Inter-
nets (Yahoo 1997) hat die bisherige Ent-
wicklungslinie bestätigt: das Internet
bleibt ein elitäres Medium. Der durch-
schnittliche deutschsprachige Internet-
User ist männlich, hat Familie und min-
destens 76.000 DM Jahresnettoeinkom-
men. Obgleich er vorwiegend das Inter-
net als Informationsquelle und nicht zu
Surf- und voyeuristischen Zwecken be-
nutzt, dürfte er kein Adressat für linke &
radikale Kommunikationszusammen-
hänge im Internet sein.

Linke & radikale Internetprojekte be-
finden sich nach wie vor in einem em-
bryonalen Entwicklungsstadium, wenn

der Bezugspunkt für diese Einschätzung
das linke&radikale Milieu jenseits des
Internets ist. Es sind hier vorwiegend die
Studis, die mit ihren universitären Inter-
netzugängen den Datentraffic bei trend
und vergleichbaren Projekten erzeugen.
Für andere, die diese nahezu kostenlose
Möglichkeit nicht haben, dürften Kom-
munikationskosten zwischen 100 und
200 DM pro Monat kaum erschwinglich
sein, mal ganz abgesehen von der dafür
notwendigen Hardware.

Selbst in der trend-Redaktion wirkten
sich die individuell unterschiedlichen
ökonomischen Voraussetzungen (Hard-
ware und Internetzugang) der einzelnen
Redaktionsmitglieder sichtbar aus. Es
entstand eine neue Arbeitsteilung und ei-
ne vorher nicht vorhandene Hierarchie
hinsichtlich des Umgangs mit den aus
dem Netz gewonnenen und hineingespei-
sten Informationen.Dagegen verflachten
sich die Hierarchien zwischen trend-
„LeserInnen“ und „MacherInnen“. Die
Kommunikation entkoppelte sich von
festen Terminen und wurde interaktiv.
Der Gebrauchswert unserer Informatio-
nen und der von den trend-NutzInnen
über uns als Veröffentlichungsplattform
verbreiteten Texte und Nachrichten wur-
de zur Hauptseite bei deren Rezeption.

Angesichts der in der BRD staatli-
cherseits geplanten bzw. bereits umge-
setzten Restriktionen wäre es tatsächlich
naiv zu glauben, daß allein eine umfas-
sendere Nutzung des Internets als Kom-
munikationsraum für linke&radikale
Zusammenhänge ausreichend wäre,
„free speech & free visit“ als Prinzipien
des Internets zu verteidigen. Die Ausein-
andersetzung um die Hegemonie im
Kommunikationsraum Internet kann
letztlich nur jenseits des Netzes geführt
werden. Doch allein defensive Orientie-
rungen wie sie in schlichten Parolen wie
etwa „Weg mit dem TKG“ zum Ausdruck
kommen, erscheinen wenig erfolgver-
sprechend. Vielmehr muß es darum ge-
hen,das Interesse am Internet,wie es sich
in der Gesellschaft auf sehr differenzier-
te Weise und auch unter uns Linken ent-
faltet, politisch strategisch zu wenden.

Die derzeit von liberal bürgerlichen
Kreisen erhobene Forderung, daß jede/r
das Grundrecht auf eine eigene Email-
Adresse haben sollte, weist in eine Rich-
tung, das Internet als demokratische
Kommunikationsform zu konstituieren.
Für uns als Linke muß es jedoch darauf
ankommen, solche aus dem bürgerlichen
Freiheitsrechten sich ableitenden Forde-
rungen in den Kontext unserer sozialen
Utopien zu stellen.

Daher meint die trend-Redaktion, daß
„open terminals“ und Internet-Cafés mit
kostenloser und anonymer Nutzung des
Kommunikationsraums Internet viel
eher einem linken Verständnis von frei-
heitlicher Vergesellschaftung des bürger-
lichen Individuums entsprächen als auf
Vereinzelung zielende Konzepte des sich
per Email-Adresse und Homepage „Ins-
Netz-Stellen-Können“. Berlin Sept. 97
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Die Grün-Alternative Liste Schleswig,
die Infoladengruppe Flensburg und die
Arbeitsgemeinschaft Kommunistische
Politik von unten in und bei der PDS-SH
waren in der Vorbereitung einer Veran-
staltung am 24.8. in Flensburg soweit
übereingekommen, daß sie eine rassisti-
sche Politik und Zielsetzung bei der Fö-
deralistischen Union Europäischer
Volksgruppen (FUEV) kritisieren und da-
von ausgehen, daß das Europäische Zen-
trum für Minderheitenfragen (EZM) für
die Bundesregierung und für die FUEV
ein geeigneter Mantel für eine großdeut-
sche Volksgruppenpolitik ist und als sol-
ches auch dazu genutzt werden soll.
Solch eine Volksgruppenpolitik stößt bei
verschiedensten Leuten aus ganz unter-
schiedlichen Gründen auf Kritik. Die
Gründe sind nicht gleich. Die Sichtwei-
sen dafür sind nicht gleich. Die Veran-
staltung galt als Versuch, Leute, die aus
verschiedensten Gründen daran Kritik
äußern, zusammenzubekommen.

Klar war, daß die Zielsetzungen, spe-
ziell des EZM, im Augenblick noch kaum
öffentlich sind, daß eben auch vieles un-
ter der Decke abläuft. Und daß nicht nur
von seiten der CDU ziemlich starke Kri-
tik an unserer Tätigkeit und an unserer
Kritik am EZM und der FUEV kommt,
sondern daß durchaus auch die An-
schauungen innerhalb von Linken und
fortschrittlichen Leuten geteilt sind. Das
Ziel der Veranstaltung war daher, daß
diejenigen, die Kritik an der FUEV und
dem EZM haben, diese Kritik austau-
schen können, um sich überhaupt  erst
einmal eine gemeinsame Sichtweise der
Sache zu erarbeiten. Eine der Schwierig-
keiten besteht darin, daß die FUEV, Poli-
tiker der Bundesregierung und das EZM
es schon geschafft haben, eine Umwid-
mung von Begriffen wie des Völkerrechts
in der Öffentlichkeit durchzusetzen. Die
Veranstalter gehen davon aus, daß, wenn
das EZM erst einmal als internationale
Institution anerkannt worden ist, diese
Umwidmung allgemein vollendet werden
kann. Benutzt werden dabei Begriffe wie
das „Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker“, was in ein „Selbstbestimmungs-
recht von Volksgruppen“ umgemünzt
werden soll.

Deshalb nahm Norman Paech, Prof. für
Staatsrecht an der HWP Hamburg, ein-
leitend zu drei Begriffen Stellung: zur hi-
storischen Entwicklung des „Selbstbe-
stimmungsrechtes der Völker“, seinem
aktuellen Inhalt, zu den Regelungen des
Minderheitenschutzes und  zum „Volks-
gruppenrecht“. Wir dokumentieren  ge-
kürzt) den  ersten und den dritten Teil sei-
nes Vortrags. Rudi Arendt

Geschichte und Inhalt des

Selbstbestimmungsrechts

Zunächst zur Herkunft des Selbstbe-
stimmungsrechtes. Es war lange umstrit-
ten, ob es überhaupt eine rechtliche Qua-
lität hat. Wir werden in die Geschichte
zurückgehen, um zu sehen, wo es her-
kommt. Es hat einen revolutionären Hin-
tergrund, einerseits in Amerika, in der
Lösung der Amerikaner von der alten Ko-
lonialmacht England, und dann im we-
sentlichen in der französischen Revoluti-
on, und zwar in der Veränderung der Le-
gitimität des Staates.

In dem Augenblick, in dem die Legiti-
mität der Regierung dem Fürsten ge-
nommen und dem Volk – das ist der Ur-
sprung der Volkssouveränität – übertra-
gen wurde,hat auch das Recht auf Selbst-
bestimmung im Konvent der französi-
schen Nationalversammlung zum ersten
Mal eine Begründung und politische Be-
deutung gefunden. In einem Dekret vom
Dezember 1792 heißt es, daß die franzö-
sische Nation – also nicht der Monarch –
Unterstützung und Hilfe den Völkern ge-
ben wolle,die ihre alten Verfassungen mit
den Feudallasten und mit den Privilegi-
en verlassen und umstürzen wollten. D.h.
es wurde dort eine revolutionäre Inter-
vention im Namen der Selbstbestim-
mung derjenigen Völker, die sich ent-
schieden hatten, gegen ihre alte Feudal-
herrschaft zu revoltieren. Das hatte kon-
krete Hintergründe. Seinerzeit ging es
um die Annexion durch Frankreich von
Savoyen,Belgien,der Rheinstädte …,und
man brauchte für solch eine Intervention
eine Begründung.Denn eines war auch in
der Nationalversammlung klar, man
wollte jede militärische Intervention
ächten. Wie kam man also aus dem Pro-
blem heraus, daß man einerseits den
Krieg als Annexionskrieg abschaffen,
sich aber vorbehalten wollte,Völkern,die
ihre alte Verfassung ablegen wollten, zu
Hilfe zu kommen.Das ging mit dem Recht
auf Selbstbestimmung.Es kam etwas an-
deres hinzu: Die erste koloniale Befrei-
ung wurde 1790/91 angemahnt, als näm-
lich die Mulatten von heute Santa Do-
mingo ihre Freiheit von den französi-
schen Pflanzern und Kolonialisten ver-
langten. Im Konvent saß eine Reihe die-
ser alten Kolonialbesitzer. Es waren also
konkrete Probleme. Das Ergebnis: Der
Konvent entschied sich für beides: Er
entschied sich für das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker, sie haben sich aus
dem heutigen Haiti zurückgezogen, und
sie haben in der Verfassung von 1793 das
Prinzip der Nicht-Intervention verkün-
det, das Verbot, in fremde Länder zu in-
tervenieren,mit der Ausnahme: wenn das

unterdrückte Volk beginne,„seine Lasten
und Ketten selber zu brechen“. In dem
Moment war man bereit, mit dem Mittel
der revolutionären Intervention das
Selbstbestimmungsrecht dieses Volkes zu
unterstützen.

Das waren die ersten Kämpfe um ein
neues revolutionäres Recht, das dann
lange untertauchte und keinerlei Bedeu-
tung in den napoleonischen und den
deutsch-französischen Kriegen mehr
hatte. Es kam 1917/18 wieder auf, beim
Ausgang des 1. Weltkrieg, indem es Wil-
son in seinen 14 Punkten aufgriff: … Der
7. seiner Punkte war ganz eindeutig dar-
auf gerichtet, daß die Völker – er nannte
insbesondere Österreich/Ungarn,auch in
der Türkei die Kurden – ihr Selbstbe-
stimmungsrecht bekommen sollten, und
er verlangte auch, daß dies in den Völ-
kerbund integriert wurde. Nur – im Völ-
kerbund ist das dann nicht integriert
worden. Die Völker waren nicht stark ge-
nug, dieses auch die nationale Integrität
gefährdende Prinzip des Selbstbestim-
mungsrechts zu integrieren. So sank es
wieder in die Geschichte herab, ehe es
dann in der UNO wieder auftauchte.

Es war aber eigentlich nicht Wilson,
der es zuerst propagierte, sondern drei
Monate vor ihm war es Lenin im ersten
Dekret über den Frieden. Das Interes-
sante dabei ist, daß zwei so exponierte
Persönlichkeiten so unterschiedlicher
Gesellschaftssysteme es gleichzeitig dar-
stellten, daß es lange genug in der Ge-
schichte aufgestaut war und jetzt her-
vorkommen mußte.

Auch in der UNO hat es nicht etwa ei-
ne prominente Stellung erreicht, sondern
es wird dort in Artikel 1, Abs. 2 und Ar-
tikel 55 eher nebenbei erwähnt und so-
fort einem anderen gleichberechtigten
Recht auf gleicher Stufe entgegenge-
stellt, nämlich dem Recht auf territoria-
le Souveränität und Integrität. Es ist
nicht integriert worden, z.B. in das Treu-
handsystem oder in die Bemühungen um
Dekolonialisierung. (…)

Die Wende kommt erst 1960. Zu jenem
Zeitpunkt hatten auf der 15. Sitzung der
UNO bereits 18 Staaten neu ihre Sou-
veränität erreicht, alles ehemalige Kolo-
nialländer, die sich von ihren alten Kolo-
nialmächten befreit hatten und der UNO
beigetreten waren. Zu diesem Zeitpunkt
konstituierte die UNO zum ersten Mal in
einer berühmten Resolution das Recht
auf Dekolonisierung,das auf dem Selbst-
bestimmungsrecht basierte. „Alle Völker
haben das Recht auf Selbstbestimmung.
Kraft dieses Rechts bestimmen sie frei ih-
re Gestalt und streben frei nach wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller

Norman Paech zu Selbstbestimmungsrecht und Volksgruppenpolitik

Gegen die Ethnisierung des Minderheiten-
schutzes durch die deutsche Politik
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Entwicklung.“ D.h. Dekolonisation als
politischer Prozeß, der gewalttätig
durchgeführt wurde – dem gingen voran
der algerische Befreiungskrieg, die Ban-
dung-Konferenz der Nichtpaktgebunde-
nen Staaten von 1955.Das wurde jetzt ju-
ristisch zum 1. Mal aufgelagert auf einem
Recht auf Selbstbestimmung dieser Völ-
ker, das war die Rechtfertigung des Be-
freiungskrieges.

Es wurde dann in weiteren Resolutio-
nen immer weiter ausgebildet. Dazwi-
schen lag etwas Überraschendes. Nach-
dem die Sowjetunion vergeblich verlangt
hatte, es in die allgemeine Deklaration
der Menschenrechte einzubringen, wur-
de ebenfalls  auf Drängen der Sowjet-
union, als die Pakte über internationale
Rechte 1966 verabschiedet wurden (über
kulturelle, politische, soziale und ökono-
mische Rechte) verabschiedet wurde, je-
weils in Artikel 1 das Recht auf Selbst-
bestimmung unter die individuellen
Menschenrechte aufgenommen.(…) Dies
ist dann bald auch vom Internationalen
Gerichtshof als ein zwingendes Recht des
Völkerrechts anerkannt.

Man kann dann ab den 70er Jahre da-
von ausgehen, daß das Selbstbestim-
mungsrecht ein originäres Recht der Völ-
ker ist. Wenn man sich deutsche Lehr-
bücher des Völkerrechts ansieht, so ist es
bis in die 90er Jahre z.T. nicht begriffen
worden, aber im internationalen Schrift-
tum ist das keine Frage. Die Frage ist nur,
was ist der aktuelle Inhalt. Dazu einige
Aspekte:

Wer ist das Subjekt dieses Rechts? 

Völkerrecht ist an sich der falsche Aus-
druck für eine Rechtsmaterie, die aus-
schließlich das Recht zwischen Staaten
normiert. Völker haben im Völkerrecht
keine Subjektivität, sondern es ist das
Recht der Staaten. Die Völker werden im
Völkerrecht eigentlich nur unter ihrem
Ziel der Staatswerdung begriffen, bis zu
dem Zeitpunkt des Selbstbestimmungs-
rechts. Das ist das erste Recht, das wirk-
lich den Völkern zusteht. Allerdings gab
es davor viele Gefechte. Es gab viele, die
sagten, das Selbstbestimmungsrecht sei
ein Recht für jedes Volk eines Staates.Das
aber ist falsch, es ist gerade für jene Völ-
ker ein Recht, die keinen Ausdruck ihrer
Eigenschaft als Volk in einem Staat ge-
funden haben.Welche Völker aber sind es
dann? Es gibt nur wenige Völker, die kei-
nen Staat haben. So etwa die Kurden,
auch bei den Sinti und Roma gibt es ein
solches Problem.

Dann hat sich herausgestellt, daß es
sehr schwierig ist, den Begriff des Volkes
zu definieren. Es gibt keine gesetzliche
Definition. Aber es gibt eine Definition,
die Konsens in der Meinung der UNO und
der Völkerrechtswissenschaft ist.Sie ent-
hält ein Doppeltes zur Voraussetzung: ei-
nen objektiven wie auch einen subjekti-
ven Charakter. Der objektive Charakter
des Volkes in dieser Definition bezieht
sich auf ein angestammtes Territorium,
eine gemeinsame Sprache, Religion, kul-

turelle Charakteristika, wohlgemerkt
nichts mehr, was an Blut und Rasse noch
erinnert. Das war allerdings bis in die
50er Jahre auch in der UNO noch so, daß
man ein rassisches bzw. Blutsbindungs-
element hereinbrachte, aber die moderne
ethnologische, soziologische Forschung
hat zum Glück den Rassebegriff und die
Blutsbindung – bis auf das deutsche
Staatsbürgerschaftsrecht – über den
Haufen geworfen.

Das subjektive Element ist, daß bei
diesem Volk ein Wille vorhanden sein
muß, die Eigenheit als Volk zu bewahren.
Es gibt sehr viele, die sich zwanglos assi-
miliert haben und gar keinen Wert dar-
auf legen, als Volk noch wahrgenommen
zu werden. (…)

Was ist der Inhalt, was sind die Mög-
lichkeiten, das Selbstbestimmungsrecht
auszuüben? Das war ebenfalls lange
strittig. Das Ergebnis, das sich in UNO-
Resolutionen und Deklarationen nieder-
geschlagen hat, soll kurz dargestellt wer-
den: Das erste ist, wie schon gesagt, daß
ein Volk eigentlich nur wahrgenommen
wird in seiner Zielsetzung, Staat zu wer-
den. Also ist eines der ersten Rechte ei-
nes Volkes,einen Staat zu bilden.Das war
die Anknüpfung an den kolonialen Be-
freiungskampf,denn damit wurde die Se-
paration und die Sezession vom Koloni-
alstaat begründet. Sie hatten ein Recht
auf Staatsbildung. Das ist das eine, das
andere ist: Sie haben auch ein Recht auf
innere Autonomie, einen Raum für die
freie Selbstverwirklichung, was insbe-
sondere deshalb notwendig war, weil
nach der Dekolonialisierung, z.B. im
Kongo oder auch in Mosambique, Pro-
bleme auftauchten, daß die OAU zwar al-
le Kolonialgrenzen anerkannt hatte,aber
damit auch anerkannt hatte, daß Völker
durchschnitten wurden,Völker ganz be-
liebig dem einen oder anderen Staat zu-
geordnet wurden.Was machten jetzt die-
se Völker? Hatten sie nach wie vor ein
Recht auf Sezession oder Separation?
Dazu sagte man allgemein Nein. Im Fal-
le der erfolgreichen Dekolonisation müs-
sen diese Völker miteinander leben. Sie
haben aber ein Recht auf Autonomie, ih-
re Sprache, ihre kulturellen Bräuche,
auch eine gewisse administrative Auto-
nomie muß ihnen gewährt werden. D.h.
das Sezessions- und Separationsrecht
schrumpfte zu einem Autonomierecht
zusammen. Allerdings, das ist der dritte
Punkt, mit einer Ausnahme: Es konnte
sich wieder zu einem Recht auf Separa-
tion, auf eigenen Staat ausdehnen, wenn
der Staat nicht in der Lage war, diesen
Völkern ihre angestammten Rechte, also
Menschenrechte, das Recht auf Selbstbe-
stimmung,zu gewähren.Wenn sie z.B.mit
Gewalt diesen Völkern die Selbstbestim-
mung, die Menschenrechte vorenthielt
und es auch keine Aussicht auf Abhilfe
gab, dann erstarkte dieses Recht wieder
zum Recht auf Separation. Dazu zwei
Beispiele, die blutig abgelaufen sind: (…)
Das andere Beispiel sind die Kurden. Die
Kurden sind ein Volk, das ist eindeutig,

und es ist auch ganz eindeutig, daß ihnen
seit Jahrzehnten, seit der Gründung der
kemalistischen Republik Türkei 1923 die
elementaren Rechte eines kurdischen
Volkes, einer kurdischen Identität vor-
enthalten werden, die Sprache, eigene
Organisationen usw. Erst im Jahre 1984
hat die kurdische Partei den bewaffneten
Kampf dagegen eröffnet, weil sie keine
Aussicht sah, daß ihre politische Inter-
vention auf einen eigenen Status zu ei-
nem Erfolg führen würden, und deshalb
hat sie sich auf das Recht auf Selbstbe-
stimmung berufen, allerdings ohne An-
erkennung durch die UNO. Aber es gibt
keinen Zweifel daran,daß die Kurden ihr
Recht auf Selbstbestimmung, auch mit
Gewalt, ausüben dürfen.

(…)

Das Selbstbestimmungsrecht kennt den

Begriff der Volksgruppe nicht

… gehe ich zum dritten Teil, der an sich
mit dem Völkerrecht nichts zu tun hat,
dem sogenannten Volksgruppenrecht.
Die Renaissance, die dieser Begriff offen-
sichtlich über das EZM und die FUEV er-
langt hat, hat nichts mit dem Völkerrecht
zu tun. Das ganze Selbstbestimmungs-
recht und Minoritätenrecht der UNO
kennt den Begriff der Volksgruppe nicht.

Die Frage ist also, woher kommt er  ei-
gentlich. Dazu einige kurze Anmerkun-
gen. Nicht etwa ist es ein Begriff des Fa-
schismus, sondern er kommt aus der Zeit
um 1918, als die ganze Landkarte in Eu-
ropa noch einmal revidiert wurde. Er hat
aber im Völkerrecht nie eine Rolle ge-
spielt. Im Völkerbund und bei Wilson ist
nie von Volksgruppen,sondern immer nur
von Minderheiten die Rede gewesen. Um
es noch einmal zu verdeutlichen, waren
dies immer religiöse, sprachliche, kultu-
relle   Minderheiten. Dieses eher rassisti-
sche oder rassische und Blutselement des
Voksgruppenbegriffs hat dort nie eine
Rolle gespielt.

Das war dann anders im Faschismus.
Gerade der Faschismus hat sich dieses
Begriffs sehr bedient. Die Minoritäten-
politik des Faschismus war auf vier
Punkte zusammengebracht, etwa folgen-
de: Anerkennung deutscher Minderhei-
ten als körperschaftlich organisierte
Volksgruppen, mit weitgehenden Auto-
nomierechten,insbesondere in Südosteu-
ropa. Das war die erste Forderung, so daß
man dort seine 5. Kolonne hatte.

Das zweite war: Schutzrecht der
Mehrheit gegen einen Assimilierungs-
druck der Minderheit. Das war der
Schutz vor den Juden, Schutz vor den Zi-
geunern, um zu verhindern, daß diese
eventuell einen Anspruch auf Assimilie-
rung in das deutsche Volk anstrengen
könnten. Das heißt, das Recht der deut-
schen Mehrheit, sich gegen einen Assimi-
lierungsdruck der Zigeuner, der Juden
oder anderem Fremdvölkischen in das
deutsche Volk entgegenzusetzen. Die
Konsequenz war dann: Umsiedlung
deutscher Minderheiten ins deutsche
Reich, um einen einheitlichen deutschen
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W
ahlkampfleiter André wünscht sich
und seinen Genossinnen und Ge-

nossen „enorme Widerstandskraft gegen
das Erlahmen ihres Lernwillens“ (ND
27./28. September). Wie aber soll ein
Mensch lernen, wenn eine ganze Kolum-
ne kein einziges Argument enthält?

Die gleiche Leere in dem Bericht über
einen Brief des Bundesvor-
stands an den Landesver-
band Niedersachsen, sich zu
den Landtagswahlen im
März 1998 in Abstinenz zu
üben, um sich dann im Sep-
tember zu den Bundestagswahlen wie
Phönix aus der Asche zu erheben (junge
Welt vom gleichen Tag). Warum denn ei-
gentlich? Nur, weil dann der Wahlkampf
nicht vom Landesverband Niedersach-
sen, sondern vom Wahlkampfchef, vom
Bundesvorstand, von der Bundestags-
gruppe oder sonst einem Rat der Weisen
geführt wird? Nein?! Warum dann?

Warum muß die Abwahl Kohls in
Sachsen-Anhalt und nicht in Nieder-
sachsen eingeleitet werden, wie André
„jedenfalls“ meint? Seit wann ist „je-

denfalls“ ein Argument? Muß Kohls Ab-
wahl nicht an möglichst vielen Orten ein-
geleitet werden, damit sie Wirklichkeit
wird?

Bundesgeschäftsführer Dietmar
Bartsch beschwört dazu die „Geschlos-
senheit der Partei“ (ND vom genannten
Tag). Waren seine und unsere Erfahrun-

gen mit diesem Argument so sehr über-
zeugend?

André gebietet,die PDS müsse sich da-
vor hüten, „daß ihre linken Kinder-
krankheiten nun auch noch zum Alters-
starrsinn werden“. Weiß der Vielwissen-
de wirklich nicht, daß so Lenin vor 77
Jahren Zweifel deutscher, holländischer,
englischer, italienischer Kommunistin-
nen und Kommunisten diagnostizierte?
Zweifel u.a. an der von ihm verkündeten
„Binsenwahrheit“, „daß die Klassen ge-
wöhnlich und in den meisten Fällen, we-

nigstens in den modernen zivilisierten
Ländern, von politischen Parteien ge-
führt werden; daß die politischen Partei-
en in der Regel von mehr oder minder sta-
bilen Gruppen der autoritativsten, ein-
flußreichsten, erfahrensten, auf die ver-
antwortungsvollsten Posten gestellten
Personen geleitet werden, die man Füh-

rer nennt“ (Lenin Werke,
Band 31,S.26)? Hanna-Re-
nate Laurien nannte solche
Gruppen „in unserer De-
mokratie“ am 2. Septem-
ber d. J. in der Ökumeni-

schen Akademie Gera zur Eröffnung der
Reihe „Politik und Kreativität“ die „ver-
handlungsführenden Gruppen“, die alles
entschieden.Sie muß es ja wissen.War sie
doch nach eigenem Zeugnis 12 Jahre ei-
ne der Stellvertreterinnen – Helmut
Kohls. 3 Monate nach Lenins Diagnose
wurden die „Bedingungen für die Auf-
nahme in die Kommunistische Interna-
tionale“ veröffentlicht und wenige Tage
später vom II. Kongreß der Kommunisti-
schen Internationale angenommen.

Dieter Strützel

Siedlungsraum zu gründen.
Und als  Kehrseite der Um-
siedlung, auch die Vernichtung
und Vertreibung Fremdvölki-
scher. Und zwar nicht nur der
Zigeuner und der Juden, son-
dern auch der Polen, der Tsche-
chen und der Russen, um dort
anderen deutschen Volksgrup-
pen (z.B. aus Italien, Südtirol),
Siedlungsgebiete, General-
gouvernements (in Rußland
oder in Lettland) zu gewähren.
Einer dieser Verträge war der
vom 23. Juni 1939 mit Italien.
Dieser sah vor: Die Umsied-
lung der deutschen  Volksgrup-
pe erst nach Deutschland und
dann in die geleerten Räume
von Polen und Rußland.

Neubelebung des Volksgrupen-

konzepts

Das war das Volksgruppenkon-
zept des Faschismus. Es war mit ein
Grund,weshalb die Minoritätenpolitik in
der UNO nicht vorankam. Weil eben die
Minoritätenpolitik im Faschismus, in der
Zwischenkriegszeit so diskreditiert wor-
den ist.

Im Jahre 1960 dann versuchte Minister
Seebohm in einen Brief an Adenauer,die-
sen Volksgruppenbegriff wieder in das
Minderheitenrecht einzuführen. Er
schrieb: „Eigentlich sei doch die Minder-
heit durch die Volksgruppe überholt.“
Was war damit bezweckt? Es ging darum,
den Begriff der Minderheit zu ersetzen
durch den der Volksgruppe,und damit um
die Ethnisierung des Minderheiten-
schutzes. Das heißt: Entfernung der
sprachlichen, religiösen Elemente und
Ersetzung durch die rassischen. Die

Blutsbande sollten zum Kriterium der
Minderheit werden. Und damit, daß sie
nicht nur Minderheit hieß,sondern Volks-
gruppe,wollte man sie auf den Status des
Volkes anheben, um damit auch mehr
Rechte als die der Minderheiten für sie zu
beanspruchen; nämlich das Recht auf
Selbstbestimmung, um hiermit  die Mög-
lichkeit zu erhalten,eventuell sezessioni-
stische Pläne mit Volksgruppen zu ver-
folgen.

Wenn man sich das heute ansieht, so
gibt es in den Nachfolgerepubliken der
GUS größere Gruppen Deutsche …
Durch bilaterale Verträge z.B. zwischen
Deutschland und Polen soll  sich die deut-
sche Minderheit entwickeln können.Hier
heißt es z.B: „Die Vertragsparteien
Deutschland und Polen bekräftigen, daß

die Zugehörigkeit  zu den  in
Absatz 1 genannten Gruppen
Angelegenheit der persönli-
chen Entscheidung eines
Menschen ist,der für ihn kei-
nen Nachteil mit sich brin-
gen darf.“ Das heißt, der Be-
griff der deutschen Minder-
heit wird erweitert, er wird
allein auf die persönliche
Entscheidung gestellt. In
dem tschechisch-deutschen
Freundschaftsvertrag heißt
es dann ebenfalls, „die Zu-
gehörigkeit zur deutschen
Minderheit in der tsche-
chisch-slowakischen födera-
tiven Republik ist die per-
sönliche Entscheidung jedes
einzelnen, die für ihn keinen
Nachteil mit sich bringen
darf.“ Hier wird also gar
nicht mehr auf irgendwelche
sprachlichen, kulturellen

oder sonstigen Anknüpfungspunkte ab-
gestellt, sondern es ist die Entscheidung
eines jeden – will er Deutscher sein, dann
muß er das können.

Dies alles hat mit dem Minderheiten-
konzept der UNO nichts mehr zu tun.Das
sind bilaterale Verträge. Das können die
Staaten miteinander aushandeln. Nur
worauf man acht geben muß ist,daß nicht
diese Minderheitenproblematik in jenen
Staaten dazu benutzt wird, daß eventu-
ell dort, sowie es der Staatssekretär Waf-
fenschmidt sagte (der für die Programme
zuständig ist),„Inseln der Hoffnung in ei-
nem Meer von Armut zu bilden“, dort
wieder Fremdkörper herausgebildet
werden, deutsche Fremdkörper, die zur
Destabilisierung solcher Länder
führen.“

Kundgebung der Sudetendeutschen Heimatfront 1934: „Verständi-

gung zwischen Deutschen und Tschechen in der Tschechoslowakei

praktisch unmöglich und eine Lösung der sudetendeutschen Frage

nur vom Reich her denkbar“. 

EIN BRIEF ANS ND Fragen eines

lesenden PDS-Mitglieds 365 Tage vor der (gewünschten)

Abwahl Helmut Kohls
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Vom „gelebten Denken“ spricht Rüdiger
Dannemann bei dem marxistischen Phi-
losophen Georg Lukács, den er jetzt in
der Zur-Einführung-Buchreihe vom Ju-
nius-Verlag vorgestellt hat. Motto des er-
sten Kapitels, das von eben den „Statio-
nen eines gelebten Denkens“ handelt, ist
ein Satz Lukács’ von 1911: „Wenn ich an
meiner Geistigkeit zu Grunde gehen soll,
so soll es geistig geschehen. Wenn ich
mich erschieße,soll der Grund so klar ste-
hen wie die Ausgangsfrage einer guten
Erkenntnistheorie.“ György Lukács
wurde am 13. April 1885 in Budapest ge-
boren; am 4. Juni 1971 starb er ebendort.
In dem Einführungsbuch erstreckt sich
die biographische Zeittafel auf sieben
Seiten – bei anderen sind es bisweilen nur
eine Seite: Lukács’ Leben war mehr als
bewegt; die geschichtlichen Daten, die
ihn begleiten und die er selbst in das Ge-
schichtsbuch der humaner Befreiung ge-
schrieben hat, sind zahlreich und mar-
kieren jeweils auch wichtige Umbrüche
wie Nuancierungen in seinem philoso-
phischen Werk – zu nennen wären etwa:
Mitvorbereitung zum bewaffneten Auf-
stand 1919 in Ungarn, dann Volkskom-
missar für Unterrichtswesen der Rätere-
publik unter Béla Kun, Mitglied im Welt-
friedensrat 1949, Mitglied des ungari-
schen Parlaments 1949–56 … Lukács ist
Kommunist; aber Zeit seines Lebens mit
der jeweils offiziellen Linie im Streit und
heftigsten Angriffen ausgesetzt – er galt
als zu links. Der zentrale Gedanke, der
für alle seine Philosophie eine Rolle
spielt, ist Praxis – eine menschliche Pra-
xis,eine Handlungsmöglichkeit des Men-
schen inmitten der „konkreten Totalität“
des gesellschaftlichen Seins. Lukács hat
das in seinem Buch Geschichte und Klas-
senbewußtsein (1923) entwickelt, das
Dannemann wie folgt im Ansatz zusam-
menfaßt: „Geschichte und Klassenbe-
wußtsein entwickelt … einen neuartigen
Typ praktischer Philosophie, der am
sinnvollsten eine Philosophie der Praxis
genannt werden kann. Wichtigste Di-
mensionen eines solchen Theorietyps,
dem Engagement nicht äußerlich blei-
bende Konsequenz, sondern Konstituens
ist, sind vier Elemente, …: 1. Die Gegen-
wart ist nicht mehr ein Element der hi-
storischen Kontinuums, das im philoso-
phischen Diskurs mitberücksichtigt
wird. Damit rückt die philosophische
Zeitdiagnose ins Zentrum des Philoso-
phierens. 2. Zeitdiagnose aber ist –
gleichsam natürlich – Kritik … Kritik der
zeitgenössischen Gesellschaft [heißt] Be-
schreibung ihrer Verdinglichungsprozes-
se, die sich bei näherer Betrachtung als
kaum begrenzbar, tendenziell universell

erweisen. 3. Ohne Wissenschafts-, Philo-
sophiekritik bleibt das Unterfangen der
Gegenwartsdiagnose lückenhaft. Des-
halb geht die Gesellschaftskritik not-
wendigerweise über in eine kritische Ge-
schichtsschreibung von neuzeitlicher
Wissenschaft und/oder Philosophie. 4.
Ihren Höhepunkt findet eine Philosophie
der Praxis in ihrer Einschreibung in den
Diskurs der höchsten Form von Praxis
schlechthin: den der Revolution.“ (S. 44)

In Lukács’ Werk Die Eigenart des
Ästhetischen (1963) ist diese Praxisphi-
losophie allerdings verändert, richtet
sich auf Kunst und Ethik: „Kunst wie
Ethik sind rationale Weisen eines an-
thropomorphisierenden Umgangs mit
Wirklichkeit, sich so vom wissenschaftli-
chen Konstitutionsmodus von Wirklich-
keit absondernd … Die letzte Funktion
der Kunst ist die Evokation des Gefühls
‚Du mußt dein Leben ändern‘. In der
Kunstrezeption wird der partikuläre,un-
dramatisch bornierte Mensch in den Sog
der Entverdinglichung gezogen.“ (S. 37)
– Kernstück der Lukácsschen Philoso-
phie bleibt aber die Verdinglichungs-
theorie, die er in Geschichte und Klas-
senbewußtsein dargelegt hat; sie hat ihm
zudem die meisten Anfeindungen ande-
rer Marxisten eingebracht, da sie sich zu
eng an der Philosophie von Marx orien-
tierte, d.i. da Lukács Marxens Aus-
führungen zum Fetischcharakter der Wa-
re und zur Warenform, wie im Kapital
analysiert, philosophisch gelesen hat.
Daß Lukács auch heute noch eine Rand-
figur im politisch-philosophischen Dis-
kurs ist, mag daran liegen – die titelnde
Rede vom Klassenbewußtsein legt es na-
he wie sein Engagement als Kommunist
überhaupt – ,daß man ihn gerne als starr-
köpfigen Vertreter einer hermetischen
Klassen(kampf)theorie hinstellt. Dies ist
allerdings nur eine Verkehrung seiner
praxisphilosophischen Grundabsicht; in
der Tat ist „Klassenbewußtsein“ sein Be-
griff – Marx hat davon nicht gesprochen
-, und verstehbar ist dies nur im Kontext
der Verdinglichungstheorie: wenn
Lukács von Arbeiterklasse spricht, dann
meint er die totalisierende Tendenz, Ar-
beitskraft als Ware verkaufen zu müssen.
Und kaum wird man bestreiten können,
daß sich der Kapitalismus nach diesem
Fundamentalprinzip überhaupt am Le-
ben hält – gerade auch, weil in der Uni-
versalität der Warenform der lebendige
Widerspruch zwischen den Menschen
verschwindet, der Klassencharakter ver-
schleiert wird. Dannemann schreibt da-
zu: „Die für uns heute vermutlich eher er-
staunliche Betonung der historischen
Sonderstellung des Proletariats hängt

zum einen damit zusammen, daß die Pro-
letarier am stärksten unter den Rationa-
lisierungsschüben der Moderne zu leiden
haben, zum anderen mit ihrer Produzen-
tenrolle: Die Arbeiter sind es ja, die den
gesellschaftlichen Reichtum durch ihre
(entfremdete) Arbeit hervorbringen. Al-
lerdings unterliegen die Arbeiter auch in
besonderem Maße den Verdinglichungs-
effekten der Warenwirtschaft.“ (63) Dan-
nemann schlägt vor, angesichts der Tota-
lisierung und Universalisierung der Ver-
dinglichung, eben die Verdinglichungs-
theorie gegenwärtig auch in Bereichen
der kulturellen Produktion und Repro-
duktion zu überprüfen. Das „Sich-
selbst-zum-Objekt-Machen“ wäre ein
möglicher Interpretationsrahmen, so
Dannemann,für Phänomene wie das Wu-
chern von Trend- und Zeitgeistmagazi-
nen oder die Technokultur der jungen
Menschen (vgl. S. 66). Diese programma-
tische Empfehlung, Lukács’Praxisphilo-
sophie als materialistische Kulturtheorie
ernst zu nehmen, drängt sich auf. Schon
im Umfeld der Lukács-Schüler  hat sich
die Überprüfung der Praxisphilosophie
an modernen Problemen der Lebenswelt
als fruchtbar erwiesen – vor allem Agnes
Heller hat mit ihrer Studie Das Alltags-
leben.Versuch einer Erklärung der indi-
viduellen Reproduktion (Ffm. 1978) die-
sen Weg weiter beschritten, auch wenn
gerade sie heute vielen Punkten in
Lukács’Theorie sehr kritisch gegenüber-
steht.

Lukács hat mit seinen späteren Schrif-
ten, der Arbeit an dem nicht abgeschlos-
senen und erst posthum veröffentlichten
Werk Ontologie des gesellschaftlichen
Seins, bei aller Selbstdistanzierung zu
seinen frühen Schriften, insbesondere
Geschichte und Klassenbewußtsein,
noch einmal Probleme einer grundsätzli-
chen Philosophie aufgenommen: „Ar-
beit“, „Reproduktion“, Ideologie“ und
vor allem „Entfremdung“ stehen  als
Grundbegriffe nun im Vordergrund sei-
nes Interesses. Neben einem letzten Ab-
schnitt zur Rezeptions- und Wirkungsge-
schichte der Lukácsschen Philosophie
(etwa in der Theorie der ästhetischen
Avantgarden Peter Bürgers), schließt
Dannemann seine Einführung in Lukács’
Leben, Denken und Werk schließt mit ei-
ner Darstellung der – im Wissenschafts-
betrieb weitgehend unberücksichtigt ge-
bliebenen – großen Arbeit zur Ontologie.

rob

Rüdiger Dannemann,
Georg Lukács zur Einführung, 
Junius Verlag: Hamburg 1997, 
166 S., 24,80 DM

Rüdiger Dannemann stellt Georg Lukács vor

Philosophie des Kommunismus als
Theorie der Praxis



Politische Berichte
ZEITUNG FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK
– ERSCHEINT VIERZEHNTÄGLICH

Herausgeber: Arbeitskreis Politische Berichte, Gutenberg-
straße 48, 70176 Stuttgart. Herausgeber für den Arbeitskreis
Politische Berichte: Selman Arslan, Christoph Cornides, Ulri-
ke Detjen, Martin Fochler, Emil Hruska, Herbert Stascheit.

Verantwortliche Redakteure und Redaktionsanschriften:

Aktuelles aus Politik und Wirtschaft: Rüdiger Lötzer; GNN-Ver-
lag, Dieffenbachstr. 33, 3. Hof, Eing. C, 10967 Berlin, Tel.
030 / 69 40 10 39, Fax: 030 / 69 40 10 41.
Auslandsberichterstattung: Hardy Vollmer; GNN-Verlag, Wil-
helmstraße 15, 79098 Freiburg, Fax : 0761/ 34961
Regionales West und Ost: Jörg Detjen, (West),GNN-Verlag,Post-
fach 260 226, 50515 Köln. Hausadresse GNN-Verlag, Zülpicher
Str. 7, 50674 Köln, Tel. 02 21 / 21 16 58, Fax : 02 21 / 21 53 73.;
Rüdiger Lötzer, (Ost) s.o. „Aktuelles…“. Regionales West und
Ost wird in Zusammenarbeit mit dem Netzwerk Linke Kom-
munalpolitik hergestellt.
Aus Betrieben und Gewerkschaften: Alfred Küstler, GNN-Ver-
lag, Gutenbergstr. 48, 70176 Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01,
Fax : 0711 / 62 15 32.
Diskussion / Dokumentation und Letzte Seiten: Christiane
Schneider, Hamburg: GNN-Verlag, Palmaille 24, 22767 Ham-
burg, Tel. 040 / 38 13 93, Fax : 040 / 3 89 83 31.

Vierteljährliche Beilage: Rundbrief der „ARGE, Arbeitsge-
meinschaft Konkrete Demokratie, soziale Befreiung bei der
PDS“.

Verlag: GNN-Verlagsgesellschaft Politische Berichte mbH,
50674 Köln,Zülpicher Str.7 und GNN-Verlag,Gutenbergstr. 48,
70176 Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax : 0711 / 62 15 32.

Bezugsbedingungen: Einzelpreis 2,00 DM. Ein Halbjahres-
abonnement kostet 39 DM (Förderabo 65 DM), ein Jahres-
abonnement kostet 78 DM (Förderabo 130 DM). Ein Jahres-
abo für Bezieher aus den neuen Bundesländern: 67,60 DM, So-
zialabo: 52 DM. Ausland: + 13 DM Porto. Buchläden und an-
dere Weiterverkäufer erhalten 30 % Rabatt.
Druck: GNN Süd GmbH Stuttgart

Politische Berichte
– zum Abonnieren – zum Kennenlernen

Hiermit bestelle ich …… Stück pro Ausgabe der PB

� 4 Ausgaben für 10 DM (beilegen) zum Kennenlernen.

� Halb- � Jahresabo (39 DM / 78 DM je Einzelabo)

� Halb- � Jahres-Förderabo (65 DM / 130 DM).

� Halb- � Jahres-Sozialabo (26 DM / 52 DM).

� Halb- � Jahresabo  neue Länder (33,80 DM / 67,60 DM)

� Bankeinzug: Ich ermächtige den GNN-Verlag widerruf-
lich, die Rechnung zu Lasten meines Kontos abzubuchen

Name:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Straße:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Postleitzahl/Ort:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Kto-Nr.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

BLZ:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bank:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Einsenden an: GNN-Verlag, Gutenbergstr. 48, 70176 Stuttgart

ADRESSAUFKLEBER

2. bis 5.Okt.: Bundeskongreß der Verkehrs-
Bürgerinitiativen in Freiburg / Breisgau –
Arbeits- und Aktionstreffen mit über 20
Arbeitsgruppen. Veranstalter: UMKEHR
e.V., Exerzierstr. 20, 13357 Berlin, Tel.
030/4927473, Fax. 4927972

5.-10. Okt.: Gewerkschaftstag der Ge-
werkschaft BAU in Hamburg

6.-10. Okt.: 10. Gewerkschaftskongreß der
Gewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie
in Hannover

11. Okt.: 4. a.o. Gewerkschaftstag der IG
Metall in Mannheim

Vom 5. bis 11. Okt. ist bundesweit „Akti-
onswoche“ der Kampagne gegen unge-
schützte Arbeitsverhältnisse, für Versiche-
rungsschutz für „610-DM-Jobs“.

11./12. Okt.: Herbstkonferenz des Forums
Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften
in Köln, Jugendgästehaus.

12.-15.Okt.: CDU-Bundesparteitag in Lei-
pzig.

14. Okt.: „Mindestlohn – wie und für wen?"
„Öffentliches ExpertInnengespräch" der
PDS-Bundestagsgruppe mit Vertretern
von NGG, IG BAU und IG Medien in Bonn.
Infos bei Anne Alex, 0228/1681918.

24.-26. Okt.: 6. Bildungspolitische Konfe-
renz der PDS: Jugend zwischen Bildung,
Staat und Visionen. Potsdam, Gesamt-
schule 21/31, Kopernikusstr. 30 / Ecke Ste-
phensonstr.Anmeldung bei: PDS / AG Bil-
dungspolitik, PF 100, 10122 Berlin, An-
sprechpartner für inhaltliche und organi-
satorische Fragen: Gerd Buddin,PDS-Par-
teivorstand, Tel. (0 30) 24 00 95 62, Fax (0
30) 2 41 10 46

26.10.-1.Nov.: Gewerkschaftskongreß der
Postgewerkschaft in Bremen

14./16. Nov.: Bundesdelegiertenkonferenz
von Bündnis 90/Grüne in Kassel.

21./22. Nov.: Laut Aufruf des „Kasseler
Friedensforums" sollen wg. der erwarteten
Schlußabstimmung zum „Eurofighter"
bundesweit Infostände u.ä. stattfinden.

21./22. Nov.: Beschäftigungsgipfel in Lu-
xemburg. Der hessische DGB hat den EGB
aufgefordert, dazu eine europaweite De-
monstration zu organisieren, die Bun-
deskordination Euromarsch unterstützt
diese Initiative.

21.-22. Nov.: CSU-Parteitag in München.

22.–23. Nov.: Tagung und Mitgliederver-
sammlung der Bundesarbeitsgemeinschaft
Kritischer Polizistinnen und Polizisten
(Hamburger Signal) e.V. in München (Ho-
tel Sol Inn, Nähe Hbf). Infos bei: BAG Kri-
tische PolizistInnen, c/o Reinhard Bor-
chers, Bachstr. 96d, 22083 Hamburg

5. und 6. Dez.: Europaweite Aktionen ge-
gen Erwerbslosigkeit, ungeschützte Be-
schäftigung und Ausgrenzung

6. und 7. Dez.: Bundesweiter friedenspoli-
tischer Ratschlag der „Friedensbewegung"
in Kassel.

2. bis 4. Dez. SPD-Parteitag in Hannover.

13./14. Dezember: Bundesweite Konferenz
der Euromarsch-Unterstützerinnen und
Unterstützer

3.–6.1.1998: Linke Schule in Thüringen.
Die Winterschule findet diesmal von
Samstag bis Dienstag statt, Ort entweder
Schnepfenthal oder Tambach-Dietharz.

1. März 1998: Landtagswahlen in Nds.

26. April 1998: Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt

MINE
TE

R

12.00 Uhr Mittagessen (nur nach vorhe-
riger Anmeldung)

12.30 Uhr: Konferenzbeginn, Eröffnung
13.00 Uhr: Arbeitsgruppen:

a: Ostpolitik
b: Philosophie
c: Monopol und Hierarchie

15.15 Uhr bis 18 Uhr: 
WAS TUN GEGEN DEN EURO?
Es referieren:

• „Die Rechte und der Euro“ (Mitglie-
der des Arbeitsausschusses)

• „Die PDS und der Euro“ (Sylvia-
Yvonne Kaufmann, stellvertretende
Parteivorsitzende der PDS)
Diskussion

18 bis 19 Uhr: Pause, dann: Plenum:
• Berichte aus den Arbeitsgruppen
• Kurdistan und die deutsche Außen-

politik: Für eine Petition gegen das
PKK-Verbot im Bundestagswahl-
kampf

• Finanzen
gez. Präsidium des Forums kommunisti-
scher Arbeitsgemeinschaften

Einladung zur Herbstkonferenz des 
Forums kommunistischer Arbeitsgemeinschaften

Themenschwerpunkt „Euro“
Samstag, 11. Oktober,Jugendgästeshaus, Köln

AK Politische Berichte und Netzwerk Linke Kommunalpolitik
laden ein zur gemeinsamen Arbeitatagung am Sonntag, 12. Oktober,

im Jugendgästeshaus, Köln, von 8.30 Uhr bis 14 Uhr 

Thema: Selbstbestimmte Medien
im Internet –  Geht das? Wie geht das?

Lohnt sich das?
Siehe auch Seite 22 dieser Ausgabe 


